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Vorwort 


Jede allgemeine geiſtige Strömung einer Zeit wird von einer ihr ge— 
mäßen Rechtslehre begleitet. So entſprach der mittelalterlichen, kirchlichen 
Scholaſtik die theokratiſche Rechtslehre, die das Recht von der Billigung 
der Kirche ableitete. Sie wurde zur Zeit des Rationalismus durch die 
naturrechtliche Lehre abgelöſt, nach der das von Natur gegebene Menſchen— 
recht durch die Vernunft erkannt werden konnte. Die Geiſtesſtrömung der 
Romantik fand in der hiſtoriſchen Rechtslehre ihren Niederſchlag, nach 
der das Recht aus dem verſchiedenen Volksgeiſt der Nationen herrührt. 
Die liberal-materialiſtiſch-jüdiſche Gedankenwelt der letzten Zeiten drückt 
ſich in der poſitiviſtiſchen Rechtslehre aus, nach der alles Recht ſeine 
Quelle im Staate hat. Sie beherrſcht heute noch das Rechtsdenken in 
Deutſchland. Ihr gilt es eine andere, neue Rechtslehre entgegenzuſetzen 
und ihre Richtigkeit zu beweiſen. Die Rechtslehre, die ſich gegenwärtig 
Bahn bricht und im Dritten Reiche herrſchend ſein wird, iſt die „raſſengeſetz— 
liche Rechtslehre“. Sie durchdrang das Rechtsdenken unſerer germaniſchen 
Vorfahren vor Einführung des Chriſtentums und hielt ſich noch im 
deutſchen Rechte des Mittelalters, zeigte ſogar einzelne Spuren noch bis 
in die neueſte Zeit. Geboren aus der nordiſchen Raſſenſeele, lebt ſie ge— 
fühlsmäßig noch heute überall im geſunden Teile unſeres Volkes. Sie 
gilt es jetzt ins klare Bewußtſein zu rufen und ihre unbedingte Richtigkeit 
zu erweiſen. 

Das in dieſer Schrift oft gebrauchte Wort „lebensgeſetzlich“ iſt gleich— 
bedeutend mit dem Fremdwort „biologiſch“. Die Verdeutſchung ſtammt 
von Holle („Allgemeine Biologie“, München, 2. Auflage, 1925). Die 
Erkenntnis der lebensgeſetzlichen und damit raſſiſch bedingten Grundlage 
des Rechts wird heute ſowohl von der Naturwiſſenſchaft als auch von der 
Geiſteswiſſenſchaft immer mehr vertreten. Dieſe Übereinſtimmung des 
Ergebniſſes verſchiedener Forſchungswege iſt ein durchſchlagender Beweis 
für die Richtigkeit der raſſengeſetzlichen Rechtslehre. 

Die innigen Beziehungen zwiſchen Raſſe und Recht harren noch der 
gründlichen wiſſenſchaftlichen Bearbeitung. Vorläufig ſind nur Anſätze 
dazu vorhanden, doch wird ſie hoffentlich nicht mehr lange auf ſich warten 
laſſen. Man wird dann allgemein erkennen, daß die nordiſche Raſſe vorzugs— 
weiſe die rechtsſchöpferiſche genannt werden muß; ihre „ſtaatenbildende“ 
Kraft iſt ja ſchon vielfach hervorgehoben worden. Es wird dann mit der 
beliebten Irrlehre von der „Gewaltpolitik“ der Germanen ebenſo aus 
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fein, wie mit der Verleumdung Preußen-Deutſchlands als „Machtſtaat“ 
und der Verketzerung der nationalſozialiſtiſchen Bewegung als Beſtrebung 
zu einer rechtsverleugnenden Gewaltherrſchaft. In Wahrheit wollen wir 
den auf der lebensgeſetzlichen Rechtslehre aufgebauten Rechtsſtaat. Unſer 
Kampf iſt ein Kampf um die Geltung des ewigen Rechtsgedankens, der 
im heutigen Deutſchland entthront iſt. 


* 


Die hier vorgetragenen Gedanken habe ich teilweiſe ſchon in einigen 
Aufſätzen niedergelegt, die dieſe Schrift ergänzen, vor allem: „Recht und 
Willkür“ (Deutſchlands⸗Erneuerung, 1926, Oktober⸗Heft), „Nordiſcher 
Rechtsgeiſt“ („Sonne“ 1931, März⸗ und April-Heft), „Raſſe und 
Geſetzgebung“ („Sonne“ 1932, März- und April= Heft). Die Bezeichnung 
„lebensgeſetzliche Rechtslehre“ gebrauchte ich zuerſt 1929 in einem Aufſatz 
im „Völkiſchen Beobachter“. Hinweiſen möchte ich noch auf die Arbeiten 
der Marburger Profeſſoren Dr. Walther Merk („Vom Werden und 
Weſen des deutſchen Rechts“, 2. Auflage, Langenſalza 1926; „Der ger— 
maniſche Staatsgedanke“, Langenſalza 1927; „Recht und Staat“, Sonder⸗ 
druck aus „Der Staat“, ohne Jahr) und Dr. Erich Jung („Ehre 
und Gewiſſen“, Zeitſchrift für Rechtsphiloſophie 1929; „Die Überwindung 
des Scholaſtizismus im Rechtsleben“, Januar-Heft 1929 der Süd— 
deutſchen Monatshefte; „Das ſog. Gewohnheitsrecht als Grundfrage der 
Rechtsquellenlehre“, Archiv für Rechts- und Wirtſchaftsphiloſophie, Bd. 
XXII, Heft 2), den Abſchnitt „Das nordiſch-deutſche Recht“ im „Mythus 
des 20. Jahrhunderts“ von Alfred Roſenberg (Hoheneichen-Verlag, 
München 2, N. O., RM. 13,50) und die Zeitſchrift des Bundes national⸗ 
ſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten, „Deutſches Recht“, herausgegeben von 
Dr. Hans Frank II. 


1. Das Recht im Programm der N. S. D. A. P. 


Das Programm der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 
vom 25. Februar 1920 enthält eine ganze Reihe von politiſchen Forde— 
rungen, die eines Tages durch geſetzliche Regelung Wirklichkeit werden 
ſollen, beiſpielsweiſe die Beſchränkung der Staatsbürgerrechte auf deutſche 
Volksgenoſſen (Punkt 4), das Verbot der Einbürgerung Nichtdeutſcher 
(Punkt 8), die Abſchaffung des arbeits- und müheloſen Einkommens 
(Punkt 11), die Verſtaatlichung der Truſts (Punkt 13), die Gewinn⸗ 
beteiligung an Großbetrieben (Punkt 14), den Ausbau der Altersverſor— 
gung (Punkt 15), Bodenreform (Punkt 17) u. a. m. Alle dieſe Ziele er⸗ 
fordern zu ihrer Durchſetzung geſetzlicher, alſo rechtlicher Maßnahmen. 

So weitreichend und umſtürzend aber dieſe Maßnahmen zur Geſundung 
unſeres Volks-, Staats⸗, und Wirtſchaftslebens auch fein werden, ſo be= 
treffen fie im Rahmen des geſamten Rechtslebens doch immer nur Einzel— 
heiten. Schlechte Geſetze ſollen durch beſſere erſetzt, verderbliche Para— 
graphen ſollen geſtrichen, neue Geſetze geſchaffen werden. Aber ſo viel 
auch gebeſſert wird, fo würde doch unſer Rechtsleben als ſolches i m 
ganzen weitergehen, wie es vor 1918 geweſen iſt und durch die No— 
vember⸗Revolution grundſätzlich nicht geändert worden iſt. 

Durch die Änderung im einzelnen bringt alſo das Programm der 
N. S. D. A. P. auf dem Gebiete des Rechts nichts grundſätzlich Neues. 

Aber der Nationalſozialismus iſt nicht nur Partei, er iſt mehr, ſehr 
viel mehr als eine ſolche, er iſt Bewegung, d. h.: die N. S. D. A. P. iſt 
Kämpferin für die Durchſetzung der völkiſchen Weltanſchauung. 

Darin liegt die Größe und Bedeutung der N. S. D. A. P. Eine Partei 
mag ſich bilden, um irgendeine Teilfrage zu löſen, beiſpielsweiſe den 
Impfzwang abzuſchaffen, eine höhere Aufwertung durchzuſetzen. Eine neue 
Weltanſchauung aber legt an alle Dinge einen neuen Wertmaßſtab an; 
ſie prüft und wertet, billigt oder verwirft ſchlechthin alles, was iſt, prüft 
insbeſondere auch die geſamte Rechtsordnung, ob ſie dem neuen Ideal 
gerecht wird. 

Deshalb macht das Programm der N. S. D. A. P. auch mit der Auf: 
zählung einzelner Punkte, die der geſetzlichen Regelung harren, nicht Halt. 
Es rückt vielmehr dem geſamten Rechte als ſolchem, dem geltenden 
Rechtsſyſtem und der herrſchenden Rechtsauffaſſung zu Leibe. 

Den Ausdruck für dieſes tiefgreifende Beſtreben findet das Programm 
in Punkt 19: 


„Wir fordern Erſatz für das der materialiſtiſchen Weltordnung 
dienende römiſche Recht durch ein deutſches Gemeinrecht.“ 


Das iſt ganz allgemein geſprochen, fo allgemein, daß jedes Geſetz, jeg- 
licher Rechtsſatz davon betroffen wird, und doch keine einzelne Rechts⸗ 
einrichtung genannt wird. Staatsrecht und Verwaltungsrecht, bürger—⸗ 
liches Recht und Strafrecht, Verfahrensrecht und Wirtſchaftsrecht — 
alles iſt damit gemeint, aber auf keinem Rechtsgebiete wird eine genaue 
Forderung erhoben, was geändert oder eingeführt werden ſoll. 

Und doch iſt der Grundgedanke völlig klar: er beſagt, daß dem deut: 
ſchen Volke ein Recht geſchaffen werden ſoll, das ſeinem Inhalt nach 
deutſch iſt, das dem deutſchen Weſen angemeſſen iſt. Alles das ſoll be— 
feitigt werden, was im Laufe einer zweitauſendjährigen Rechtsgeſchichte 
als Fremdgut bei uns eingeſchleppt wurde und unter dem Namen „römi⸗ 
ſches Recht“ Aufnahme fand. Dem deutſchen Volke gebührt deutſches 
Recht, das iſt, kurz geſagt, die grundſätzliche rechtspolitiſche Forderung, 
die hier erhoben wird. 

Daraus ergibt ſich die Frage, worin denn grundſätzlich der Unterſchied 
zwiſchen dem deutſchen und dem römiſchen Recht liegt. 


2. Römiſches Recht und deutſches Recht. 


Über den Unterſchied zwiſchen dem römiſchen Recht und dem deutſchen 
Recht iſt viel geſchrieben und geſagt worden. Faſt immer bezieht ſich das 
aber auf Einzelheiten der Rechtsordnung, nicht auf den Geiſt des Ganzen, 
auf den es hier ankommt, und der mit der knappen Kennzeichnung des 
Programms: dort materialiſtiſche Geſinnung — hier Gemeingeiſt, gut 
umriſſen iſt. 

Zum Verſtändnis müſſen wir uns die Tatſachen der Rechtsgeſchichte 
vor Augen halten. 

Die Vorfahren der Römer und Deutſchen gehörten vor einer Zeit von 
vielleicht 3000 Jahren v. Chr. zu einem Volke, dem „nordiſchen Urvolk“. 
Sie waren einer Abſtammung, einer Raſſe, ſie redeten die gleiche Sprache 
und hatten dasſelbe Recht. Unſere Vorfahren blieben, ihre Urſitze im 
Norden Europas nur wenig verlaſſend, in ihrer Heimat ſeßhaft und 
vermiſchten ſich ſo wenig mit fremden Völkern und anderen Raſſen, daß 
der römiſche Schriftſteller Tacitus von ihnen ſagen konnte, ſie ſeien die 
Ureinwohner Germaniens und nur ſich ſelbſt gleich, d. h. unvermiſcht 
und raſſenrein. 

Die Vorfahren der Römer hingegen trennten ſich frühzeitig von dem 
Muttervolke und zogen, wie ſo viele andere nordiſche Stämme, in die 
ſüdlichen Länder. In dieſen kamen ſie alsbald in Berührung mit Menſchen 
anderer Raſſe. So ſtreng auch die alte nordiſche Rechtsordnung die Ver: 
miſchung mit fremdem Blute verbot, auf die Dauer der Jahrhunderte 
ließ ſich die Raſſenreinheit den tauſendfachen Verſuchungen und Ver— 
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lockungen gegenüber doch nicht aufrecht erhalten. Als 753 v. Chr. die 
Stadt Rom gegründet wurde, war das Herrenvolk der römiſchen „Pa— 
trizier“, d. h. der Vatersſöhne, nämlich derjenigen Männer, die einen 
nordiſchen Vater hatten, wohl kaum noch ganz raſſenrein, erſt recht aber 
nicht die wahrſcheinlich unterworfene untere Volksſchicht der „Plebejer“. 
Trotzdem war die ſtaatenbildende Kraft des nordiſchen Blutes ſtark genug, 
den kleinen Stadtſtaat allen Gefahren zum Trotz zu einer achtung— 
gebietenden Weltmacht emporzuheben. 

Aber es kam im Laufe der Zeit, erſt langſam, dann immer ſchneller 
zu Raſſenmiſchungen. Nicht nur Patrizier und Plebejer vermiſchten ſich, 
ſondern auch das Blut der vorwiegend vorderaſiatiſchen Etrusker und 
anderer Mittelmeervölker ſickerte in das römiſche Volk hinein, und je 
größere Ausdehnung das römiſche Weltreich erhielt, deſto größer wurde 
das „Raſſenchaos“ ſeiner Bevölkerung. Während der politiſche Mittelpunkt 
des großen Handelsreiches, die „Weltſtadt“ Rom, alles anzog, was irgend— 
wie ſein Glück machen wollte, gerieten die alten nordiſchen Geſchlechter 
der eigentlichen Römer in hoffnungsloſe Minderheit, verbluteten in den 
Kriegen um die Weltgeltung, waren in den Bürgerkriegen ausgerottet 
worden, verfielen dem Geburtenrückgang oder entarteten durch Raffen: 
ſchande. Juden, Syrer und andere Aſiaten hatten den Handel in der Hand 
und herrſchten durch das Geld, das Heer beſtand bald zum größten Teil 
aus germaniſchen und anderen „Barbaren“, ſelbſt die Kaiſer waren nicht 
mehr eigentliche Römer. Kurz, das römiſche Reich wurde ſchließlich zu 
einer ſeelenloſen Staatsmaſchine, die über eine chaotiſch durcheinander 
gewürfelte Volksmaſſe gebot, die nicht mehr durch natürliche Bande des 
Bluts, ſondern nur noch durch ein Netz ausgeklügelter Rechtsſätze zu— 
ſammengehalten wurde. 

Dieſes „Recht“, um 335 nach Chriſtus durch den oſtrömiſchen Kaiſer 
Juſtinian im „Corpus Juris“ zuſammengefaßt, ift das, was wir unter 
„römiſchem Rechte“ zu verſtehen haben. Machen wir uns den Zuſtand 
klar, unter dem es entſtand, fo haben wir den Schlüſſel zu feinem Ver⸗ 
ſtändnis: An innerem, angeborenem Rechtsgefühl fehlte es zu jener Zeit 
ganz, deſſen Stelle vertrat der ſcharf-logiſche, aber auch rabuliſtiſch-wort⸗ 
Elauberifch = begriffsfpaltende Verſtand. Die Raſſenzerſetzung hatte alle 
fittlichen Bindungen gelöſt, ſtatt deſſen hielt nun die äußere Macht und 
die Zwangsgewalt des Staates die Menſchen zuſammen. Zwiſchen Sitt⸗ 
lichkeit und Recht beſtand kein inneres Verhältnis mehr, folglich galt es 
als berechtigt, den gemeinen Trieben nach materiellem Gewinn ſoweit 
nachzujagen, als die Geſetze dies gerade noch zuließen. Anſtatt Anſtand 
und Treue zu üben, galt es als klug und weiſe, die Geſetze zu umgehen, 
durch ihre Maſchen zu ſchlüpfen und der Göttin Juſtitia ein Schnippchen 
zu ſchlagen. Der Heldengeiſt galt als verachtet, der Händlergeiſt als 
ehrenvoll, das ſelbſtſüchtige Gewinnintereſſe des Einzelnen wurde vorzüg⸗ 
lich geſchützt, des Volkes ſchon deshalb nicht mehr gedacht, weil es ein 
„Volk“ im eigentlichen Sinne, nämlich eine geſchloſſene Blutsgemeinſchaft, 
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nicht mehr gab. An deſſen Stelle ſtand nun die abſtrakte allmächtige 
„Staatsgewalt“, die ſich mit ſtarren Rechtsnormen umgab, hoch erhaben 
über die im Grunde rechtloſen Untertanen, die der Willkür des Herrſchers 
und jedes ſeiner Beamten ſchutzlos preisgegeben waren. 

Freilich kann ſich ein Staat nicht halten, deſſen Grundlage kein 
tüchtiges Staatsvolk bildet, und ſo brach denn das ſtolze Weltreich trotz 
aller politiſchen Ränke und Schlauheiten ſeiner Vertreter und trotz 
feſteſter Anſpannung der autokratiſchen und zentraliſtiſchen Staatsgewalt 
ſchließlich auch ſchmachvoll zuſammen. Sein „Recht“ aber, dies unter dem 
Druck dringendſter Notwendigkeit verſtandesmäßig ſo fein ausgeklügelte 
Paragraphenrecht eines verjudeten Handelsweltreichs, überdauerte ſeinen 
Sturz. Es ward als unſterbliche Leiſtung des menſchlichen Genius be— 
wundert und beſtaunt, als „das Recht“ ſchlechthin angeſehen und von 
der römiſchen Kirche, der tatſächlichen und geiſtigen Erbin des alten 
Römerreiches, den nachkommenden Völkern überliefert und zugeführt. 
Seit der Berührung der Germanen mit der Antike kamen erſt langſam, 
dann mehr und mehr römiſch-rechtliche Gedanken bei uns in Umlauf, bis 
im 15. und 16. Jahrhundert in Deutſchland die mit dem Namen „Recep— 
tion“ bezeichnete bewußte und allgemeine Aufnahme des römiſchen Rechtes 
vorgenommen und die deutſchrechtliche Gedankenwelt gleichzeitig verdrängt 
wurde. 

Dieſe Einführung geiſtigen Fremdgutes und der Verluſt ehemals art— 
eigener Gedanken im Rechte des deutſchen Volkes kam freilich nicht ganz 
von ungefähr. Der Aufnahme des geiſtigen Fremdgutes kam die eigene 
Raſſenzerſetzung entgegen. Wie das alte Römervolk langſam durch Ver— 
miſchung mit nicht-nordiſchen Menſchen raſſiſch zerkreuzt wurde, bis es 
der ſchließlichen Auflöſung anheimfiel, ſo iſt im Laufe der Jahrhunderte 
auch in Deutſchland eine Vermiſchung mit den Nachkommen nicht-nordiſcher 
und nicht⸗germaniſcher Menſchen eingetreten; oſtiſche und oſtbaltiſche, 
dinariſche und weſtiſche Blutsbeſtandteile ſind in den deutſchen Volks— 
körper eingeſickert und haben unſer körperliches und ſeeliſches Erſcheinungs— 
bild verändert. Das nordiſche Blut freilich gab unſerem Leben noch lange 
Zeit den Stempel feiner beſonderen Prägung; es iſt auch heute noch aus⸗ 
ſchlaggebend vertreten und verbindet innerlich alle Volksgenoſſen. Aber 
gerade in den letzten hundert Jahren iſt die Vermiſchung vor allem infolge 
der kapitaliſtiſchen und individualiſtiſch-weltbürgerlichen Einflüſſe und des 
Ausſterbens der Beſten infolge des Geburtenrückganges und den Krieg 
doch ſchon ſo groß geworden, daß wir infolge von „Entnordung“ in einer 
ernſten Kriſis ſind. Dazu kommt, daß das hochkommende Judentum ſich 
zielbewußt unſeres Geiſteslebens bemächtigte und jüdiſche Gedanken gerade 
auch unſere Rechtslehre, Geſetzgebung und Rechtſprechung unter ihren 
Einfluß brachten. Alles das iſt derſelbe Verlauf, den die Dinge auch im 
alten Rom zur Zeit der Republik genommen hatten. Genau ſo haben die 
raſſiſche Zerkreuzung des eigenen Volkes und der Einfluß des Judentums 
nicht nur die Verbiegung und Vernichtung einzelner alter deutſcher Recht— 
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einrichtungen zur Folge gehabt, ſondern koſteten uns heute ſchon über: 
haupt die richtige Vorſtellung von dem, was „Recht“ eigentlich bedeutet. 
Denn ganz anders, als die römiſche Gedankenwelt, faßte der Deutſche, der 
Germane, der alte nordiſche Menſch das Recht auf. Iſt das Wort des 
Tacitus richtig: plurimae leges — pessima res publica, je mehr Geſetze, 
deſto ſchlechter iſt das Staatsweſen, ſo müſſen ehemals in Deutſchland 
die allerbeſten Zuſtände geherrſcht haben, da es keine Geſetze gab. 


Keine Geſetze — das bedeutet nicht, daß es kein Recht gegeben hätte. 
Das Recht aber war ein Gewohnheitsrecht, das man zwar aufzeichnen 
konnte, das aber durch eine „geſetzliche“ Anordnung nicht veränderlich 
war. Noch der Sachſenſpiegel, jene niederdeutſche Rechtsaufzeichnung von 
1230 n. Chr., war kein Geſetzbuch im heutigen Sinne, ſondern nur eine 
Wiedergabe des beſtehenden, ſeit alters geltenden Volksrechts, das nicht 
durch einen Geſetzgeber erfunden oder zuſammenphantaſiert worden war, 
ſondern von dem ſein Verfaſſer ſagt, daß er es nicht ſelbſtherrlich erdacht 
habe, ſondern das uns von „unſeren guten Vorfahren“ vererbt ſei, um 
damit darzutun, daß ſeine Arbeit in verläßlicher Weiſe das verbindliche 
Recht darſtelle. 


Man vergleiche dieſe Auffaſſung mit unſerer heutigen. Wenn heute 
ein Geſetz verfertigt und im Reichsgeſetzblatt abgedruckt wird, ſo geſchieht 
dies nicht, um feſtzuhalten, was Recht iſt, ſondern um den beſtehenden 
Rechtszuſtand wieder mal irgendwie zu verändern. Wenn heute etwas als 
Recht gilt, ſo nimmt man keine Veranlaſſung, noch ein Geſetz zu machen, 
ſondern nur dann, wenn etwas Neues gemacht werden ſoll: sic volo, 
sic jubeo, ſagt der Staat, was geſtern Recht war, ſoll von heute ab 
nicht mehr gelten, und was geſtern unrecht war, iſt ab heute erlaubt; das 
alles mache ich, der Staat, nach meinem Belieben und Gutdünken, zus 
est, quod populus Romanus jubet atque constituit, zu deutſch ge⸗ 
ſprochen: Recht iſt das, was das ſouveräne Volk, vertreten durch den 
Reichstag, befiehlt und anordnet. So dachten die Römer der ſpäteren 
Zeit, ſo die unter gleichem jüdiſchen Einfluß ſtehenden Deutſchen der 
Gegenwart. 

Dem deutſch empfindenden Leſer wird nicht entgangen ſein, daß ſich 
hinter dieſer ſogenannten „Rechtsauffaſſung“ ſchrankenloſe Willkür ver 
birgt. Der Gedanke der Willkür aber iſt dem des Rechts genau entgegen— 
geſetzt. Das eine ſchließt das andere aus. So jedenfalls iſt die germaniſche 
Anſchauung, die ſich in den Überlieferungen des deutſchen Rechts zeigt. 
Danach iſt „Recht“ eben einfach das, was „richtig“ iſt. Irgendein Gewalt— 
haber — der Landesfeind oder ein fremder Tyrann oder der eigene 
Herrſcher oder Staat, das iſt hier gleichgültig — kann zwar gewaltſame 
Anordnungen treffen und mag ſie auch durchſetzen, wenn er die Macht 
dazu hat. Aber niemals kann dadurch irgendein „Recht“ geſchaffen 
werden, das irgendeine rechtliche oder ſittliche Verbindlichkeit zur Folge 
hätte. Derartigen Vorkommniſſen gegenüber hieß es: „Hundert Jahre 


5 


Unrecht machen nicht einen Tag Recht“, oder, wie es in der Bibel heißt 
„Recht muß doch Recht bleiben““. 


Halten wir uns alſo den begrifflichen Unterſchied zwiſchen der römi— 
ſchen und deutſchen Auffaſſung von „Recht“ ganz klar vor Augen: dort 
iſt „Recht“ das, was die willkürlich ſchaltende Staatsgewalt anordnet, 
hier iſt das Recht eine ewige, ſittliche Größe, die über der Staats- 
gewalt ſteht und von dieſer nicht geändert werden kann. Dort hat die 
Macht das Recht, hier herrſcht das Recht über die Macht. Dort iſt die 
Staatsgewalt Herr über das Recht und der Herrſcher ſteht über und 
jenſeits der Rechtsordnung — princeps legibus solutus —, hier iſt 
der Staat Hüter und Schirmer des Rechts. Dort kann der Staat kein 
Unrecht tun, hier gibt es eine „unrechtmäßige Ausübung der Staats⸗ 
gewalt“. Dort wird als Recht angeſehen, was in Geſetzen niedergelegt iſt 
— positum, daher „Poſitivismus“ —, hier iſt nur Das Recht, was der 
ewigen Rechtsidee gemäß iſt, die hoch erhaben über allem Irdiſchen in 
den Sternen ſteht, — hier herrſcht der „Rechtsidealismus“. Dort iſt das 
Sittliche vom Rechtlichen völlig losgelöſt, hier iſt das Recht der Ausdruck 
der ſittlichen Weltordnung. Dort iſt rechtgemäß, was dem Buchſtaben 
Genüge tut, hier tritt die Form hinter dem Inhalt zurück, und der richtige 
Geiſt des Anſtandes iſt das Weſentliche. Dort iſt Leitſtern des Richtigen 
die Erfüllung des Wortes, hier das Gewiſſen. Dort wird das Zweck⸗ 
mäßige, Nützliche, Materielle geſucht, hier das Ewige und Ideale. 

Wenn nun der Römer gefragt wurde, was rechtens ſei, ſo hatte er 
die Antwort leicht. Er ſchlug das Geſetzbuch auf, ſuchte die „einſchlägigen“ 
Titel und Paragraphen und fand darin die Antwort. Wenn dieſe nicht 
unmittelbar aus dem Buchſtaben hervorging, ſo erſchloß er ſie aus 
allgemeinen Grundſätzen mittels logiſcher Schlüſſe, die er an den Buche 
ſtaben anknüpfte. Auf alle Fälle mußte aus dem „poſitiven“ Recht die 
Antwort auf jede Frage hervorgehen, die dem Juriſten geſtellt wird, und 
wenn der rechnende Verſtand noch ſoviel Bockſprünge machen müßte. 

Viel ſchwerer aber hatte es der alte Deutſche, der das Recht weiſen, 
d. h. „wiſſen“ ſollte. Er konnte ſich nicht auf eine Anordnung der Staats: 
gewalt berufen, ſondern mußte ſein Gewiſſen befragen. Er konnte nicht 
in ein Geſetzbuch ſchauen, ſondern mußte die Antwort dem Ideal des 
Rechts entnehmen, das vor ihm aufgerichtet ſtand, jenem allgemeinen 
Rechtsgedanken, der das Gemeinſchaftsleben durchherrſchte und dem Eins 
zelnen verbindliche Richtſchnur des Handelns ſein ſollte. 


Was aber war dieſer Grundgedanke des Rechts? Was wurde als 
Wahrheit und Richtiges angeſehen? 

Eine einheitliche, geſchloſſene Grundanſchauung war es, die ſämtliche 
Lebensäußerungen des germaniſchen Menſchen beſtimmte. Wir müſſen 


* Pſalm 94, 15. In der Bibel ſind viele Gedanken enthalten, die aus dem 
nordiſchen Kulturkreiſe ſtammen und vor allem durch die nordiſchen Perſer zu den 
Juden kamen. 
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uns heute, wo dieſe den vergangenen Zeiten angehörige Auffaſſung längſt 
nicht mehr bekannt iſt und gewußt wird, alle Mühe geben, ſie mit dem 
Verſtande zu erfaſſen und nachzudenken, während ſie früher jedem Volks— 
genoſſen als ſelbſtverſtändlich erſchien und ihm ſo feſt in Fleiſch und 
Blut ſaß, daß es überflüſſig war, über ſie noch groß zu reden und zu 
ſchreiben. Deshalb fehlt es auch an der geſchloſſenen ſchriftlichen Über— 
lieferung der Grundgedanken dieſes Rechtsſyſtems, häufig genug hat 
unſere Wiſſenſchaft deshalb nur das Außerliche zum Gegenſtand ihrer 
Betrachtung gemacht. Seitdem wir aber wiſſen, daß die Germanen nur 
ein Teil des nordiſchen Urvolkes waren, dem auch die alten Inder und 
Perſer, die Vorfahren der Griechen und Römer, Kelten und Slaven 
angehörten, können wir aus dem Vergleichen der älteſten Nachrichten über 
das Recht dieſer Völker auch das alte deutſche Recht viel tiefer verſtehen, 
als es uns ohne dieſe Hilfsmittel möglich wäre. Die deutſchen Rechts— 
quellen gehen ja kaum weiter zurück, als bis auf Tacitus (90 n. Chr.), 
die indiſchen Quellen aber reichen bis auf ungefähr 1500 Jahre vor dem 
Beginn unſerer Zeitrechnung. Der völkiſche Vorkämpfer Houſton Stuard 
Chamberlain hat in ſeiner Schrift „Ariſche Weltanſchauung“ auf den 
Wert der altindiſchen Überlieferungen für die Erkenntnis unſerer eigenen 
Vorgeſchichte beſonders deutlich hingewieſen. Wir müſſen uns eben vor 
Augen halten, daß jene Völker urſprünglich, bevor ſie in fernen Ländern 
frühzeitig der Raſſenmiſchung anheimfielen und „ent-arteten“, d. h. ihren 
angeborenen Charakter verloren, Fleiſch von unſerem Fleiſche, Bein von 
unſerem Bein waren, unſere Sprache redeten, gleicher Seele und gleichen 
Geiſtes waren mit unſeren germaniſchen Vorfahren, folglich auch gleiche 
Grundanſchauungen über das Recht hatten, gleichen Rechtsgeiſt beſaßen, 
nach gleichen Rechten lebten. So vermögen wir das „deutſche Recht“ 
heute wieder genau zu erkennen als ein geſchloſſenes Gefüge ſittlicher 
Gedanken, die ſich ſinnvoll zu einem erhabenen Gebäude ergänzen, deſſen 
Grundriß wir hier zu beſchreiben verſuchen wollen. 

Der Römer der ſpäteren Zeit ſah in dem Einzelmenſchen ein auf ſich 
geſtelltes Weſen, das keine Beziehungen zu anderen Menſchen hatte außer 
denen, die durch äußere Rechtsſatzung geregelt waren; ſoweit ſolche Vor— 
ſchriften fehlten, konnte er tun und laſſen, was er wollte und ihm beliebte. 

Anders der Germane. Für ihn war es ſelbſtverſtändlich, daß der 
Menſch nicht von ſich und für ſich allein da war. Jeder Mann hat einen 
Vater, von dem er abſtammt; der Vater ſeinerſeits hat wieder einen 
Vater, Großvater, Urgroßvater, Urahn und ſo fort: zehn, zwanzig, fünf⸗ 
zig, hundert, tauſend Geſchlechter. Man kann dieſe Kette der natürlichen 
Vorfahren ſo lang denken, wie man will — ein Ende gibt es nicht. 

So kam der Germane auf den Begriff der Unendlichkeit, aus der 
er entſtammte. 

An die Stelle der Unendlichkeit ſetzte er die Idee des Gottes. Von 
einem Gotte ſtammten die Helden ab, von ihm leiteten die alten Ge— 
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Schlechter ihre Herkunft ab. „Deutſche“ — das find die Nachkommen 
des ſtrahlenden Gottes Tiu. Wer auf ihn ſeinen Stamm zurückführen 
konnte, der war gleichen Blutes. 

So hängt das Gebot der Elternehrung eng zuſammen mit dem Ahnen— 
kult und der Verehrung der himmliſchen Götter. 

Deren Blut und Weſen vererbt ſich auf die Nachkommen. Der Sohn 
galt als des alter ego, das „andere Ich“ des Vaters. Wieder geht die 
Kette weiter: auf den Sohn, den Enkelſohn, den Urenkel bis in ferne 
und fernſte Glieder. Wieder erſcheint der Begriff der Unendlichkeit. Das 
Blut, das Weſen, die Art, die von den Vätern ererbt war, mußte dem 
Sohne weitergegeben, an ferne Geſchlechter vererbt werden. 

So iſt es höchſte Pflicht, einen Erben zu haben, der das Geſchlecht 
fortſetzt, die Ahnen und Götter verehrt. In ſeinen Söhnen erlebte der 
Germane den Gedanken der Unſterblichkeit. Alles Recht zielt daher auf 
Erhaltung des Lebens, ihm diente der Beſitz, ihm auch die Einrichtung 
der Ehe. 

Die Ehe iſt deshalb das Rechtsverhältnis ſchlechthin (ö-Recht-Ewig⸗ 
keit). Sollte die Art erhalten bleiben, ſo mußten Kinder in rechtmäßiger 
Verbindung von Mann und Frau erzeugt werden. 

Rechtmäßig aber konnte nur eine ſolche Ehe ſein, bei der die Ehegatten 
eines Blutes, einer Raſſe waren. Dies erforderte der Gedanke der Art— 
erhaltung. Deshalb herrſchte der Grundſatz der Ebenbürtigkeit in allen 
nordiſchen Rechtsordnungen. Nur in Gemeinſchaft mit einer ebenbürtigen, 
das heißt nordiſchen Frau konnte der nordiſche Mann nordiſche Kinder 
erzeugen, die gleicher Art waren mit den Vätern, den Ahnen, den lichten 
Göttern, deren Hausaltäre die nordiſche Herrin des Hauſes zu hegen 
beſtimmt war. 

Deshalb war jede nordiſche Rechtsordnung „vaterrechtlich“ beſtimmt. 
Der Mann iſt es, der die Familie gründet, das Geſchlecht fortſetzt, ſeinen 
Namen und ſeine Rechte vererbt. Bei den nicht-nordiſchen, unterworfenen 
Ureinwohnern des ſüdlichen und weſtlichen Europas und Aſiens war dies 
anders. Da galt jene Rechtsordnung, die man (nicht ganz zutreffend) 
mit dem Namen „Mutterrecht“ bezeichnet hat. Dort beſtimmte das Ver— 
hältnis zu der Frau die Verwandtſchaft. Ohne Rückſicht, wer der Erzeuger 
war, gehörten alle Kinder einer Frau zu der gleichen Familie. Hand in 
Hand mit dieſer Einrichtung geht häufig die rechtlich geübte Vielmännerei, 
ja die orientaliſche Tempelproſtitution. Es ward als gleichgültig angeſehen, 
wer der Vater eines Kindes war; wer die Mutter war, ſtand ja feſt, 
und das genügte. Dieſen Ordnungen des menſchlichen Zuſammenlebens 
fehlte der Gedanke des Raſſenſchutzes. 

Gerade dieſem aber diente das ſtrenge nordiſche Eherecht. Der Mann 
war es, der auf Erhaltung der Art, auf Reinheit der Raſſe achtete. Der 
Sinn der Taufe, der Namensgebung, war es urſprünglich, daß der Mann 
das neugeborene Kind als rechtmäßig erzeugt, als von ihm ſtammend an— 
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erkannte. Einen Ehebruch gab es demnach folgerichtig nach dieſem Rechte 
nur bei der Frau, nicht aber beim Manne, wenn dieſer eine Sklavin zu 
ſich nahm, und noch bis in ſpäte Zeiten hinein hat ſich dieſe Anſchauung 
erhalten. Deſto ſtrenger wurde auf weibliche Ehemoral gehalten, weil die 
Geſchlechter eben nun einmal verſchieden ſind und, wenn ehebrecheriſche 
Frauen zur Regel werden, kein Menſch mehr wiſſen kann, woher die 
Kinder ſtammen. Solchen Verirrungen beugte das alte deutſche Recht vor; 
jeder Feminismus, wie er als Ausdrucksform der orientalifchen Raſſe 
überall einreißt, wo jüdiſches Denken aufkommt, war dem nordifchen 
Menſchen fremd. 

Streng wurde vielmehr das Recht gehandhabt. Es galt nach deutſcher 
Auffaſſung als angeboren, wurde mit dem Blute erworben und mit 
dieſem vererbt. Wie das Blut, die angeborene Weſenheit, von dem Gotte 
kam, fo auch das Recht. War doch Ziu, der lichte Himmelsvater, der Gott 
des Rechtes. Die Rolandsbilder zeigen ihn auf manchem deutſchen Markt: 
platz noch heute als Schirmherrn des Friedens und der Ordnung. Er, der 
Schwertgott, war es, der die Ordnung in der Welt verbürgte. Das Licht— 
zeichen des Hakenkreuzes war Sinnbild dieſer Ordnung der Welten, wie 
ſie im Kreislauf der Sonne, im Wechſel des Mondes, dem Himmels— 
umſchwunge des Sternenhimmels ſich dem Menſchen offenbarte, ihm die 
Grundlagen der Zeitrechnung und der Ortung nach Nord und Süd, Oſt 
und Weſt vermittelte und ſo half, ſich in Zeit und Ort zurechtzufinden. 

Dieſe göttlich geſetzte Ordnung durchzog das Leben des Menſchen. 
Ohne fie war das Leben überhaupt unmöglich. Deshalb gipfelt der Rechts— 
gedanken in dem Gedanken der Ordnung, des Friedens, der Lebens— 
erhaltung. Irgendwelche Ordnung muß beſtehen, ſollen Menſchen über— 
haupt zuſammen und miteinander leben, wie die Erhaltung der Art es 
erfordert. Deshalb war dem nordiſchen Menſchen, dem Germanen, der 
Gedanke fremd, daß das Recht nicht von vornherein dageweſen wäre, daß 
es erſt irgendwie durch den Machtſpruch eines Mächtigen verbindlich ge— 
ſetzt worden ſei. Der Machtgedanke iſt dem deutſchen Rechte völlig un— 
bekannt, für ihn war erſt das Recht, die Ordnung vorhanden, der Götter 
und Menſchen zu dienen beſtimmt ſind. So urſprünglich iſt das Recht, 
daß es mit dem Menſchen unlösbar verbunden zur Welt kommt. Das 
Recht iſt Lebensrecht, iſt mit dem Menſchen geboren, das heißt: Jeder 
Menſch bringt ſoziale Inſtinkte mit ſich, die ihm ſagen, wie er ſich zu ver— 
halten hat, damit ein geordnetes Leben mit anderen Menſchen möglich iſt. 
Dieſer Inſtinkt, der das Rechte anzeigt, iſt das Gewiſſen. Es iſt der 
Sozialtrieb, der Rechtstrieb, der anzeigt, was richtig und falſch, was gut 
oder böſe iſt. 

Dieſe angeborene Fähigkeit, zu fühlen, zu ermeſſen, zu wiſſen, was 
Recht iſt, wie man ſich richtig verhalten ſoll, damit der Frieden, die 
Ordnung in der Gemeinſchaft erhalten bleibt, wurde dem nordiſchen 
Menſchen durch Vererbung von den Ahnen, von dem Rechtsgotte ſelbſt 
überliefert, nicht als angelerntes Wiſſen, nicht als äußerlich übermittelte 
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Weisheit, ſondern durch die Anlage des Blutes. Deshalb kann nicht jeder 
Beliebige das Recht wiſſen, ſondern nur der, der reiner Raſſe iſt, der in 
echter Ehe von Artgenoſſen erzeugt iſt, deſſen Stammbaum rein iſt von 
fremder Beimiſchung. Recht kann deshalb nur von ariſchen, nordiſchen 
Menſchen gewußt, geſetzt, verkündet, geſprochen werden. Nur der nordiſche 
Menſch iſt daher zur Rechtsſchöpfung, d. h. zum Schöpfen des Rechts aus 
dem Urborn der Weisheit beſtimmt. Nur er kann Richter ſein, nur er 
Geſetzgeber, nur er Führer der Gemeinſchaft der Volksgenoſſen. 

Dies wird ſehr ſchön deutlich in der Geſchichte des Wortes „ingenium“; 
wir überſetzen es heute mit „Begabung“, „angeborener Geiſt“, „Genie“, 
„geiſtige Schöpferkraft“. Das iſt aber nicht die urſprüngliche Bedeutung; 
das Wort leitet ſich ab von „gens“, heißt alſo eigentlich das, was im 
Geſchlechte iſt, was angeboren iſt. Der „ingenuus“ iſt derjenige, der aus 
einer der alten nordiſchen, patriziſchen gentes ſtammt, mit anderen Wor— 
ten ein Menſch nordiſcher Raſſe, der kraft ſeiner Veranlagung die 
Schöpferkraft und die Fähigkeit beſitzt, Recht zu wiſſen und zu ſetzen, der 
teilhaftig iſt des durch Vererbung übertragenen nordiſchen Erbwiſſens von 
Gut und Böſe. In den mittelalterlichen Quellen wird dann das Wort 
„ingenuus“ mit „Erlaucht“ oder „Durchlaucht“ überſetzt, das heißt 
eigentlich „der Erleuchtete“ und „Durchleuchtete“; dies bezeichnet alſo 
ebenfalls wieder denjenigen, der das Rechtswiſſen in ſich trägt, und zwar 
nicht durch angelerntes Wiſſen, ſondern kraft ſeiner Abſtammung von 
einem nordiſchen Adelsgeſchlechte, dem dieſe Titulatur zukam. In der 
Berufsbezeichnung „Ingenieur“, d. h. „Erfinder“, hat das Wort „in- 
genuus“ die Bedeutung des Schöpferiſchen erhalten, die nach altnordiſcher 
und altdeutſcher Auffaſſung eben eine durch nordiſches Blut überkommene 
angeborene Fähigkeit iſt. 

Der Mann wurde fo im alten Rechte vor allem nach feiner Herkunft 
und Abſtammung gewertet. Wer reinen Blutes war, hatte das volle Recht, 
das ihm durch natürliche Vererbung, nicht als eine Befugnis, als eine 
Berechtigung, ſondern als eine perſönliche Eigenſchaft überkommen war. 
Deshalb waren gleichen Rechtes alle diejenigen, die gleichen Blutes waren. 
Zunächſt galt dies für die Geſchlechtsgenoſſen, die Brüder, die Vettern, die 
von einem Elternpaare oder einem Ahnenpaare aus rechter Ehe oder einer 
Reihe rechter Ehen abſtammten. Die „gentes“, die „Sippen“, die „Ge⸗ 
ſchlechter“ bildeten daher die Grundlage der Gemeinſchaft. Dem Geſchlecht 
ſtand die Rechtſprechung gegenüber den Sippenangehörigen zu, die Rechts— 
verfolgung gegenüber denjenigen, die das Recht eines Geſchlechtsgenoſſen 
gekränkt hatten, die älteſte Rechtsverfolgung war die „Blutrache“, d. h. 
die Verfolgung des Rechtsbrechers durch die Blutgenoſſen; nicht, daß 
blutige Rache genommen wurde, iſt das Weſentliche, ſondern daß die 
„Rache“, d. h. nichts anderes als Verfolgung des Verbrechers durch die 
natürliche Blutgemeinſchaft, das Geſchlecht, die Rechtsgenoſſenſchaft des⸗ 
jenigen geſucht wurde, der durch einen Rechtsbruch ſo geſchädigt war, daß 
er ſelbſt ſein Recht nicht mehr wahren konnte. 
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Das durch gemeinſame Abſtammung verbundene Geſchlecht iſt die 
kleinſte Gemeinſchaft, in der das Recht, d. h. das ordnungsmäßige Zu⸗ 
ſammenleben der Menſchen offenbar wurde. Dies brauchte nicht durch 
irgendwelche Zwangsſatzungen von oben oder außen geregelt werden. Auch 
heute ſchweigt ja innerhalb der Familie die Rechtspoſaune des Geſetz— 
gebers. Das Verhältnis von den Kindern zu den Eltern, von den Neffen 
zu den Oheimen regelt ſich keineswegs nach irgendwelchen Paragraphen; 
wenn das Familienleben nur halbwegs noch in Ordnung iſt, denkt man 
nicht in den römiſchen Begriffsformen von Anſpruch und Leiſtung, ſon— 
dern man verlangt natürliches, anſtändiges Verhalten der Familien— 
angehörigen untereinander. So müſſen wir uns das Leben innerhalb der 
deutſchrechtlichen Genoſſenſchaft vorſtellen. Man verkehrte untereinander 
nach Regeln, die nicht erdacht oder vorgeſchrieben waren, ſondern die ſich 
aus der natürlichen Veranlagung der Genoſſen von ſelbſt entwickelten 
und in dem Brauch und der Sitte ihren Niederſchlag fanden. 

Die Geſchlechtsgenoſſenſchaft war gleichzeitig eine Nutzungsgemein— 
ſchaft an gemeinſchaftlichem Eigentum. Die ſtraffe römiſche Ausbildung 
des Privateigentums in der Hand und im Dienſte einer einzelnen Perſon 
iſt dem deutſchen Recht fremd. Wie ſich der Einzelne nicht als ein, von 
allen Bindungen freies „Individuum“ anſah, das machen konnte, was 
ihm gefiel, ohne Rückſicht auf das Ganze und Andere, ſo wurde nach deut— 
ſchem Recht das Eigentum auch nicht als ein dem Einzelnen unbeſchränkt 
zuſtehendes Recht angeſehen, ſondern als ein durch ſoziale, genoſſenſchaft— 
liche Rückſichten gebundenes Recht, das demnach gleichzeitig eine Pflicht 
bedeutete. 

Dieſe ſoziale Beſtimmung des Eigentums diente nun letzthin wieder 
dem aller deutſchrechtlichen Geſtaltung übergeordneten Begriff der Art— 
erhaltung, der Fortpflanzung der Familie, des Geſchlechts, des Volkes: 
das Eigentum, das dem Einzelnen zukam, ſollte der Ernährung der Frau 
und der Kinder dienen, und darüber hinaus war es als Ernährungsgrund— 
lage für das ganze Geſchlecht bis in fernſte Zeiten gedacht. Deshalb konnte 
der jeweilige Beſitzer des Gutes nicht frei über das ſeiner Obhut An— 
vertraute verfügen, ſein Recht beſtand vielmehr nur darin, die nötige 
Nahrung daraus zu ziehen, um das Geſchlecht fortzuerben. Die Achtung 
vor den Ahnen, von denen er das Erbe hatte, ward ſo ergänzt durch eine 
pietas contra liberos, eine Ehrenpflicht gegenüber den freigeborenen 
Kindern, denen er das Familiengut erhalten, mehren und vererben ſollte. 
Ein ſolches Eigentum durfte alſo nicht verpraßt oder vergeudet werden, 
es durfte nicht belaſtet oder leichtſinnig veräußert werden, ſondern es 
mußte zu gewiſſer Zeit dem älteſten Sohne übergeben werden, damit dieſer 
auf dem Gute das Geſchlecht fortſetzen konnte, das beſtimmt war, die 
Ahnen zu ehren und die heilige Herdflamme dem Gott zu hüten, der am 
Anfang der Urheber des Lebens geweſen war. 

Darüber, daß der einzelne Familienvater feinen Pflichten auf Erz 
haltung des Geſchlechts nachkam, daß er ſeinen Hausſtand in Ordnung 
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hielt, wachte das Geſchlecht, wachten die Sippenälteſten. Ihre Aufgaben 
hatten bei den alten, nordiſchen Spartanern die Ephoren, bei den alten 
Römern die Cenſoren, die Ihering den „‚perfonifizierten Canon der 
Bauernmoral“ genannt hat. Ihr Amt war, darauf zu achten, daß die 
Familien erhalten wurden, das Familiengut bewahrt und ſo genutzt ward, 
daß es dem Ganzen diente und nicht alle gute Sitte und Sittſamkeit die 
göttlichen und natürlichen Bande der Zucht löſte, ohne die der Untergang 
der Art früher oder ſpäter gewiß iſt. 

Die Gemeinſchaft, der alles diente, war zunächſt das Geſchlecht, d. h. 
eine Gruppe von geſtorbenen, lebenden und noch nicht geborenen Menſchen, 
die durch den Mannesſtamm miteinander verwandt waren, alſo von 
einem Vorfahren abſtammten. Aber es iſt falſch, wollte man annehmen, 
daß das Geſchlecht eine ſelbſtändige Einheit geweſen wäre oder auch nur 
ſo angeſehen worden wäre, alſo als ob alle außerhalb des Geſchlechts 
Stehenden als Fremde betrachtet worden wären. Das Geſchlecht war viel- 
mehr ein Teil eines größeren Ganzen, nämlich des Volkes. Das Volk war 
durchaus nicht ein größeres Geſchlecht, ſondern es war eine Gruppe von 
gleichartigen, raſſiſch gleichen Menſchen, die durch Ehebündnis miteinander 
verbunden waren, und die unter ſich in Geſchlechter zerteilt war. Nicht 
das Geſchlecht als ſolches war das Weſentliche, ſondern das Volk. 

Das ergibt ſich ſchon daraus, daß jedes alte nordiſche Volk in eine 
Reihe von Geſchlechtern zerfiel, aber gleichzeitig das Verbot von Ver— 
wandtſchaftsehen beſtand, alſo der Einzelne oft gezwungen war, ſeine 
Frau aus anderen Geſchlechtern zu nehmen. Die lebensgeſetzliche Einheit 
konnte alſo nicht das Geſchlecht, ſondern nur das Volk ſein, außerhalb 
deſſen eine Eheſchließung häufig ganz verboten war. Die Geſchlechter— 
ordnung war keine Teilung des Volkes, ſondern nur ein ordnendes Prinzip 
innerhalb des Volkes. Demnach war die höchſte biologiſche Einheit, der 
der Menſch zu dienen hatte, die zu erhalten höchſte Lebensaufgabe war, 
das Volk. Von dieſer Blutgemeinſchaft her kam das Recht, ihr diente letzt⸗ 
hin das Recht. Nur innerhalb der Volksgemeinſchaft galt infolgedeſſen 
das Recht. Und weil die Volksgemeinſchaft Blutsgemeinſchaft war, deshalb 
war dieſe auch Rechtsgemeinſchaft, war ſie Rechtsgenoſſenſchaft. Gleiches 
Blut gab gleiches Recht, weil das Recht durch die Abſtammung bedingt 
war. Wer außerhalb der Volksgemeinſchaft war, ſtand auch außerhalb des 
Friedens, außerhalb der Rechtsordnung, war nicht gleichberechtigt und 
nicht ebenbürtig. 

Deshalb war die größte Strafe, die den Einzelnen treffen konnte, die 
Achtung oder Friedloslegung, das heißt die Entfernung aus der Volks— 
gemeinſchaft. Das Strafrecht iſt nach deutſchem Rechte ebenfalls im 
raſſiſch-lebensgeſetzlichen Grundgedanken verwurzelt. Wer durch eine Tat 
zeigte, daß er „entartet“ war, daß er kein taugliches Mitglied der Volks— 
gemeinſchaft war, den traf die Acht: er wurde aus der Gemeinſchaft der 
raſſiſch-lebensgeſetzlich Wertvollen ausgeſchieden, er bekam keine Frau 
aus der Volksgemeinſchaft und konnte keine Volksgenoſſen mehr zeugen. 
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So wurden Eigenſchaften ausgemerzt, die der Einzelne zwar ſchuldlos 
zeigte, weil ſie eben angeboren waren, die aber eben allein durch ihr Vor— 
handenſein die Geſamtheit ſchädigten. Mochte der Ausgeſtoßene — der 
Wehrwolf — ſehen, wo er blieb — in der Gemeinſchaft war kein Raum 
für ihn und ſeine Nachkommen: 

„Hüte dich vor dem Wolfsſproſſen, 

Ein Wolf ſteckt im Wachſenden“, 


mahnt die Edda, das heißt: Wenn der Vater angeborene Eigenſchaften 
gezeigt hatte, die ihn als „unſoziales Element“ kennzeichneten, ſodaß er 
zum geächteten „Wolf“ werden mußte, ſo ſind ſeine Nachkommen ebenſo 
ie e denn die Eigenſchaften der Eltern vererben ſich auf Söhne 
und Enkel. 


Hoch waren die Anforderungen, die an das richtige Verhalten des 
Einzelnen geſtellt wurden. Treue war der Kern germaniſchen Weſens, 
Treue wurde verlangt gegenüber allen Aufgaben, die das Leben und damit 
das Recht dem Einzelnen ſtellte: Treue gegenüber den Göttern, den Ahnen, 
der eigenen Art, der Arbeit für den Beſtand des Geſchlechts und des 
Volkes, Treue vor allem gegenüber dem Rechte, alſo den Pflichten, die 
jeder Volksgenoſſe im Dienſte des Ganzen zu erfüllen hatte, damit dieſes 
beſtehen konnte. Recht und gut war nicht das, was nicht verboten war — 
das iſt die römiſche und unſere heutige Auffaſſung — ſondern das, was 
das ſittliche Gebot zu tun befahl. Das „Recht“ war kein Ding, das aus— 
genutzt werden durfte, ſondern eine umfaſſende Aufgabe und Pflicht, der 
man mit allen Kräften und nötigenfalls unter größten Opfern nach— 
kommen mußte. Treue wurde auch verlangt zum eigenen Wort, denn darin 
gipfelte die germaniſche Anſchauung: zwiſchen dem Sein und dem Schein, 
zwiſchen dem was wahr iſt und was geſagt wurde, ſollte kein Unterſchied 
ſein. Deshalb galt im Recht die höchſte Strenge: Verſprechen mußten 
gehalten werden, ein Mann — ein Wort. So bezog ſich der Gedanke der 
Treue auf den der Wahrheit, die Lüge galt als höchſte Untugend. Gleichnis 
der Treue war die rechte Hand, die als Unterpfand durch Handſchlag ver— 
pfändet oder als Sinnbild der Wahrheit und guten Geſinnung zu den 
Göttern emporgeſtreckt wurde (Schwurhand und Gruß). 


Die Ehre aber kam von der Treue. Ehre war die Stellung, die je— 
mand in der Gemeinſchaft einnahm. Wie die Treue ſich auf die Art— 
erhaltung bezog, ſo auch die Ehre. Sie galt als angeboren und verpflichtete 
zu einem Verhalten, das dem Volke diente und deſſen Art entſprach: ſei 
es im Kampfe, ſei es im Frieden. Hochhalten der Ehre war gleichbedeutend 
mit Erhaltung und Durchſetzung der Art. Ehrlos war es, vor dem Feinde 
zu fliehen, ehrlos aber auch, wer ſeine Art und ſein Weſen verleugnete, 
wer ſeine Handlungen nach anderen Geſichtspunkten richtete, als den des 
höchſten Wohles des Volkes: wer nach perſönlicher Macht oder Geld gierte 
und ſeinen eigenen Vorteil höher achtete, als den Dienſt an der Volks— 
gemeinſchaft. Ehrlos war eine ſchimpfliche Heirat, die Genußſucht wie 
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der ſchnöde Rechtsbruch aus Eigenfucht, ehrlos vor allem der Verrat, der 
Volksverrat, der Verrat am Blutsgenoſſen, dem man zur Treue ver— 
pflichtet war. 

So wurde das Recht von dem Gedanken der Sittlichkeit durchdrungen, 
in deren Mittelpunkte Treue und Ehre als Grundſteine deutſcher Weſens— 
art ſtanden und ihre verpflichtende Kraft aus dem Blute hatten, das in 
unendlichem Strom den Lebenden mit der Ewigkeit verbindet. Dem deut— 
ſchen Rechte war die römiſche Trennung von Geſetz und Moral fremd, 
vielmehr war Recht nur das, was dem ewigen ſittlichen Gedanken ent— 
ſpricht. 

Erhaltung des Lebens: das iſt der Grundton, auf den alles rechtliche 
Verhalten abgeſtellt war. Sie galt als Pflicht zunächſt gegenüber ſich ſelbſt 
und dem eigenen Volke, aber auch gegenüber anderen. Daraus ergibt ſich 
der Begriff der „Freiheit“, der für das deutſche Recht ſo kennzeichnend 
iſt. Gerade gegenüber allen möglichen zweckbezogenen Behauptungen, die 
Germanen und Deutſchen hätten fremde Völker „unterdrückt“, und auch 
die N. S. D. A. P., die ja von ſolchem „teutoniſchen“ Geiſte durchdrungen 
ſei, gehe darauf aus, andere Völker zu unterwerfen und zu knechten, ſie 
zu entrechten und die Welt zu beherrſchen, muß nachdrücklich betont wer— 
den, daß dem deutſchrechtlichen Denken und Empfinden nichts fremder 
iſt, als der Gedanke der Weltherrſchaft, der Unterdrückung anderer Völker 
und der Vernichtung deren Eigenart. Das iſt ja gerade das von uns be— 
kämpfte Weſen aller orientaliſchen Staaten, daß ſie die verſchiedenartigſten 
Völker unter eine Staatsgewalt zuſammenpferchten, ihnen das Rückgrat 
brachen, ihr Leben auslöſchten, ihre Eigenart vernichteten. Das orientali— 
ſierte römiſche Welt-Imperium hat es fo gemacht, indem es den Weltkreis 
unter ſeiner Herrſchaft zuſammenſchmolz und einem Rechte unterwarf. 
Der „Imperialismus“ aber iſt das genaue Gegenteil deutſcher Rechts- 
geſtaltung; in die verrottete antike Welt brachten die Germanen zum 
erſten Male wieder den Gedanken der Freiheit: den Römer behandelten ſie 
als Römer, den Germanen als Germanen, jeder konnte nach dem Rechte 
leben, das „mit ihm geboren“ war. Das römiſche Recht zentraliſiert und 
ſtellt alle Dinge, mögen ſie noch ſo verſchieden ſein, unter gleiches Recht, 
ſchlägt alles über einen Leiſten, vernichtet die Eigenart und tötet die 
Sonderheiten. Das deutſche Recht ſucht gerade das Beſondere auf und 
ſucht es zu ſchützen, zu hegen und zu pflegen. Deshalb ſind alle germani— 
ſchen Staaten Bundesſtaaten, in denen die Eigenarten der einzelnen 
Stämme oder Landesteile gepflegt werden, deshalb iſt die Selbſtver— 
waltung eine kennzeichnend deutſchrechtliche Einrichtung. Deshalb war 
auch das deutſche Recht des Mittelalters fo mannigfach in feinen Einzel— 
formen, daß es für den Fremden ſehr ſchwer verſtändlich war, vor allem 
weil es der verſtandesmäßig-begrifflich-rationaliſtiſchen Erfaſſung wider— 
ſtrebte, die des römiſchen Rechtes viel leichter Herr zu werden vermag. 
Aber darum gerade iſt das deutſche Recht dem Weſen des Volkes viel 
mehr angemeſſen, greift mehr an das Gemüt, verſchmilzt mehr mit dem 
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Gefühl, wird den einzelnen Bedürfniſſen viel eher gerecht und hängt mit 
der geſamten deutſchen Grundanſchauung viel mehr zuſammen, kurz, 
bildet mit Sittlichkeit und Sitte eine unzertrennliche Einheit und weiſt 
den ſittlichen Begriffen eine Stelle zu, die nicht außerhalb des Rechtes 
liegt, wie bei den Römern, ſondern die mitten im Rechte ſeine Wirkſamkeit 
e dies allſeitig durchdringt und ihm ſo ſeine beſondere Färbung 
verleiht. 

Die Macht aber galt nicht als Quelle des Rechts, ſondern diente ihm. 
Tiu, der germaniſche Rechtsgott, trug das Schwert und war gleichzeitig 
der Kriegsgott. Das iſt kein Gegenſatz, kein Widerſpruch, wenn wir die 
altdeutſche Auffaſſung recht verſtehen. Das Recht bedarf des Schutzes, 
des ſteten Eintretens für ſeine Durchſetzung. Die Welt, die Freiheit und 
das Recht ſind nicht für Feige da, ſondern für den Tapferen und Mutigen. 
Wer ſich zum Wurm macht, darf ſich nicht wundern, wenn er mit Füßen 
getreten wird. Das Recht ſetzt zu ſeiner Wirkſamkeit die fortwährende 
Bereitſchaft voraus, es zu behaupten. 

So gilt nach deutſchrechtlicher Auffaſſung der Krieg nicht als Rechts— 
bruch, ſondern als Rechtshandlung. Mannigfach waren die Formen, unter 
denen der Rechtsgang vor ſich ging, ritterliches Verhalten auch dem Feinde 
gegenüber galt als ſelbſtverſtändliche Ehrenpflicht. Wie das Gerichtsver— 
fahren den gerichtlichen Zweikampf kannte, in dem die Gegner, deren 
Rechtsſtreit nicht zu entwirren war, um das Recht und ihre Ehre kämpften, 
ſo galt der Krieg als ritterliche und ehrenvolle Auseinanderſetzung über 
einen Rechtsanſpruch, den zwei Völker an das Leben ſtellten. Denn fremd 
war der deutſchen Auffaſſung die römiſche Begriffswelt, daß irgendeine 
Grenze, irgendeine Regelung ſtarre Dauer haben könnte durch die Jahr— 
hunderte. Völker werden und vergehen, ſie wachſen und breiten ſich aus, 
wenn ihre lebensgeſetzliche Kraft ungebrochen iſt, ſie verkommen und 
gehen unter, wenn ihre ſittliche Kraft nicht ausreicht, den Beſtand zu 
erhalten und die Zukunft zu meiſtern. Dem Schwachen aber gegenüber 
hat der Kräftige das Recht, den Anſpruch, daß er ihm den Platz räume, 
ihm Land abtrete, wo er ſiedeln kann und für die Nachkommen Platz zum 
Leben gewinnt. Über die Kraft aber entſcheidet der ehrenvolle Kampf, und 
das Schickſal entſcheidet, wer Sieger iſt, wer Sieger ſein muß, ſoll das 
Leben auch des Beſſeren und Stärkeren nicht verkümmern. Darin aber 
liegt die göttliche Gerechtigkeit, daß ſchließlich doch der Tapfere und 
Kräftige das Feld behauptet, und fromm beugte ſich der Germane dem 
Schickſalsſpruch, wenn der ſtärkere Gegner ihn beſiegte, ritterlich aber 
behandelte der Sieger den ehrenvoll unterlegenen Feind. 

So ſtanden Krieg und Frieden, ſo ſtand das ganze Leben des germani— 
ſchen Deutſchen unter dem Recht, unter göttlicher Fügung, unter dem 
ewigen Geſetze des Lebens; ſo bedeutete Rechtswahrung nichts anderes als 
Lebenserhaltung, ſo war der Kampf ums Recht gleichzeitig ein Kampf um 
das Leben, ſo war jedes Recht ein Lebensrecht, in dem alle Sittlichkeit 
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3. Die Sehnſucht nach deutſchem Recht. 


Haben wir uns dieſe enge Verbindung richtig klar gemacht, die nach 
deutſcher Auffaſſung zwiſchen Recht und Sittlichkeit beſteht, ſo verſtehen 
wir, welches Unheil in unſerem Volke durch die Übernahme der abſtrakt⸗ 
logiſchen römiſchen Rechtsſätze angerichtet worden iſt. Jede Verbindung 
zwiſchen Recht und Raſſe, zwiſchen Geſetz und Sittlichkeit, zwiſchen Recht 
und Leben iſt damit gelöſt worden. Die ſtärkere verſtandesmäßige Klarheit 
wurde mit dem Verluſt des ſicheren Rechtsgefühls und des ſittlichen 
Gedankens im Rechte erkauft. Das Recht ward ſeiner ſittlichen Hoheit 
entkleidet und zum Spielball gelehrter Begriffsjurisprudenz, rabuliſtiſcher 
Verdrehung und einer ſeelenloſen Geſetzgebungsmaſchine herabgewürdigt. 
Das Volk wurde aus dem Rechtsleben von der Stellung eines Herrn in 
die Rolle eines Objekts hinuntergeworfen, das Volksrecht ward Juriſten— 
recht. Nicht mehr dem Leben des Volkes diente das Recht, ſondern das 
Volk ward dem ſtarren Paragraphen untertan. Jede lebensgeſetzliche 
Richtung des Rechts, jede Verbindung mit den natürlichen Gegebenheiten 
des Blutes und der Raſſe, damit aber auch die notwendige Verſchmelzung 
von Sittlichkeit und Recht, von Rechtsgefühl und Geſetz wurde zerriſſen 
und beſeitigt. Dem Volke war das Recht, das nicht von ihm ſtammte 
und ihm nicht angepaßt war, fremd geworden. 

So iſt verſtändlich, daß die Beſten unſeres Volkes Sehnſucht nach 
einem Rechte empfanden, das unſerer deutſchen Art entſpricht. Es iſt 
zweckmäßig, einige dieſer Außerungen hier anzuführen, um damit zu 
erweiſen, daß wir Nationalſozialiſten mit unſerer Forderung nach deut— 
ſchem Rechte einem uralten Verlangen folgen, deſſen Erfüllung zum 
Aufbau eines völkiſchen Staatsweſens notwendige Vorausſetzung iſt, und 
wir nicht nur einer volksfeindlichen, wirklichkeitsfremden Theorie huldigen. 

Schon Luther war ein Gegner des römiſchen Rechts. Er wollte 
ſtatt des „weitläufigen und fern geſuchten Recht“ wieder „Landrecht und 
Landſitten“ haben. „Wollt Gott“, ſagte er, „daß, wie ein jeglich Land 
ſein eigen Art und Gaben hat, alſo auch mit eigenen kurzen Rechten 
regiert würden, wie ſie regiert ſein geweſen, ehe ſolch (römiſches) Recht 
ſein erfunden.“ Goethe — „der alles wußte“ — äußerte ſich, auch im 
Staatsleben „iſt für eine Nation nur das gut, was aus ihrem Kern und 
ihrem eigenen allgemeinen Bedürfnis hervorgegangen ohne Nachäffung 
einer andern“, und der katholiſche Biſchof Frhr. v. Ketteler forderte 1866 
„einen vollſtändigen und gründlichen Bruch mit der Nachäfferei (in römi— 
ſchen Gedankengängen verwurzelter) franzöſiſcher Staatsformen“, denn: 
„Wir werden nie zu einem ruhig fortſchreitenden inneren politiſchen Leben 
kommen, ſolange wir immer nach fremden Muſtern ſchauen und gedanken— 
los nachſchwätzen, was dort vorgeſchwätzt wird.“ Folglich: „Wir müſſen 
wieder auf deutſchem Fundamente unſer deutſches Staatsweſen aufbauen, 
nicht den Formen nach, wie wir ſie in den letzten Jahrhunderten vorfinden, 
aber den Ideen nach, die das germaniſche Staatsweſen durchdrungen 
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haben“. Dann fagte der große Geſchichtsſchreiber Ranke: „Eine uns 
eigene große deutſche Aufgabe haben wir zu löſen: den echt deutſchen 
Staat haben wir auszubilden, wie er dem Genius der Nation entſpricht.“ 


Auch die Juriſten haben die Forderung nach arteigenem Rechte immer 
wieder erhoben. Der Schöpfer der neueren Staatslehre von der Gewalten— 
teilung, der Franzoſe Montesquieu bekannte ſich in ſeiner grundlegenden 
Schrift „Geiſt der Geſetze“ ausdrücklich zu der Notwendigkeit, daß jedes 
Volk ſein ihm angepaßtes Recht haben müſſe mit den Worten: „Sie (die 
Geſetze) müſſen derartig auf die Eigenart der Völker zugeſchnitten ſein, 
für die ſie gemacht ſind, daß es ein ſehr großer Zufall iſt, wenn die 
Geſetze, die dem einen Volk zuträglich ſind, für ein anderes paſſen.“ Der 
verdiente Deutſchrechtler Otto von Gierke, dem wir einen großen Teil 
unſerer Kenntnis vom Weſen des deutſchen Rechts verdanken, ſchrieb 
ſchließlich die ſchöne Mahnung: „Dem deutſchen Volke gebührt deutſches 
Recht. Unſagbaren Schaden hat unſerem Volkstum die lange Fremdherr— 
ſchaft des römiſchen Rechtes zugefügt.“ Dashalb müſſen wir „bei dem 
Ausbau unſeres Zukunftsrechtes deſſen eingedenk ſein, daß es friſche 
Jugend nur aus dem Geiſt unſeres eingeborenen Rechts ſchöpfen kann 
und darum vor allem ſich zum Ziele ſetzen muß, die unſterblichen ger= 
maniſchen Rechtsgedanken in verjüngter Form zu verkörpern.“ 

Damit iſt das Ziel geſetzt, dem wir zuſtreben. Vor jeder praktiſchen 
Forderung aber ſteht die theoretiſche. Der einzelne Rechtsſatz, ſo wichtig 
er iſt, gewinnt doch erſt Kraft und Inhalt im Gefüge des Ganzen. Nicht 
nur die einzelnen Paragraphen unſeres Geſetzesrechts, ſondern vor allem 
unſere herrſchende Rechtslehre iſt daher darauf zu prüfen, ob ſie 
deutſchrechtlich iſt oder nicht, und danach müſſen wir ermitteln, ob ſie 
richtig iſt. Denn wäre fie römiſch- rechtlich, aber trotzdem unüberwindbar, 
ſo hülfe uns alles Streben nach einer deutſchen Rechtstheorie ſehr wenig, 
wir müßten die Überlegenheit des römiſch-byzantiniſchen Rechts eben anz 
erkennen und, wenn auch zähneknirſchend, auf die Geſtaltung unſeres 
Rechtslebens nach deutſchen Rechtsgedanken verzichten. 

An dieſer Frage der Richtigkeit der deutſchrechtlichen Theorie iſt bisher 
jede wahre Rechtserneuerung geſcheitert. Ging man an die philoſophiſch— 
logiſche Prüfung heran, ſo ſchien es ſchließlich immer ſo, daß das deutſche 
Recht zwar eigenartig ſei, aber doch einem „überwundenen“ Zeitalter 
angehöre und für den „Fortſchritt“ der „erleuchteten“ Gegenwart keinen 
anderen Wert mehr habe, als den der hiſtoriſchen Betrachtung. 


So erging es dem bislang immer noch größten aller deutſchen Juriſten, 
Friedrich Carl von Savigny, dem „Romantiker“ in der deutſchen 
Rechtswiſſenſchaft. Unter „Romantik“ — es iſt bezeichnend für unſere 
Zeit, daß dies Wort in Verruf kam — verſteht man jene Geiſtesſtrömung 
vor 100 Jahren, die weſentlich dazu beitrug, unſer Volk zum Bewußtſein 
ſeiner Eigenart zu bringen, ſeine großen kulturellen Leiſtungen aufzuzeigen 
und ſein Weſen zu deuten. Fichte auf dem Gebiete der Philoſophie, 
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Schleiermacher in der Theologie, Niebuhr in der Geſchichts— 
ſchreibung, Bopp in der Sprachwiſſenſchaft, Grimm in der Deutſch— 
kunde, Liſt in den Wirtſchaftswiſſenſchaften ſind die leuchtenden Namen, 
die uns vorſchweben, und an die wir heute wieder anknüpfen. Sie alle 
hatten den weltbürgerlichen Ideen jener Zeit gegenüber den Wert des 
Völkiſchen betont, das beſondere geiſtige Weſen der Völker erkannt und 
herausgeſtellt. Sie nannten dieſe mit den Augen nicht erkennbare, mit 
den Händen nicht faßbare, aber doch in allen Erſcheinungen des Volks— 
lebens vorhandene Größe den „Volksgeiſt“. 

In dem Volksgeiſt ſah Savigny die Quelle allen Rechts. Gegenüber 
der herrſchenden Theorie, daß die Natur des Rechts mit der Vernunft 
erkannt, ſozuſagen durch logiſches Denken erfunden werden könne, betonte 
Savigny, daß das Recht bei den verſchiedenen Völkern verſchieden ſei, 
weil der Volksgeiſt der Völker verſchieden ſei, und daß es ſich mit dem 
Volksgeiſt und durch dieſen verändere. Der Volksgeiſt gehe durch alle 
Generationen eines Volkes hindurch und verbinde ſie zu einer Einheit. 
Er errege in allen Gliedern des Volkes gewiſſe gemeinſame Überzeugungen, 
und dieſe bildeten dann das Recht, das alſo vorzugsweiſe Gewohnheits— 
recht ſein müſſe, weil es durch überall ſtill wirkſame, geiſtige Kräfte 
erzeugt werde. Man hätte meinen ſollen, Savigny wäre nun von dieſem 
Standpunkt aus zu der Forderung gekommen, daß das Recht der Deutſchen 
deutſches Recht ſein müſſe. In dem Beſtreben der „hiſtoriſchen Rechts— 
ſchule“ aber, überall auf die älteſte Form des Rechts zurückzugehen und 
auf dieſer Grundlage dann das geltende Recht zu verſtehen, geriet Savigny 
von dem damals in Deutſchland herrſchenden „gemeinen“ römiſchen Recht 
auf das alte römiſche Recht, deſſen Bedeutung er weit überſchätzte. Bei 
folgerichtiger Durchdenkung ſeiner Rechtslehre hätte Savigny zu dem alten 
deutſchen Recht gelangen müſſen. So aber blieb ſeine Arbeit ein Torſo. 

Von dieſer oft bemerkten und gerügten Verirrung abgeſehen aber hat 
die „hiſtoriſche Rechtsſchule“ und Savigny doch das unbeſtreitbare Ver— 
dienſt, gegenüber allen „internationalen“ Rechtstheorien die Verbindung 
zwiſchen Volk und Recht eindeutig aufgedeckt zu haben. Damit knüpfte er 
zum erſten Male wieder an dem alten deutſchen Rechtsgedanken an. Denn 
es läßt ſich nicht leugnen, daß die Volksgeiſt-Theorie ausgeſprochen deutſch—⸗ 
rechtlich gefühlt und gedacht iſt. Sie hält ſich von dem römiſchen Gedanken 
fern, daß das Recht durch die Macht des Staates geſetzt werde. Gegen- 
über dem Geſetzesrecht betont ſie den Wert des Gewohnheitsrechts. Sie 
zerſchlägt den Glauben an ein für alle Zeiten und alle Völker gleichartiges 
Recht und ſieht das Volk als Quelle allen Rechts an. Wir ſahen, daß 
alles dieſes auch die alte germaniſche Anſchauung geweſen iſt. 

Dieſe Rechtslehre Savignys blieb in Deutſchland bis über die Mitte 
des vorigen Jahrhunderts hinaus herrſchend. In England iſt die hiſtoriſche 
Rechtsſchule heute noch von Einfluß. Zu dem Glauben an das alte, ſeinem 
Weſen nach international gedachte Naturrecht fand die Wiſſenſchaft feit- 
dem auch nicht mehr zurück. 
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Trotzdem lehnte die Kritik ſchließlich die Lehre Savignys ab. Einmal 
beſage dieſe Lehre nichts über die Idee des Rechts als ſolche; ſie erkläre 
nur das vorhandene Recht, ſage aber nichts darüber, ob dieſes jeweils 
auch recht und richtig ſei. Vor allem fragte man, was denn eigentlich der 
„Volksgeiſt“ ſei; dieſer ſei eine romantiſche Grundlage, die vag und 
myſtiſch wäre, mit der man nichts anfangen könne. „Die Behauptung 
der Volksſeele, als eines unwandelbar beſtehenden Weſens, iſt aber nicht 
nur myſtiſch, ſondern auch widerſpruchsvoll. Denn da der Volksgeiſt das 
Recht in der geſchichtlichen Erfahrung verurſachen ſoll, ſo würde er, wie 
jede beſondere Urſache, ſelbſt wieder die Wirkung einer anderen Urſache 
ſein, und müßte überhaupt, als Eigenſchaft eines begrenzten Naturdinges, 
des Volkes, eine erkennbare Naturerſcheinung ſein — was er beides, nach 
jener Lehre, nicht fein ſoll“ (Stammler). 

So warf man denn die Volksgeiſt-Lehre über Bord und gab damit 
zugleich auch die deutſchrechtliche Betrachtungsweiſe auf, die von ihr ein— 
geleitet war. Statt deſſen ergab man ſich dem ſogenannten Empirismus 
und Poſitivismus, das heißt, man nahm die geſetzten Rechtsnormen als 
ſolche hin, wie ſie waren, klammerte ſich an den Buchſtaben, erforſchte 
dieſen ohne Rückſicht darauf, woher er kam, hielt nur das für Recht, was 
als ſolches vom Staate geſetzt war und erklärte kurzerhand alles das für 
Recht, was der Staat in die Geſetzesbücher hineinſchrieb. Indem man auf 
die rechtsphiloſophiſche Frageſtellung überhaupt verzichtete, kam man ſo 
auf die römiſch⸗rechtliche Anſchauung von der Herrſchaft des Staates 
über das Recht zurück und nahm zum Leitſtern der Geſetzesmacherei 
ſchließlich den bloßen Nützlichkeitsgedanken: die Verjudung unſeres ge— 
ſamten Kulturlebens ergriff damit auch von unſerem Rechtsleben Beſitz. 
Trotz aller Erkenntnis, daß das deutſche Volk ein deutſches Recht haben 
ſolle, trotz einiger Anläufe, einzelne deutſchrechtliche Einrichtungen wieder 
zu beleben, trotz der Verdeutſchung unſerer Rechtsſprache, trotz der ſtär— 
keren Berückſichtigung der deutſchen Rechtsgeſchichte auf unſeren Univerſi— 
täten wurde unſer praktiſches Rechtsleben immer römiſcher, materialiſtiſcher, 
jüdiſcher, denn man verdeutſchte allenfalls einige Einzelheiten, folgte aber 
im Ganzen nun erſt recht der römiſch-byzantiniſch-orientaliſchen Rechts⸗ 
anſchauung und vergaß den deutſchen Rechtsgedanken als ſolchen voll— 
ſtändig. Es fragt ſich aber, ob dieſer nicht doch richtig und die herrſchende 
Lehre falſch iſt. 


4. Die Unrichtigkeit der herrſchenden Rechtslehre. 

Quelle allen Rechts iſt der Staat. Was der Staat als Recht ſetzt, 
iſt verbindlich. Recht iſt, was in den Geſetzen ſteht oder vom Staat als 
Recht anerkannt wird. 

Das iſt in kurzen Worten der Inhalt der jetzt herrſchenden Rechts— 
anſchauung, wie ſie von den deutſchen Gerichten und der Juriſtenwelt 
vertreten wird. 
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Es iſt die Frage zu ſtellen, ob dieſe Anſchauung richtig ift. 

Um ſie zu beantworten, müſſen wir erſt fragen, woran ſich denn 
überhaupt die Richtigkeit eines Gedanken ermißt. Die wiſſenſchaftliche 
Antwort lautet: ein Gedanke iſt richtig, wenn er ſich einem übergeord— 
neten Ganzen harmoniſch, lückenlos und reibungslos einordnet. Die Richtige 
keit ergibt ſich aus der Harmonie aller Erſcheinungen. Ein Gedanke, der 
einem anderen Gedanken widerſpricht, iſt nicht richtig, wenn dieſer andere 
Gedanke richtig iſt. „Der Gedanke der Richtigkeit bedeutet ein einheitlich 
geordnetes Vorſtellen. Richtig heißt ſoviel, wie: einheitlich geordnet. Es 
bildet den Gegenſatz zu einem wilden und wirren geiſtigen Erleben“ 
(Stammler). 

Danach iſt die herrſchende Rechtsanſchauung nicht richtig, denn fie 
vermag die Erſcheinungen des Rechtslebens nicht zu erklären; ſie iſt nicht 
ſchlüſſig. Es ſind vor allem drei Punkte, die ihre Unrichtigkeit erweiſen: 


1. Die herrſchende Rechtslehre gibt keine Antwort auf die Frage, woher 
das Staatsrecht kommt. Der Staat iſt unbeſtritten eine rechtliche 
Einrichtung. Seine Organiſation, ſeine Verfaſſung iſt rechtlich geord— 
net. Wenn der Staat nun Quelle allen Rechtes ſein ſoll, ſo müßte 
er ſich ſelbſt geſchaffen haben. Er hätte ſich dann wie Münchhauſen 
ſelbſt am eigenen Schopfe aus dem Sumpf gezogen. Auf die Frage, 
woher das Staatsrecht kommt, wo die Quelle des Staatsrechtes iſt, 
vermag alſo die herrſchende Rechtslehre keine Antwort zu geben. 


2. Noch weniger kann die Herkunft des Völkerrechts erklärt werden, 
das die Beziehungen zwiſchen den Staaten rechtlich regelt. Da eine 
Erklärung nach der herrſchenden Lehre nicht möglich iſt, hat man 
ſchon verſucht, das Vorhandenſein eines Völkerrechts überhaupt zu 
leugnen; die Beziehungen zwiſchen den Staaten würden autonom von 
jedem einzelnen Staat geregelt, es gäbe alſo eigentlich nur ein deut— 
ſches, franzöſiſches, engliſches, japaniſches uſw. Völkerrecht, das ſeine 
Quelle in jedem dieſer Staaten habe. Dieſe Auffaſſung aber tut den 
Tatſachen Gewalt an und iſt deshalb unhaltbar. 


3. Allgemein anerkannt iſt das Vorhandenſein des Gewohnheits—⸗ 
rechts, das neben dem, ja auch gegen das vom Staate geſetzte Recht 
ſelbſtſtändig ohne deſſen Zutun entſteht. Die herrſchende Lehre ſagt, 
das Gewohnheitsrecht ſei Recht durch ſtillſchweigende Duldung und 
Anerkennung durch den Staat, habe alſo ſeine verbindliche Kraft erſt 
durch den Staat. Aber etwas, was geduldet und anerkannt wird, muß 
doch ſchon vorhanden ſein. Der Staat kann alſo nicht Schöpfer, nicht 
Quelle des Gewohnheitsrechtes ſein, dieſes muß vielmehr einen an— 
deren Urſprung beſitzen. Eine Antwort auf die Frage, woher das 
Gewohnheitsrecht kommt, kann die herrſchende Rechtslehre nicht geben. 


Deshalb iſt dieſe nicht ſchlüſſig, ſie iſt falſch. Der Staat iſt alſo nicht 
Quelle des Rechts, das Recht muß einen anderen Urſprung haben. Die 
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orientalifcherömifchzrechtliche Theorie iſt uns demnach nicht nur fremd, ſon— 
dern ſie iſt obendrein auch noch unrichtig. Es fragt ſich alſo, ob nicht die 
deutſchrechtliche Anſchauung doch richtig iſt. Enthält die Savignyſche Lehre 
nicht doch einen wahren Kern? 


5. Die Richtigkeit der deutſchrechtlichen Rechtslehre. 


Nach deutſcher Auffaſſung entſpringt das Recht der ewigen Rechtsidee 
und wird offenbart durch das Rechtsgefühl des Volkes, dem dieſes Recht 
angeboren erſcheint. Es iſt eine dem Volke zugehörige Eigenſchaft, ohne 
deren Wirkſamkeit ein Zuſammenleben des Volkes nicht möglich iſt. Ohne 
Recht kein Leben. 

Das Volk iſt eine natürlich gegebene Tatſache. Der Einzelne iſt nicht 
anders denkbar, denn als Glied einer Mehrzahl von Menſchen, denen er 
entſtammt. Kein Menſch iſt aus ſich da, ſondern jeder Menſch hat Vater 
und Mutter, hat Vorfahren, von denen er ſein körperliches Weſen und 
ſeine geiſtige Veranlagung ererbt hat. 

Zu der natürlichen Veranlagung des Menſchen gehört ſein Sozialtrieb. 
Der Menſch iſt ein geſelliges Lebeweſen. Ein Menſch allein iſt zum Unter— 
gange beſtimmt, ſchon weil ihm die Möglichkeit der Verbindung mit einem 
Gatten fehlt, aber auch, weil er in ſeiner Kindheit auf die Wartung, 
Pflege und Ernährung durch erwachſene Menſchen angewieſen iſt. 

Jeder Gedankengang alſo, der von der Einzelperſon ausgeht, vom 
Individuum, und dieſes als Quelle alles Seins hinzuſtellen ſich bemüht, 
widerſpricht den Tatſachen. Das iſt die grundlegende Anſchauung der 
Lehre Fichtes, die bisher unangreifbar geblieben iſt. 

Es iſt falſch, wenn man das Recht aus einem Gewaltverhältnis ab— 
leitet, das ein Einzelner über andere Menſchen ausübe. Es iſt auch falſch, 
wenn man das Recht auf bewußte Gedanken, auf den Willen zurückführt. 
Das Recht iſt vielmehr in jeder Gemeinſchaft von Menſchen als natur— 
gegebene Tatſache vorhanden, weil eben eine ſolche Gemeinſchaft ohne 
irgendwie geregelte Beziehungen der Menſchen untereinander gar nicht 
9 5 werden kann, da ſonſt die Gemeinſchaft überhaupt nicht ſein 
önnte. 

Es iſt alſo richtig, daß das Recht mit den Menſchen geboren wird. 
Es iſt richtig, daß jedes Recht ein Lebensrecht iſt. Es iſt richtig, daß der 
Staat, das Völkerrecht, das Gewohnheitsrecht ihre Quellen in dem Sozial— 
trieb der Menſchen haben, in der gemeinſchaftsbildenden, rechtserzeugenden 
Kraft, die dem Menſchen angeboren iſt. 

Wenn man dieſe in der Gemeinſchaft des Volkes wirkſame Kraft 
den „Volksgeiſt“ nennt, ſo erweiſt ſich auch die Rechtslehre Savignys 
als zutreffend. Nur konnte man mit dem „Volksgeiſt“ bisher nichts an— 
fangen, weil die Tatſachen der Vererbung unbekannt waren. Solange dies 
der Fall war, beſagten Begriffe wie „Rechtsgefühl“ und „Rechtsgewiſſen“ 
gar nichts. 


Man muß ſich vor Augen halten, daß überhaupt der Glaube an 
die allſchöpferiſche Kraft der Umwelt dem Gedanken den Boden ent— 
zog, daß der Menſch gewiſſe Gaben geiſtiger Art von ſich aus mitbringt, 
daß beſtimmte Kräfte dem Menſchen angeboren ſind. Man konnte es 
ſich alſo auch nicht vorſtellen, daß das Recht von dem Rechtsgefühl der 
Menſchen ſeinen Ausgang nimmt, ſondern ſuchte irgendwo in der „Um— 
welt“, in Einrichtungen außerhalb der Menſchen die Quelle des Rechts. 
Als ſolche außerhalb der Menſchen vorhandene Größe hatte man ehedem 
(vor Savigny) die „Vernunft“ (ratio) angeſehen, die den Dingen inne— 
wohne — eine Annahme, die als unhaltbar erkannt iſt und grotesk 
anmutet; denn es ſteht dahin, wo dieſe Vernunft außerhalb des menſch— 
lichen Geiſtes ihren Sitz haben ſoll. Die herrſchende Lehre ſtellt den 
Staat als Rechtsquelle hin, da dieſer außerhalb des Menſchen ſteht und 
ihm das Recht zu ſetzen vermag, inſoweit alſo die Umwelt geſtaltet. Auch 
dies iſt unrichtig, denn der Staat ſchafft nicht den Menſchen, ſondern 
dieſe bilden den Staat. Demnach iſt jede Ableitung des Rechtes aus 
einer Stelle in der Umwelt der Menſchen unzutreffend. Das Recht geht 
vielmehr von den Menſchen aus. 

Damit iſt über den Inhalt des Rechts noch nichts geſagt. Man kann 
ſich denken, daß verſchiedene Menſchen ein ganz verſchiedenes Recht 
erzeugen. Das iſt nach der Erfahrung auch tatſächlich der Fall, und 
Savigny betonte ja ebenfalls ſchon die Verſchiedenheit des Volksgeiſtes 
der verſchiedenen Völker. 

Dieſe Beobachtung ſteht mit den Erkenntniſſen der neueren Ver— 
erbungs⸗ und Raſſenwiſſenſchaft durchaus in Einklang. Wir wiſſen heute, 
daß es verſchiedene Raſſen, das heißt „erbgleiche Menſchengruppen“ gibt, 
die beſtimmte körperliche und ſeeliſche Anlagen gemein haben und ſich 
durch dieſe von andern Menſchengruppen unterſcheiden. Dieſe körperlichen 
und ſeeliſchen Anlagen vererben ſich unverändert oder jedenfalls in 
unermeßlichen Zeiträumen gleichbleibend auf alle Nachkommen dieſer 
Menſchenraſſe. Aus dem angeborenen Empfindungsvermögen und der 
angeborenen Schöpferkraft heraus bringt eine ſolche reinraſſige Menſchen— 
gruppe zu jeder Zeit fortdauernd dieſelben Gefühle und Gedanken, die— 
ſelben ſeeliſchen Schwingungen und dieſelben Wertungen hervor, und 
zwar gleichartig in jedem Blutgenoſſen. Das iſt der „Volksgeiſt“, der 
auch nach Savigny durch die Generationen hindurch gewiſſe gleichbleibende 
Überzeugungen ſchafft, die eben Quelle des Rechts ſind. 

Inſoweit ſteht die Lehre Savignys durchaus in Einklang mit den 
Ergebniſſen der neuen Wiſſenſchaft. Der „Volksgeiſt“ iſt eben tatſächlich 
durchaus keine „vage“ und „myſtiſche“ Idee, ſondern unter dem Geſichts— 
winkel der Raſſe eine vollkommen faßbare Größe, die man auch „Raſſen⸗ 
ſeele“ genannt hat, und deren Wirken im Geiſtesleben der Völker und 
in der Geſchichte überall feſtſtellbar iſt. Es handelt ſich hierbei nicht um 
Romantik, ſondern um eine naturwiſſenſchaftlich und geiſteswiſſen— 
ſchaftlich in gleicher Weiſe erkennbare reale Größe. 
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Die Raſſenſeele äußert fich im einzelnen Menſchen durch das Gewiſſen 
oder durch das Gefühl. Es handelt ſich hier um eine angeborene Eigen— 
ſchaft, um einen Trieb, einen Inſtinkt, der das äußere Verhalten des 
Menſchen regelt. Dieſes Gefühl wird durch Erbgang übertragen. Es 
kommt alſo aus dem Geſetz des Lebens ſelbſt, iſt biologiſch, lebens— 
geſetzlich und in der Raſſe begründet. Deshalb nennen wir unſere auf 
die Erkenntnis der lebensgeſetzlichen Herkunft des Rechts aufgebaute 
Theorie die raſſengeſetzliche Rechtslehre. 

Die Antwort auf die Frage nach der Verſchiedenheit der Rechte ergibt 
ſich aus der wiſſenſchaftlichen Erkenntnis der Raſſen von ſelbſt. Savigny 
konnte ſie nicht finden, da zu ſeiner Zeit die allgemeine Kenntnis der durch 
raſſiſche Veranlagung gegebenen körperlichen und ſeeliſchen Verſchieden— 
heit der Menſchen fehlte. Heute wiſſen wir, daß gleiche Raſſe gleiches 
Empfinden und folglich auch gleichen Rechtsgeiſt, gleiches Recht erzeugt. 

Aber es gibt nicht nur reinraſſige Menſchen, reinraſſige Völker. Wäre 
dies der Fall, ſo hätte man wohl an der Tatſache der verſchiedenen Raſſen 
und der Verſchiedenheit der Rechte auch früher nicht vorbeigehen können. 
Die meiſten Menſchen von heute ſind Miſchlinge, die Völker Miſchvölker. 

Der Miſchling unterſcheidet ſich von dem reinraſſigen Menſchen durch 
die geſpaltene Empfindungswelt. „Zwei Seelen wohnen, ach, in meiner 
Bruſt.“ Das heißt, das Empfindungsleben iſt nicht eindeutig, nicht harz 
moniſch, nicht rein. Der reinraſſige Menſch entſcheidet ungekünſtelt, 
ſicher, inſtinktmäßig richtig. Der Miſchling muß erſt zwiſchen verſchiedenen 
Möglichkeiten wählen. Ihm fehlt das ſichere Gefühl, das eindeutige 
Gewiſſen. Er empfindet nicht, was gut und böſe iſt, er muß es erſt 
ermitteln. 

Ein ſolcher Miſchling iſt vor allem der Jude. Das Weſen des Juden— 
tums muß, nach Günther, gerade aus ſeiner mannigfachen Raſſenkreuzung 
erfaßt werden. Deshalb klammert ſich der Jude an äußere Gebote, an 
das Geſetz, das Dogma, den Buchſtaben. Er fühlt nicht, was recht und 
richtig iſt, er muß es erſt durch die Vernunft ergründen, ihm muß es 
erſt von außen geſagt werden. Deshalb ſchafft ſich der jüdiſche Menſch eine 
Geſetzgebungsmaſchine, die ihm jeweils ſagt, was verboten und erlaubt iſt. 
Deshalb ſieht er im Staate oder einer ſonſtigen äußeren Organiſation die 
Quelle des Rechts. Deshalb betet er die Macht an, die Gebote erläßt, 
und ſieht in der äußerlichen Erfüllung dieſer Gebote die Gerechtigkeit. 

Daher finden wir bei allen raſſiſch gekreuzten Völkern die Anſchauung, 
daß das Recht von „oben“, von „außen“, vom Staate, von einer Macht 
„geſetzt“ werde. So war es im ausgehenden Hellas, im ſpäteren römiſchen 
Reiche, ſo iſt es im Laufe der neueren Entwicklung auch bei uns gekom— 
men. Je zerkreuzter, je verjudeter ein Volk, deſto mehr wird alles Heil 
von „guten Geſetzen“ erhofft, die die durcheinandergewürfelte, baſtardierte, 
empfindungsarme Maſſe mit ihren inſtinktlos mannigfachen Wünſchen 
und durcheinanderlaufendem Wollen zuſammenhalten ſollen. Das geſchrie⸗ 
bene Geſetz, das „poſitive“ Recht erſcheint als A und O aller Weisheit. 
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Der „Poſitivmus“ herrſcht, im Gefolge wandelt die ſcholaſtiſche Behand: 
lung des Rechts, die den völligen Verzicht auf die Prüfung der Richtigkeit 
eines gegebenen Rechtsſatzes bedeutet und den Richter zum Sklaven des 
Paragraphen macht. Die ſelbſtändig entſcheidende Perſönlichkeit wird 
dadurch verdrängt, an ihre Stelle tritt der Paragraphenfuchſer, der glaubt, 
dem Recht Genüge zu tun, wenn er den Buchſtaben richtig auslegt. Man 
geht von der Auffaſſung aus, daß jede irgendwie auftretende Frage in 
den Geſetzen geregelt ſei, und begründet die Entſcheidung nicht mehr mit 
der eigenen Rechtsüberzeugung, ſondern mit irgendeiner verkrampften 
Theorie. Der Präjudizienkult — der Verweis auf frühere Entſcheidungen 
— feiert ſeine Orgien, die Eſelsbrücken der Kommentare, die eifrig 
zuſammengeſtellt werden und die nach Wahrheit ſtrebende Wiſſenſchaft 
verdrängen, bilden das unentbehrliche Rüſtzeug des Juriſten, der ſich 
ſchließlich in der Fülle von Einzelbeſtimmungen allein noch einigermaßen 
auskennt und dem „ungebildeten“ Volke gegenüber eine beherrſchende 
Stellung einnimmt. 

Bei der fortgeſetzten Veränderung des geſchriebenen Rechts, das dem 
jeweiligen „Bedürfnis“ des „praktiſchen Lebens“ allzu haſtig immer 
wieder „angepaßt“ wird, weiß bald niemand mehr, was Recht und 
Unrecht iſt. Die Geſetzesmaſchine ſchmeißt alles durcheinander. Jede 
Verbindung mit dem ſittlichen Gedanken wird gelöſt und als überwunden 
abgetan, ein Gewohnheitsrecht kann ſich immer ſchwerer herausbilden. 
Die Staatsgewalt ſelbſt gerät heute in dieſe, morgen in jene Hand, die 
nach freiem Belieben ſchaltet und waltet, verwirft, was geſtern noch 
anerkanntes Recht geweſen, für recht erklärt, was geſtern noch für ſchweres 
Unrecht galt. So wird das Recht durch die Geſetze erſchlagen. 

Auch dieſer „Rechtszuſtand“ entſpringt dem „Volksgeiſt“; dies iſt 
nicht zu leugnen. Aber dieſer „Volksgeiſt“ iſt ein verderbter, es iſt der 
chaotiſche Geiſt eines durch Raſſenmiſchung verwilderten Haufens ver— 
ſchiedenartigſter Menſchen, die ſich untereinander nicht verſtehen und mit- 
einander nicht in Ordnung zu leben vermögen. 

Hier zeigt ſich, daß die Rechtslehre Savignys unzulänglich iſt. Denn 
tatſächlich erklärt ſie zwar die Herkunft des Rechts und den Zuſtand, 
in dem ſich ein Recht befindet, aber ſie beſagt nichts über die Idee des 
Rechts. Sie ſagt nicht, ob ein Recht richtig iſt oder nicht. Sie zeigt nicht, 
wie ein Recht ausſehen ſoll, welche Grundſätze gewahrt ſein müſſen, 
damit man überhaupt von einem Rechtszuſtande ſprechen kann. Inſoweit 
iſt die Kritik an Savignys Lehre zutreffend. 

Unſere Erwägungen zeigen, daß in einer Gemeinſchaft, die derartig 
zerkreuzt iſt, daß gemeinſame Rechtsüberzeugungen nicht mehr entſtehen 
können, das Recht zugrunde geht und der Macht und der Gewalt, der 
Unordnung, dem Chaos Platz macht. Demnach kann ein Recht nur aus 
einer Empfindungswelt ſtammen, die in ſich gleichartig iſt, reines Recht 
kann alſo nur aus einem raſſenreinen Volke entſtehen. 
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Ein ſolches Volk war das „nordiſche Urvolk“, waren die von dieſem 
getrennten nordiſchen Teilvölker, waren noch die Germanen. Deshalb 
konnte bei dieſen das Recht ausſchließlich Gewohnheitsrecht fein, deshalb 
beſtand zwiſchen der ſittlichen Überzeugung und dem Recht, zwiſchen 
Moral und Recht kein Unterſchied, deshalb waren Volksleben und Rechts— 
leben, Religion und Recht zu einer Einheit verſchmolzen. Im deutſchen 
Rechte können wir daher ein ſchlechthin ideales Recht ſehen, in den ſitt— 
lichen Grundideen der deutſchrechtlichen Geſtaltung die Grundlagen jeden 
Rechts überhaupt. 

Denn dieſe erweiſen ſich auch der logiſchen Nachprüfung gegenüber 
als ſtichhaltig. Ob wir die Forderung der Wahrheit, der Treue, der Ehre, 
der Freiheit nehmen oder den biologiſchen, lebensgeſetzlichen Grund— 
gedanken des deutſchen Rechts als ſolchen und ihn darauf prüfen, ob 
er für ein geordnetes Rechtsleben notwendig iſt, immer kommen wir zu 
dem Ergebnis, daß er richtig iſt, daß ohne ſeine Anerkennung die recht— 
liche Gemeinſchaft zerfällt und ihr Leben ausgelöſcht wird. 

Die Notwendigkeit, daß das Recht biologiſch, lebensgeſetzlich rich— 
tig iſt, erkennt auch der Marburger Rechtsgelehrte Erich Jung an, 
der in einer Arbeit über „Ehre und Gewiſſen“ 1929 in der Zeitſchrift 
für Rechtsphiloſophie (S. 22 ff.) ſchrieb: „Der Urſprung und ſchließ— 
lich auch das oberſte Ziel der Sittlichkeit, das Sich-eins-wiſſen 
mit Artgenoſſen iſt dem menſchlichen Geſchlecht durchaus ebenſo 
naturgegeben und angeboren wie die Eigenſucht, der Selbſterhaltungs— 
trieb des Einzelnen; der Menſch iſt nicht von Natur aus böſe. Die 
„gegenſeitige Hilfe“ iſt lebensnotwendig, weil wegen der langen Dauer 
hilfloſer Jugend bei den höheren Lebeweſen ohne dies Maß von Hingabe, 
Liebe, die Art ſchon in einer Generation ausſterben würde. „Lebensnot— 
wendig“; dies freilich nur ſo, wie dem wollenden, dem freien Weſen 
allein etwas vorgeſchrieben fein kann; nicht daß es mit Naturnotwendig— 
keit ſo handeln müßte, aber ſo, daß es eine beſtimmte Handlungsweiſe 
ſo wählen muß, wenn es einen anderen Zweck, die Erhaltung der Art, 
die Weitergabe des Lebens erreichen will. Der Menſch kann jene lebens— 
notwendigen Gebote vernachläſſigen; es hat Völker und Kulturen gegeben, 
die das zur Lebenserhaltung notwendige Maß der Hingabe an über— 
individuelle Ziele nicht mehr aufgebracht haben, verneint haben; ſie 
konnten ſo handeln; aber ſie ſind dann ausgelöſcht worden aus dem 
Buche des Lebens. Natura enim nisi parendo vincitur (Baco).“ (Die 
Natur wird nicht anders beſiegt, als daß man ihr gehorcht.) 

Dies zu tun geboten die germaniſchen Sittlichkeitsbegriffe der Wahr— 
heit, der Treue, Ehre, gebot der deutſche Rechtsgedanke. 

Die Anerkennung der Wahrheit als ſittlich verpflichtende Macht 
muß ſchon deshalb vorhanden ſein, weil ohne ſie ein Recht eben nicht 
richtig fein, das Rechtsleben aber auf falſchen Grundſätzen nicht auf- 
gebaut werden kann. Ohne Treue gegenüber dem Rechte, gegenüber der 
Rechtsidee, gegenüber der Rechtsgenoſſenſchaft des Volkes zerfällt dieſe 
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und damit auch das Recht ſelbſt. Ohne die Ehre, die Treue zu üben 
heiſcht, muß das Recht zugrunde gehen; wer ſo ehrlos iſt, ſein Recht 
aufzugeben, verliert es eben. Die Freiheit, das Recht zu üben, das Recht 
zu ſetzen, iſt Vorbedingung dafür, daß das Recht zur Wirkſamkeit gelangt. 
Ohne Kampf ums Recht, der Opfer verlangt, die die Treue bedingungslos 
zollt, iſt das Recht und das Leben des Volkes und damit des Einzelnen 
gefährdet und geht unter. Das hat ſchon Ihering gezeigt („Der Kampf 
ums Recht“, 1872), im übrigen verweiſe ich hier auf Rudolf Stammler 
(Lehrbuch der Rechtsphiloſophie, 3. Auflage, Berlin und Leipzig 1928 und 
„Die Lehre von dem richtigen Recht“, 2. Auflage, Halle 1926), der die 
notwendigen ethiſchen Grundlagen des Rechts richtig herausgeſtellt hat. 

Die Unentbehrlichkeit der germaniſchen Moralbegriffe für das ſoziale 
Zuſammenleben der Menſchen ergibt ſich auch aus deren Gegenüberſtellung 
mit ihren aus orientaliſcher Anſchauung geborenen Entſprechungen. An 
der Stelle des Strebens nach Wahrheit ſteht hier der Glaube an ein 
Dogma, d. h. ein formuliertes Gutdünken, einen Buchſtaben. Damit iſt 
aber noch nicht geſagt, daß dieſer wahr und richtig, noch nicht einmal, 
daß er zweckmäßig iſt. Insbeſondere hat ja gerade die hiſtoriſche Rechts— 
ſchule ſchon nachgewieſen, und es tft auch heute allgemein herrſchende 
Anſchauung, daß es ein derartiges, für alle Völker und alle Zeiten 
gültiges Recht nicht gibt. Für verſchiedene Raſſen, verſchiedene Völker 
iſt vielmehr ein verſchiedenes Recht das Richtige. 

Die germaniſche Treue aber iſt dem orientalifchen Gedanken des 
Gehorſams entgegengeſetzt. Der Treue handelt im Geiſte deſſen, dem 
er die Treue zollt, ſie ſetzt voraus, daß ein inneres Verſtändnis vor— 
handen iſt. Gehorſam bezieht ſich hingegen auf die Ausführung eines 
Befehls, auf die Erfüllung des Buchſtabens. An dieſem aber läßt ſich 
drehn und deuteln, und der Gehorſam verpflichtet nur ſo lange, als eine 
Aufſicht beſteht, daß der Befehl auch durchgeführt wird. Nun läßt ſich 
nicht alles befehlen, kann eine Rechtsordnung nicht alles vorſchreiben, 
kann ein Staat nicht neben jeden Untertanen einen Aufpaſſer ſtellen. Die 
Rechtsordnung iſt deshalb angewieſen auf die Übung von „Treu und 
Redlichkeit“, wenn ſie nicht zerfallen ſoll. Einem ſchlechten, treuloſen 
Volke helfen deshalb auch die beſten Geſetze nicht. 

Wiederum tft das Gegenſtück zur Ehre die Lie be. Soweit dieſer 
Begriff ſich mit der Treue deckt, die Liebe zur Wahrheit, die Liebe zur 
Sache, die Liebe zur Rechtsgenoſſenſchaft des Volkes umfaßt, iſt ſie eine 
moraliſche Macht von allerhöchſtem Werte. Aber „es gibt auch unrichtige 
Liebe“, ſagt Stammler, ſie müſſe in „ſachlich begründeter Weiſe vor— 
gehen“. Das iſt nicht der Fall, wenn fie in alle Verirrungen der Huma⸗ 
nität verfällt, wenn ſie in Menſchheitsverbrüderung ausartet und das 
Verwerfliche, das Schlechte, das Minderwertige vor dem Guten, Wert— 
vollen und Starken bevorzugt. Ein Volk, das ſich aus lauter „Liebe“ mit 
allen möglichen ſchwarzen, gelben, roten Menſchen vermiſcht, verliert 
ſeine Eigenart und wird zu einer baſtardierten Maſſe. Ein Volk, das die 
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Ungeſunden und körperlich, geiftig und fittlich Verwahrloſten hochpäppelt 
und den Verbrecher vor der Gerechtigkeit des verdammenden Richter— 
ſpruches ſchützt, verkommt und wird immer mangelhafter und ſchlechter. 
Bezieht ſich hingegen die Liebe auf das Wertvolle, ſetzt man aus Liebe 
zum eigenen Volke deſſen Recht durch, tritt man für die Erhaltung der 
eigenen Art ein, ſo nennen wir das Ehre. Die Ehre iſt der Selbſt— 
behauptungswillen eines Menſchen oder eines Volkes, ohne den deſſen 
Untergang beſiegelt iſt, die Ehre gebietet auch das Recht zu wahren, damit 
es nicht zugrunde gehe. Deshalb kann nur da Recht ſein, wo der Grund— 
ſatz der Ehre im Vordergrunde alles Denkens ſteht, und wo für die 
Freiheit gekämpft wird um des Lebens und des Rechtes wegen. 

Wir ſehen alſo, daß kein Recht beſtehen kann, wenn die ethiſchen 
Grundgedanken germaniſch-deutſcher Weltanſchauung nicht gewahrt und 
Richtſchnur der Geſetzgebung und des Rechtslebens ſind. Ihre Richtig— 
keit ermißt ſich aber auch an ihrer lebensgeſetzlichen Bedeutung. Iſt das 
Volk die Quelle des Rechtes, ſo geht das Recht unter, wenn das Volk 
zugrunde geht. Soll das Recht alſo gewahrt werden, ſo muß es die 
lebensgeſetzlichen Notwendigkeiten hüten, ſchützen und wahren. Deshalb 
kann es kein Recht geben, das dieſe lebensgeſetzlichen Notwendigkeiten 
nicht beachtet oder gar ſie leugnet oder bekämpft. 

Es iſt aber erwieſen, daß es kein Recht in einer Gemeinſchaft gibt, 
die raſſiſch ſo zerkreuzt iſt, daß ſich gemeinſame Grundüberzeugungen 
nicht mehr bilden können. Deshalb iſt es Aufgabe des Rechts, die reine 
Art zu erhalten, die Reinraſſigkeit zu ſchützen, damit aber gleichzeitig auch 
das Rechtsgefühl und das Rechtsgewiſſen, alſo die Quelle allen Rechts zu 
erhalten. Recht iſt demnach nur das, was der Erhaltung des Lebens, der 
Erhaltung einer Art dient. Zwangsſätze, die die Raſſenkreuzung, die 
Raſſenſchande zulaſſen oder gar fördern, verſtoßen gegen die natürlichen, 
ſittlichen Grundlagen allen Rechts überhaupt und ſtellen ein Scheinrecht, 
ein unrichtiges Recht, ein Unrecht dar. 

So erweiſt ſich, daß die dem germaniſch-deutſchen Recht eigenen 
Grundſätze ſowohl begrifflich, wie auch tatſächlich die richtigen ſind. Ihre 
Richtigkeit wird gerade dadurch bewieſen, daß ſie ſpekulativ und empiriſch 
als zutreffend erkannt werden können, daß ſie vor dem Forum der 
Geiſteswiſſenſchaften wie auch der Naturwiſſenſchaften ihren Beſtand 
behaupten. 


6. Recht und Staat. 


Wir ſprachen bisher von den Grundſätzen des germaniſch-deutſchen 
Rechts, nicht aber von den einzelnen Rechtsſätzen. Denn es iſt zweifellos 
richtig, daß nicht jeder Rechtsſatz, nicht jede Regelung einer Einzelfrage 
mit dem „Rechtsgewiſſen“ richtig erkannt werden kann. Die einzelnen 
Rechte der nordiſchen Völker, auch ſolange noch vollkommene Raſſenrein— 
heit vorhanden war, zeigen zwar gewiſſe gemeinſame Züge und vor allem 
das gleiche rechtliche Empfinden, im einzelnen aber ſehr verſchiedene Aus— 
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geſtaltungen. Dort etwa herrſchte ein König als Führer des Volkes, hier 
galt eine Volksherrſchaft, hier war ein Senat oberſtes Organ, dort traten 
zwei Konſuln oder Könige auf. Wir können heute aus dem bloßen ge— 
ſunden Empfinden heraus nicht feſtſtellen, was wohl im Aktienrecht, im 
Wechſelrecht, in der Reichsverfaſſung, in einer Eiſenbahnordnung ſtehen 
mag, was zur praktiſchen und zweckmäßigen Beſeitigung von irgendwelchen 
Schwierigkeiten angeordnet ſein mag. Wir können auch auf derartige 
Rechtsnormen nicht verzichten, und es wäre eine müßige Spielerei, ſich 
vorzuſtellen, daß es ohne Geſetze, nur mittels des Gewohnheitsrechts im 
germaniſchen Sinne bei uns viel ſchöner und beſſer wäre — womit nicht 
geſagt ſein ſoll, daß die Überfülle der geſetzlichen Normen gerade nach 
der Maſſenproduktion der vergangenen Zeit bei uns nicht erheblich ein— 
geſchränkt werden ſollte. 

Demnach könnte man auf den Gedanken kommen, daß der Staat 
alſo doch ſchließlich die oder mindeſtens eine Quelle des Rechtes ſei. Dieſe 
Schlußfolgerung iſt auch tatſächlich ſchon gezogen worden. 

Es kann aber nicht die eine und die andere Lehre richtig ſein, wenn 
beide ſich widerſprechen. Deshalb müſſen wir die Beziehungen zwiſchen 
Recht und Staat, ihr Verhältnis zu einander unterſuchen, wobei ich mich 
auf die wertvollen Arbeiten von Walther Merk ſtützen kann, mit dem 
ich in dieſer Frage völlig einig bin. 

Das Recht iſt durch das Rechtsempfinden des Menſchen nicht aus— 
reichend genau beſtimmt. Das Rechtsgewiſſen, der angeborene Sozialtrieb 
des Menſchen gibt nur die allgemeine Richtung an, wie man ſich verhalten 
ſoll; es ſagt zwar in den wichtigſten Fragen, was gut und böſe, recht 
oder unrecht iſt, überläßt aber die bewußte Formulierung des einzelnen 
Rechtsſatzes der verſtändigen Überlegung und der verſchiedenen Aus— 
geſtaltung. 

Dieſe Arbeit aber beſorgt der Staat mittels der Geſetzgebung. Das 
Geſetz iſt als ſolches nicht das Recht, ſondern es beſagt nur, was als 
verbindlich angeſehen werden ſoll. Mit anderen Worten: Der Staat ſchafft 
nicht das Recht, er formuliert es nur, er verwaltet das Recht, indem er 
im Geſetz ausſpricht, was als Recht von ihm erkannt iſt. 

So war auch die Stellung des alten germaniſchen Richters, des 
Schöffen, des Rechtsauslegers (asega) bei den nordiſchen Völkern. Er 
war bei der Entſcheidung eines Rechtsfalles an keine Geſetze gebunden, 
ſchon weil es ſolche nicht gab. Er mußte alſo aus feiner Nechtsüber: 
zeugung heraus die Rechtsregel finden, nach der der einzelne Fall zu 
entſcheiden war, und nicht immer konnte er an der Gewohnheit eine 
Stütze für ſeine Auffaſſung finden. Trotz dieſer freien Rechtsfindung aber 
hielt er ſich fern von Willkür. Er hatte auch nicht das Bewußtſein, bei 
der Rechtsfindung völlig frei zu ſein, ſondern fühlte ſich in ſeinem Ge— 
wiſſen gebunden an die Idee des Rechts, an jene Grundſätze einer lebens— 
geſetzlichen Ordnung, wie wir ſie oben dargelegt haben, an den nordiſchen 
Rechtsgeiſt mit der beſtimmten Ausprägung der ſittlichen Begriffe von 
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Treue und Ehre, Wahrheit und Freiheit, die ewige Geltung beſitzen und 
im geſtirnten Himmel über uns und als moraliſches Geſetz in uns ihre 
Offenbarung finden. 

Richter und Geſetzgeber aber haben nach dieſer Anſchauung letzthin 
dieſelbe Tätigkeit. Es iſt ſchließlich kein Unterſchied, ob der Richter ſagt, 
was Recht iſt, oder der Geſetzgeber. Jener wendet das Recht nur auf 
den einzelnen Fall an, der vor ihn gebracht wird, dieſer ſetzt im voraus 
Normen für alle etwa ſpäter vorkommenden Fälle. Deshalb gilt das, 
was wir für den Richter ſagten, auch für den Geſetzgeber. „Der Geſetz⸗ 
geber iſt, auch wenn er die höchſte äußere Gewalt im Staate darſtellt, 
durchaus nicht allmächtig, wie der Rechtspoſitivismus behauptet. Er iſt 
gebunden an die Gegebenheiten des wirtſchaftlichen, geſellſchaftlichen, 
geiſtigen Lebens ſeines Volkes. Er vermag den Dingen nicht vorzuſchreiben, 
wie ſie zu gehen haben. Er kann zwar den Strom des Volkslebens regelnd 
eindämmen, auch Dämme niederreißen, aber er vermag nicht dem Weiter: 
lauf des Fluſſes Stillſtand zu gebieten oder künſtlich Ströme und Bäche 
ins Leben zu rufen. Der Geſetzgeber ſteht auch nicht jenſeits von Gut 
und Böſe, ſondern er iſt ſittlich und rechtlich gebunden durch die Rechts— 
idee. Das Recht iſt für den Geſetzgeber keineswegs bloßer bildſamer Ton, 
den er nach freier Willkür kneten kann. Aus ſich heraus kann der Geſetz⸗ 
geber das, was den eigentlichen Weſenskern des Rechtes ausmacht, nicht 
hervorbringen: er kann nicht befehlen, daß etwas als Recht empfunden 
werde. Der Geſetzgeber kann nicht willkürlich Recht aus dem Nichts 
erſchaffen, ſondern nur das im Rechtsbewußtſein des Volkes lebende 
Recht finden und formen und durch Ausſtattung mit ſtaatlichem Zwang 
bewehren. Er iſt nicht Schöpfer, ſondern bloßer Dolmetſch, Wegbereiter 
und Schützer des Rechts. Sein unverrückbarer oberſter Leitſtern muß die 
Gerechtigkeit ſein. Die Geſetze ſind bloßes techniſches Hilfsmittel zur 
Verwirklichung der Rechtsidee. Sie ſollen das im Volksbewußtſein lebende 
Recht in Anpaſſung an die wechſelnden Lebensbedürfniſſe konkretiſieren 
und klarſtellen, um ihm leichtere Erkennbarkeit und ſichere Beſtimmtheit 
zu verſchaffen und zugleich die rechtsſtaatliche Gebundenheit durchzuführen. 
Sie ſollen gewiſſermaßen das lautere Gold der Gerechtigkeit in die 
Währungs⸗ und Scheidemünzen des täglichen Lebens umprägen“ (Merk). 


7. Recht und Willkür. 


Es ergibt ſich nun die Frage, wann ein Geſetz, eine rechtsſetzende 
Handlung, ein Urteilsſpruch gerecht iſt und wann nicht, mit anderen 
Worten: wo die Grenzen zwiſchen Recht und Willkür liegen. 

Denn wenn der Staat nicht Herr über das Recht iſt, ſondern unter 
dem Rechtsgedanken ſteht, ſo iſt die Möglichkeit gegeben, daß die Staats⸗ 
gewalt gegen die Rechtsgedanken verſtößt, daß ſie ungerecht, nicht rechts⸗ 
gemäß, willkürlich handelt, daß ſie ſtatt Recht Unrecht ſchafft. 
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Dieſes Problem tritt nach der herrſchenden Rechtslehre des Poſitivis— 
mus bei dem Geſetzgeber nicht auf, denn dieſer hat danach eben immer 
recht, ganz gleichgültig, was er inhaltlich anordnet. Der Begriff der Ge— 
rechtigkeit gilt da nur für den Richter, der ungerecht handelt, wenn er 
gegen den Buchſtaben des Geſetzes verſtößt. Maßſtab der Gerechtigkeit 
iſt hier nur der Buchſtabe des Geſetzes. 

Nach richtiger Anſchauung aber kann auch der Geſetzgeber ungerecht 
handeln, nämlich dann, wenn er der Rechtsidee, die lebensgeſetzlich richtig 
und damit allgemein gültig iſt, zuwiderhandelt. In dieſem Falle handelt 
er ungerecht, er ſchafft Unrecht, das heißt: ſeine Maßnahmen ſind nicht 
Recht. Es gibt alſo Geſetze, die nach dem Willen des Geſetzgebers zwar 
Recht ſchaffen ſollen, die aber gleichwohl nicht verbindlich ſein können, 
weil ein Unrecht dadurch nicht zu Recht werden kann, daß es in Geſetzes— 
form zugefügt wird. 

Es iſt dringend notwendig, daß wir uns hierüber völlig klar werden. 
Iſt der Gedanke richtig, daß der Staat unter dem Recht ſteht, ſo iſt die 
folgerichtige Feſtſtellung unabweisbar, daß der Staat dann, wenn er gegen 
dieſes Recht verſtößt und unrichtiges, falſches Recht, ſetzt, eben Unrecht 
tut, das dann weder ſittlich noch rechtlich verbindlich ſein kann. 


Nach Stammler, deſſen Rechtslehre heute einen großen Einfluß hat, 
handelt es ſich dann, wenn ein ſtaatlich geſetztes, poſitives Recht der 
Rechtsidee widerſpricht, gleichwohl um verbindliches Recht. Er unterſcheidet 
zwiſchen unrichtigem, aber gleichwohl geltendem Recht, und richtigem 
Recht, das dem Rechtsideal entſpricht, aber gleichwohl keine Geltung hat, 
weil es nicht in Geltung geſetzt iſt. 

Man muß Stammler aber entgegenhalten, daß der Begriff „un— 
richtiges Recht“ ein Widerſpruch in ſich ſchon dem Wortlaute nach iſt; 
„Recht“ iſt eben nach der deutſchen Sprache das, was „richtig“ iſt, was 
„unrichtig“ iſt, kann nicht „recht“ ſein, auch wenn es als „Recht“ auf— 
gefaßt wird. Freilich kann man Begriffe verbiegen, d. h. ihnen eine andere 
Deutung geben. Man kann beiſpielsweiſe alle ſich auf Fluren, Treppen, 
Küche, Zimmern aufhaltenden vierbeinigen Tiere „Hunde“ nennen. Sagt 
man dann: ja, aber Katzen ſind doch nun einmal keine Hunde, ſo bleibt 
es natürlich jedermann unbenommen, trotzdem „Hund“ von ihnen zu 
ſagen, und die Abweichung vom allgemeinen Sprachgebrauch damit zu 
begründen, daß man ſagt: Katzen find eben „unrichtige“ Hunde. Dem: 
gegenüber kann man dann logiſch natürlich nichts einwenden. Ebenſo ſteht 
es mit der Konſtruktion des „unrichtigen Rechts“, auch hierin liegt eine 
Abkehr von dem ehemals in Deutſchland anerkannten Sprachgebrauch. 
Durch ſie wurde mit dem alten deutſchen Worte „Recht“ nicht mehr das 
bezeichnet, was ehedem unter „Recht“ verſtanden wurde, ſondern das, 
was die Römer unter „jus“ verſtanden, und das iſt etwas inhaltlich 
ganz anderes. Unverſehens ward ſo aus dem deutſchen Rechtsdenken ein 
römiſches gemacht, ohne daß unſere Rechtswiſſenſchaft ſich der Tragweite 
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dieſes Begriffswandels ganz klar geworden ift, vielmehr glaubte man 
nur, den Begriff ſcharf logiſch und richtig gefaßt zu haben. 

Mit dieſer Theorie öffnete man der Wirkſamkeit römiſch⸗orientaliſcher 
Machtlehre wieder Tür und Tor, und zwar mit allen Folgerungen, die 
wir als unrichtig erkannt haben, und die ſich deshalb auch im Leben der 
Staaten und im Rechte als verderblich erwieſen haben. 

Dies konnten wir Lebenden vor unſeren Augen in Deutſchland feſt— 
ſtellen. Die Novemberrevolution von 1918 war zweifellos ein Rechts— 
bruch, ein ſtrafbarer Hochverrat. Ganz abgeſehen davon, daß durch ihn 
gegen das geſetzte Recht verſtoßen wurde, war es auch unſittlich, in der 
höchſten Not des geſamten Volkes den Widerſtand gegen den Feind zu 
brechen und antivölkiſch denkende Gewalten gegen das Volk zu ſetzen. Dieſe 
Tat ae alſo auch gegen die germaniſch-deutſche Rechtsidee der Treue 
und Ehre. 

Aber unſere Gerichte, insbeſondere das Reichsgericht folgten der 
römiſch⸗jüdiſchen Rechtslehre des Poſitivismus. Da die Herrſchaft der 
neuen Machthaber nun einmal anerkannt ſei, ſo ſei ſie eben rechtmäßig, 
ihre Anordnungen ſeien demnach Recht. Der begangene Hochverrat ſei 
durch die von den Tätern ſelbſt erlaſſenen Geſetze amneſtiert worden, und 
dieſe Losſprechung ſei deshalb rechtsgültig. In der Strafſache gegen den 
Prinzen Max von Baden wegen Hochverrats wurde ſo entſchieden. 

Nach unſerer Anſchauung haben damit die höchſten Richter des Reichs, 
trotz ihrer Unabhängigkeit von den politiſchen Gewalten, das Recht nicht 
gefunden und geſprochen. Sie folgten eben einer Rechtslehre, die weder 
deutſch noch richtig iſt. Wenn das richtige Bewußtſein von Recht im 
deutſchen Volke lebendig geweſen wäre, wären wir, wäre unſere Rechts— 
wiſſenſchaft nicht in den Bannkreis jüdiſchen Denkens verſtrickt geweſen 
— das Urteil hätte anders lauten müſſen, und es iſt nicht abzuſehen, welche 
Wirkungen von einem verurteilenden Rechtsſpruch ausgegangen wären, 
wie ein Aufruf zum Kampf für das ewige Recht ſich praktiſch-politiſch 
nicht nur, ſondern vor allem rechtspolitiſch bewährt hätte. 

Ein dem deutſchen Volke leider beſonders fühlbares Beiſpiel für die 
unendliche Gefahr einer römiſchen, falſchen Rechtslehre war die Inflation. 
Nach deutſchem Rechtsdenken hatte der Staat bei Ausgabe von Geld: 
ſcheinen ein Verſprechen gegeben, daß niemand um ſein Geld, d. h. den 
Wert des Geldes kommen ſolle. Dies Verſprechen iſt nach deutſcher Auf— 
faſſung bindend für den Staat, weil er unter der ſittlichen Rechtsordnung 
ſteht. Der Staat, wenngleich Geſetzgeber, kann, in eigener Sache richtend, 
ſeine Schuld nicht durch Machtſpruch einfach löſen. Wäre unſer Reichs⸗ 
gericht nur einigermaßen in deutſchrechtlichem Denken geſchult geweſen, 
ſo hätte es unbedingt die Verpflichtung der Reichsbank zur vollgültigen, 
wertgerechten Einlöſung der Noten und folglich auch zur richtigen Er⸗ 
füllung aller auf Friedensmark lautenden Schulden durch Richterſpruch 
anerkennen müſſen. Da aber unſere Richter, von wenigen lobenswerten 
Ausnahmen abgeſehen, ſtatt auf den Sinn des Rechts, nur auf den Buch- 
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ftaben des Geſetzes blickten, jo urteilte man bekanntlich: „Mark = Mark“, 
weil vom Geſetzgeber ein Unterſchied zwiſchen vollgültiger und entwerteter 
Reichsmark in das Geſetzblatt nicht hineingeſchrieben war; als ob nicht 
in der Welt wäre, was nicht in den Geſetzen ſteht! Der freche Betrug mit 
der rabuliſtiſchen Vertauſchung der Begriffe im Geſetz ging den beſtellten 
Hütern des Rechts eben gar nicht auf, weil man vor lauter römiſcher 
99 und Paragraphendenken das wahre Rechtsdenken verlernt 
atte. 

Und in welcher Hilfloſigkeit befindet ſich unſere heutige Rechtsgelehrten⸗ 
welt, unſere Richter, Verwaltungsbeamten und damit die ganze 
Staatsgewalt gegenüber allen möglichen politiſchen Begehren, die unter 
der Maske des „Rechts“ in Form der Geſetze irgendwelches offenbare 
Unrecht tun wollen! Man ſtelle ſich vor, wie die Dinge lägen, wenn morgen 
oder übermorgen die Kommuniſten die Mehrheit in der demokratiſchen 
Republik erhielten und dadurch in den Beſitz der Staatsgewalt kämen. 
Keine Stelle würde nach der poſitiviſtiſchen Theorie befugt ſein, Mord, 
Raub, Plünderung, Diebſtahl, Ausrottung der Beſten unſeres Volkes zu 
verhindern. Das Reichsgericht müßte alle Handlungen, die in „geſetz⸗ 
mäßiger“ Form durch eine „rechtmäßige“ Regierungsgewalt geſchähen, 
rechtlich ſanktionieren und diejenigen, die ſich gegen das Totgeſchlagen⸗ 
werden durch die „geſetzmäßig“ handelnden Staatsorgane wehren, wegen 
unbefugten Widerſtandes gegen die Staatsgewalt als Rechtsbrecher ver- 
urteilen. Es kann kein Zweifel ſein, daß die Gerichte, die in jüdiſchem 
Rechtsdenken befangen ſind, ſo handeln würden, und jeder, der dem zu 
widerſtreben ſich erkühnte, als Übeltäter hingeſtellt werden würde. Stamm⸗ 
ler würde zwar in einem ſolchen Falle ſagen, daß dies „unrichtiges Recht“ 
fei, aber eine andere Entſcheidung vermöchte er auf Grund feiner Rechts⸗ 
theorie auch nicht zu fällen. 

Wir ſehen alſo, daß die herrſchende Theorie zu unhaltbaren Ergebniſſen 
führt. Nicht am Buchſtaben, ſondern an dem lebensgeſetzlichen, deutſch⸗ 
rechtlichen Rechtsgedanken ermißt ſich die Richtigkeit des Rechts, ſcheiden 
ſich Recht und Willkür. Nur ſo wird man dem Leben und damit dem 
Rechte ſelbſt gerecht. 


8. Die Legitimität. 

„Legitim“ nennt man eine Staatsgewalt, wenn ſie rechtmäßig iſt. 
Legitim wurde die Herrſchaft der franzöſiſchen Könige aus dem Hauſe 
Bourbon genannt gegenüber der Gewaltherrſchaft der franzöſiſchen Re⸗ 
volution und der Herrſchaft des Uſurpators (Thronräubers) Napoleon. 
Als legitim wurden die Gewalten der bis 1918 bei uns herrſchenden 
Fürſtenhäuſer angeſehen. Die Rechtmäßigkeit ihrer Herrſchaft wurde 
ermeſſen am Erbgang, man ſprach auch von „angeſtammten Fürſten⸗ 
häuſern“. 

Aber irgendwie ſind alle Gewalten einmal durch einen, dem ge⸗ 
ſchriebenen Recht nicht gemäßen, alſo illegitimen, Akt entſtanden. Geht 
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man die Geſchichte aller Fürſtenhäuſer, aller Staatsgewalten, aller 
Staaten durch, ſo findet man ſtets irgendwo einen Herrſchaftstitel, der 
auf Gewalt oder Schlimmerem beruht. Die Völker ſind alle im Beſitz von 
Ländern, die fie ehedem nicht beſeſſen haben und erſt durch Krieg, Er— 
oberung, Heirat der Fürſtengeſchlechter erwarben. „Es gibt freilich wohl 
keine in völlig ununterbrochener Rechtskontinuität entſtandene, alſo keine 
völlig legitime Staatsgewalt auf der Erde. Aber ganz ſicherlich iſt auch 
das Papſttum nicht eine ſolche — wie zuweilen behauptet wird. Sein 
Ausſpruch, daß es die römiſche Kaiſerwürde zu vergeben habe, iſt doch ſo 
widergeſchichtlich und offenbar unbegründet, als etwas nur ſein kann; da 
dieſes römiſche Kaiſertum des Mittelalters ja eben dem Gedanken nach 
— und auf dieſem Gedanken beruhte ein großer Teil ſeiner Kraft — eine 
Fortſetzung des altrömiſchen Imperatorentums war und dieſes denn doch 
wirklich und ohne Zweifel älter iſt als das römiſche Bistum. Und was 
Pipin und Papſt Zacharias ſich gegenſeitig ſchenkten — nämlich zuerſt 
Zacharias dem Pipin das fränkiſche Königtum, das legitimerweiſe doch 
unzweifelhaft Childerich III. gehörte, und umgekehrt dann Pipin dem 
Papſte die Anfänge des Kirchenſtaates, d. h., was er den Langobarden, 
beziehentlich dem oſtrömiſchen Kaiſer abgenommen hatte — kann doch 
wirklich nicht gerade als ein Rechtstitel gelten; ganz abgeſehen von der 
Fälſchung der Conſtantiniſchen Schenkung in den um 850 entſtandenen 
pſeudo⸗iſidoriſchen Dekretalen. Die meiſten beſtehenden Staatsgewalten 
haben freilich mindeſtens Teile ihres Gebietes mit dem Schwerte erworben; 
aber ſolcher Erwerb iſt doch ſicherlich ſittlich höherſtehend als der durch 
Fälſchung; aus dem einfachen Grunde, weil man bei jenen ſich auch ſelber 
und im allgemeinen unter gleichen Kampfbedingungen einſetzen muß; weil 
der kriegeriſche Erfolg im allgemeinen dem Tapferen, d. h. dem Opfer⸗ 
mutigeren blüht“ (Erich Jung: „Deutſche Geſchichte für Deutſche“, 2. Aufl. 
Langenſalza. 1925). In ſtrengem Sinne gibt es alſo keine Legitimität. 
Damit gibt es dann aber auch keinen äußerlichen, keinen formalen An⸗ 
haltspunkt für die Prüfung, ob eine Staatsgewalt rechtmäßig iſt oder 
nicht. Es kann alſo ſein, daß eine Staatsgewalt rechtmäßig iſt, obgleich 
ſie nichk „legitim“ im gewöhnlichen Sprachgebrauch iſt, und umgekehrt 
kann eine legitime Staatsgewalt auch Unrecht tun! Der Satz, daß keine 
Staatsgewalt „legitim“ ſei, gilt eben lediglich, wenn wir ihre Recht— 
mäßigkeit an der Rechtmäßigkeit ihrer Entſtehung prüfen, und hierbei 
auf die Vorſchriften des damals gültigen, poſitiven Rechts zurückgehen. 
Ermeſſen wir fie aber an der ewigen Rechtsidee, fo kommen wir folge— 
richtig dazu, die Rechtmäßigkeit vieler Staatsgewalten bejahen zu können 
und zu müſſen. Da die Staatsgewalt unter dem Recht ſteht, ſo iſt dieſe 
Betrachtung allein die richtige. Demnach kommen wir zu dem Satz: 
Rechtmäßig iſt diejenige Staatsgewalt, die der Rechtsidee gemäß handelt, 
die das Recht wahrt und es fo handhabt, wie es dem ewigen, lebens: 
geſetzlich richtigen Rechtsgedanken gemäß iſt. 

Das gilt auch für die Geſetze, die von der Staatsgewalt erlaſſen 
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werden. Auch die Rechtmäßigkeit ihres Inhalts ermißt fich daran, ob er 
der ſittlichen Rechtsidee entſpricht. Muß verneint werden, daß die Staats— 
gewalt, die dieſe Geſetze erlaſſen hat, aus ihrer ganzen Anſchauung heraus 
rechtmäßig handeln wollte, ſo iſt anzunehmen, daß die Geſetze das Recht 
nicht zum Ausdruck gebracht haben, ja gegen dieſes verſtoßen. Kann oder 
muß aber die Staatsgewalt als rechtmäßig angeſehen werden, ſo können 
regelmäßig auch ihre Geſetze nicht anders als rechtmäßig ſein; denn es 
kann füglich nicht angenommen werden, daß eine rechtmäßig handelnde 
Staatsgewalt falſches Recht geſetzt haben will und unrecht tun möchte. Die 
Rechtmäßigkeit der Staatsgewalt kann vielmehr dem Richter gemeinhin 
dafür bürgen, daß auch deren Geſetze dem Rechte gemäß ſind. Gerade 
das iſt ja Aufgabe der Geſetzgebung, dem Richter die ſchwierige Ent— 
ſcheidung zu erleichtern, die von ihm gefordert wird und die er in den 
verwickelten Verhältniſſen unſerer Zeit ohne das Hilfsmittel der geſetz— 
lichen Anweiſung in vielen Fällen nicht aufzufinden vermöchte. 


9. Der Richter und das Recht. 


Das Geſetz iſt beſtimmt, dem Richter die Aufgabe der Rechtsfindung 
zu erleichtern. Abnehmen kann es ihm dieſe nicht. Nicht nur in den Fällen, 
in denen eine unrechtmäßige Staatsgewalt Geſetze erläßt, die offenkundig 
Unrecht enthalten, kann und darf der Richter nicht an das Geſetz gebunden 
ſein, ſondern auch dann, wenn eine rechtmäßige Staatsgewalt Geſetze 
herausbringt, die, wenn ſie buchſtabengemäß am einzelnen Rechtsfall 
Anwendung finden ſollen, zu offenbar unrichtigen, ſittlich unhaltbaren, 
der Rechtsidee widerſprechenden Entſcheidungen führen würden. Auch 
dieſer Satz ſteht mit der herrſchenden Lehre des Rechtspoſitivismus, der 
Auffaſſung von der Allgeſetzlichkeit, in Widerſpruch, die heute freilich 
ſchon in weitem Umfange eingeſchränkt iſt, gleichwohl aber inſoweit noch 
aufrecht erhalten wird und herrſchend iſt, als angenommen wird, daß 
das poſitive Rechtsſyſtem in jedem Falle ſchlüſſig ſei und jeder Rechts— 
beſcheid aus dem geſetzten Recht hervorgehe. Das iſt aber unrichtig. „Es 
laſſen ſich keineswegs alle im Rechtsleben notwendigen Urteile auf deduk— 
tivem Wege gewinnen, ſondern in ſehr vielen Fällen muß die neue recht— 
liche Ausſage auf induktivem Wege gefunden werden“ (Erich Jung), d. h. 
es muß eine Entſcheidung aus dem Rechtsgewiſſen erfolgen. Die Antwort 
auf die Frage darf nicht auf verſtandesmäßig-begrifflichem Wege aus dem 
geſchriebenen Geſetz abgeleitet werden, ſondern der Richter muß ſie aus 
eigenem Wiſſen ſchöpfen und mit eigener Autorität ausſprechen, er muß 
ſelbſtändig entſcheiden, was in dieſem Falle Recht iſt. 

Dies gilt unter Umſtänden auch für Entſcheidungen gegen das ge— 
ſchriebene Recht. Aus der poſitiviſtiſchen Rechtslehre heraus erwächſt immer 
wieder das römiſche Problem: summum zus, summa injuria, d. h. wenn 
das geſchriebene Recht auf den Buchſtaben genau angewendet wird, ſo 


38 


entſteht daraus unter Umſtänden das größte Unrecht. Dies kommt daher, 
daß der Geſetzgeber, ſelbſt wenn er vom beſten Willen beſeelt iſt, nicht 
für jeden irgendwie vorkommenden Fall das Rechte treffen kann. Alles 
Menſchliche iſt unvollkommen, das gilt in hohem Maße auch für die 
Geſetzgebung. Die Fähigkeit, den Willen des Geſetzgebers richtig ſo zu 
formulieren, wie er es im Einzelfall haben will, iſt eben nur eine be— 
ſchränkte, und auch der beſte Geſetzgeber kann nicht allen Anforderungen 
gerecht werden, die an ihn geſtellt werden. Das Geſetz kann eben immer 
nur für die Regel gelten, wenn dann Ausnahmen vorkommen, für die 
das Geſetz nicht gemeint ſein kann, ſo darf ſich der Richter nicht dabei 
beruhigen, daß er bequem trotzdem dem Buchſtaben des Geſetzes folgt. 
Der Richter iſt vielmehr Diener des Rechts, nicht des Geſetzes, er hat 
Recht zu ſprechen, nicht das Geſetz auszulegen, und wenn mit der vollen 
Schärfe des Geſetzes Unrecht geſchehen würde, ſo iſt er eben dazu da, 
dieſes zu verhindern und ſeine Entſcheidung, die entſprechend wohl er— 
wogen ſein muß, ſelbſtändig frei zu begründen. Hierbei muß ihm die 
lebensgeſetzliche Rechtslehre Richtſchnur fein, er muß ſich zum feitftern 
den ewigen Rechtsgedanken und die unveränderlichen ſittlichen Grund— 
ſätze nehmen, die letzthin Quelle allen Rechtes ſind. Der herrſchenden 
Rechtslehre iſt dieſe Beziehung allen Rechts auf eine „zentrale Rechts— 
idee“ (Roſenberg) unbekannt. Sie fehlt in unſerem Rechtsleben voll— 
kommen. Und doch iſt ſie unentbehrlich. „Tatſächlich iſt“, ſagt Erich Jung, 
„auch bei allen ſchwierigen Rechtsfragen dieſe Rechtsfindung aus dem 
Rechtsgewiſſen heraus das Ausſchlaggebende für den gewiſſenhaften Rich— 
ter und nicht die erſt nachträglich vorgebaute dialektiſche Faſſade“, bei 
denen es ſich (nach Otto Meyer) häufig genug um „Zufallsprodukte der 
juriſtiſchen Konſtruktionskunſt“ handelt. Es gilt alſo, dieſen „Scholaſtizis— 
mus im Rechtsleben“, d. h. die Sucht, alle Rechtsfragen aus dem ge— 
ſchriebenen Rechte heraus zu löſen, dadurch zu überwinden, daß man der 
Wahrheit die Ehre gibt und das ſelbſtändige Gewiſſen ſprechen läßt. 
Auch der Geſetzgeber ſelbſt verweiſt im heute geltenden Recht den 
Richter vielfach auf Rechtsnormen, die nirgends geſchrieben ſtehen, ſon— 
dern ausſchließlich vom Richter ſelbſtändig zu erkennen ſind. Eine der— 
artige Vorſchrift enthält der wichtige § 2 des preußiſchen Diſziplinar— 
geſetzes, wonach ein Beamter diſziplinariſch ſtrafbar iſt, wenn er ſeine 
Pflichten verletzt oder ſich durch ſein Verhalten in und außer dem Amte 
der Achtung, des Anſehens oder des Vertrauens unwürdig erzeigt, die ſein 
Beruf erfordert. Das iſt eine außerordentlich weite Formulierung, und 
im Einzelfalle iſt es oft ſchwer zu ſagen, wann und wodurch ein Beamter 
ſeine Ehre verwirkt hat. Trotzdem hat ſich in der Rechtsanwendung keine 
allzu große Schwierigkeit gegeben, die mit den alten Regierungsbeamten 
freilich recht gut beſetzten Diſziplinargerichte haben im Einzelfalle regel— 
mäßig das Richtige getroffen, da das Ehrgefühl und damit das richtige 
ſittliche Empfinden bei ihnen lebhaft entwickelt geweſen iſt. Stammler 
führt in ſeinem Werke „Die Lehre vom richtigen Rechte“ eine ganze Reihe 
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derartiger Geſetzesſtellen auf, in denen der Richter auf die Rechtſprechung 
aus dem Rechtsgewiſſen verwieſen wird: Leiſtung nach „Treu und Glau⸗ 
ben“ (8 242 BGB.), die „guten Sitten“ (8 133 BGB.), den ſogenannten 
Schikaneparagraphen (8 226 BGB.), die wiederkehrende Wendung „wenn 
es tunlich iſt“ (z. B. § 1673, § 1996 BGB.), die Beſtimmung „nach 
billigem Ermeſſen“ und die „auf den Anſtand zu nehmende Rückſicht“. 

Dazu kommt dann noch das weite Gebiet des Gnadenrechts. Die Eine 
richtung der Begnadigung iſt dazu da, um Härten des ſtrengen poſitiven 
Rechts zu mildern, um den verurteilenden Richterſpruch dem ſittlichen 
Empfinden gemäß abzuſchwächen, wenn er der Rechtsidee widerſpricht. Die 
Begnadigung darf alſo nicht erfolgen, um das Recht aufzuheben, ſondern 
umgekehrt, um das Recht durchzuſetzen. Sie muß frei von Willkür ge⸗ 
handhabt werden, das heißt gemäß der ewigen Rechtsidee. 

Derſelben Richtſchnur bedarf die Verwaltung. Sie iſt Tätigkeit des 
Staates im Rahmen der Geſetze. Auch ſie darf nicht willkürlich geſchehen, 
ſondern muß von dem Gedanken der Gerechtigkeit getragen werden, der 
an einer „zentralen Rechtsidee“ zu ermeſſen iſt. 

Endlich iſt dieſe unentbehrlich für die Handhabung des Strafrechts. 
Auch hier iſt heute nur der rechtliche Tatbeſtand feſt beſtimmt, für deſſen 
Anwendung übrigens dasſelbe gilt, wie für das Recht überhaupt. Die 
Strafandrohung aber läßt dem Richter oft den weiteſten Spielraum in 
der Auswahl der Höhe der Strafe. „Mit Gefängnis bis zu 3 Jahren“ — 
das heißt, der Richter kann frei feſtſetzen, ob er nur einen Tag oder drei 
Jahre verhängen will. Bei der Entſcheidung iſt er völlig auf fein Rechts⸗ 
gewiſſen angewieſen, das ihm ſagen muß, welche Strafe im einzelnen 
Falle wohl angemeſſen iſt. 

Alſo ohne freie Rechtsfindung iſt auch nach der poſitiviſtiſchen, herr— 
ſchenden Lehre nicht auszukommen. Wenn gleichwohl geleugnet wird, daß 
eine „zentrale Rechtsidee“ rechtliche Gültigkeit haben könne, ſo iſt dies 
eben nichts als ein handgreiflicher Widerſpruch gegenüber der tatſächlichen 
Handhabung des Rechts. 

Dieſe iſt denn heute auch danach. Eine allſeitig anerkannte, mit ſtaat⸗ 
licher Hoheit geſchützte, vom Staate als allgemeinverbindlich hingeſtellte, 
vom Volke als richtig gefühlte „zentrale Rechtsidee“ fehlt, ſeitdem uns 
durch die Verjudung unſerer Zeit der deutſche Rechtsgedanke geraubt 
worden iſt. Die Folge iſt, daß kein Menſch mehr richtig ſagen kann, was 
recht, was anſtändig, was ehrenvoll iſt und was nicht. Dem ſubjektiven 
Ermeſſen iſt in der wichtigſten Frage des Volkslebens, im Recht, der 
weiteſte Spielraum gelaſſen. Ein marxiſtiſch denkender Richter wird die 
Abtreibung nach § 218 StGB. als entſchuldbares Verbrechen anſehen 
und ſo milde als möglich behandeln; ein gläubiger Katholik würde den⸗ 
ſelben Fall wohl mit äußerſter Schärfe ahnden. Den Landesverrat ſieht 
der Marxiſt bekanntlich als Kavaliersdelikt an, wir hingegen als ver- 
abſcheuungswürdigſte Tat. Nationalſozialiſtiſche Richter werden auch heute 
etwa in Fragen der Raſſenſchande anders urteilen, als Anhänger des 
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Zentrums oder der Kommuniſtiſchen Partei. So herrſcht in der Recht: 
ſprechung heute ein wirres Durcheinander. Die verſchiedene Behandlung 
gleichliegender Fälle widerſpricht aber dem Gedanken der Gerechtigkeit und 
des Rechts bis zum äußerſten. Das wird dann auch oft und gerade vom 
Volke richtig erkannt. Die Folge iſt Zerſtörung der Achtung vor dem 
Richterſpruch, die „Juſtizkriſe“ iſt da. 

Dieſer Zuſtand kann aber mit äußerlichen Mitteln nicht behoben wer: 
den. Nicht Geſetze ſchaffen einen beſſeren Rechtszuſtand, ſondern beſſere 
Menſchen. Wir brauchen ſolche Richter, denen der Gedanke der Ehre nicht 
nur „eine Idee“ iſt, ſondern denen er kraft ihrer Veranlagung in Fleiſch 
und Blut ſitzt, und die aus ihrem Gewiſſen heraus nach den Grundſätzen 
der lebensgeſetzlichen Rechtslehre das Recht ſo handhaben, daß es als 
heiliges Gut über den Menſchen die Gerechtigkeit erhöht und die Ordnung 
verbürgt, ohne die das Leben des Volkes zugrunde geht. 


10. Raſſengeſetzliche Strafrechtstheorie. 


Die Strafrechtstheorie fragt nach der Rechtfertigung der Beſtrafung 
eines Menſchen durch die menſchliche Geſellſchaft und nach den Grund— 
ſätzen, nach denen das Strafrecht geſetzt werden ſoll. 

Ziel des Strafrechts iſt die Sicherung des Rechts gegenüber dem Rechts— 
brecher. Es iſt Notwehr der Gemeinſchaft gegen den, der den Rechts— 
frieden ſtört und das Leben der Gemeinſchaft bedroht, indem er die 
Rechtsordnung umſtößt. 

Kaum irgendwo anders kann man die Verkehrtheit der Umweltlehre, 
wonach der Menſch das Erziehungsprodukt von außen geſetzter Einflüſſe, 
darunter auch des Rechts, ſein ſoll, beſſer erkennen, als im Strafrecht. 
Wenn der Einzelne dem Rechte nicht gemäß handelt, wenn er gegen das 
Recht verſtößt, ſo bleibt danach nur die Wahl zu ſagen: entweder iſt der 
Verbrecher böſen Willens oder die Rechtsordnung iſt ſchlecht. Iſt das 
letztere der Fall, ſo muß man folgerichtig der Gemeinſchaft das Recht, zu 
ſtrafen, abſprechen; andernfalls muß man ſich zur Anerkennung der 
Willensfreiheit entſchließen. 

Die folgerichtige Theorie der Willensfreiheit iſt jüdiſcher Herkunft. 
Sie iſt das Gegenſtück zu der Auffaſſung vom willkürlich freien Geſetz⸗ 
geber. Nach ihr hat der Menſch die freie Wahl, gut oder böſe zu handeln. 
Er iſt angeblich völlig frei, vermag zu tun und zu laſſen, was er will, 
ohne Rückſicht auf irgendwelche vererbte Veranlagung und ohne Rück- 
ſicht auf Einflüſſe der Umwelt. Man kann ihn folglich zum Guten 
oder Böſen erziehen, kann ihm anbefehlen, was er tun ſoll. Verlangt 
wird nur, daß er „dem Geſetze gemäß“ handelt. Tut er das, dann iſt 
er gerechtfertigt, andernfalls verfällt er der geſetzten Strafe. 

Das ſittliche Recht, zu ſtrafen, wird dann meiſt in irgendwelcher Art 
theokratiſch begründet, der Staat iſt der Vollſtrecker eines göttlichen 
Willens auf Erden. Entfällt dieſe glaubensmäßige Begründung des Straf— 
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rechts, jo ſtürzt damit auch die fittliche Begründung des Strafanſpruchs 
in ſich zuſammen. Der ſtaatliche Strafanſpruch iſt dann nur noch eine 
Willkürhandlung der herrſchenden Gewalt. Man gelangt dann zu anarchi— 
ſchen Zuſtänden. 

Oder man läßt den Gedanken der Willensfreiheit überhaupt fallen. 
Man erkennt, daß der Einzelne in dem Zuſammenhang von Urſache und 
Wirkung ſteht, daß auch die einzelne Straftat auf beſtimmte Urſachen 
zurückgeht, die der Einzelne abzuändern nicht in der Lage iſt. Geht man 
dann auf die Rechts- und Geſellſchaftsordnung zurück, ſo erſcheint die 
einzelne Straftat nicht durch den Verbrecher verurſacht, ſondern durch die 
äußeren ſozialen Verhältniſſe, durch die Rechtsordnung ſelbſt. Die mangel- 
haften äußeren Einrichtungen haben dann die Schuld an dem Verbrechen. 
Der Verbrecher iſt nur das ſchuldloſe und bemitleidenswürdige Opfer der 
Umwelt, der Rechtsordnung, des Staates, des Volkes. Dann iſt die 
Strafe ein Unrecht, das man dem Verbrecher zufügt. Nicht die Geſamt— 
heit iſt vor dem Verbrecher, ſondern dieſer vor der Juſtiz zu ſchützen, vor 
dem verurteilenden Richter, vor dem Staatsanwalt, vor dem Gefängnis— 
direktor: dies Kind, kein Engel iſt ſo rein — man hätte es beſſer erziehen 
ſollen, andere Entwicklungsmöglichkeiten, andere Lebensverhältniſſe ſchaffen 
müſſen. 

Dies iſt die Lehre des Marxismus und die Auffaſſung unſeres demo— 
kratiſchen Judentums. Es kommt nicht von ungefähr, daß unſere Links— 
preſſe ſtets die Partei des Verbrechers nimmt — vorausgeſetzt, daß er 
nicht nationalſozialiſtiſch denkt, verſteht ſich. Folgerichtig gedacht, entfällt 
nach ihr jede Berechtigung, eine Strafe zu verhängen, damit aber auch 
jeder Schutz der Geſamtheit vor dem Rechtsbruch. 

Richtig iſt, daß jedes Geſchehen auf Erden die Wirkung einer Kette 
von Urſachen iſt, die als ſolche unendlich iſt. Dieſe Urſachen ſind aber nicht 
nur in der Umwelt zu ſuchen, ſondern vor allem im Menſchen ſelber. 
Die Tatſache der vererbten Veranlagung darf nicht nur nicht überſehen 
werden, ſondern ſie muß in ihrer ganzen Bedeutung und Schwere zum 
Ausgangspunkt aller Überlegung genommen werden. Der Menſch ſchafft 
gemäß feiner Veranlagung die Umwelt und nicht umgekehrt. Die menſch— 
liche Veranlagung iſt Urſache des Handelns des Menſchen. Es gibt ſtttlich 
hochſtehende und ſittlich tiefſtehende Menſchen; es gibt eine „moral in- 
sanity“, eine Erkrankung oder Entartung des ſittlichen Empfindens. 

Danach kann der Verbrecher tatſächlich nichts dafür, daß er eine 
Straftat begeht. Er iſt aber doch nicht ſchuldlos, ſondern er iſt Träger 
derjenigen Eigenſchaften, die zu der Straftat geführt haben. Niemand 
kann in die Seele eines anderen hineinſehen — wer wollte entſcheiden, 
was in dieſer vor ſich ging, als die Straftat begangen wurde? Wohl aber 
kann man ſagen, daß eine beſtimmte Straftat von einer Geſinnung, von 
einer Anlage zeugt, die unſozial iſt, die nicht rechtgemäß iſt, die ihren 
Träger als untauglich erſcheinen läßt, in der menſchlichen Geſellſchaft, im 
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Volke als Volksgenoſſe zu leben. Und dies um fo mehr, als eine der— 
artige Veranlagung, wie jede andere, ſich vererbt auf Kind und Kindes— 
kind. 

Damit kommen wir auf die lebensgeſetzliche Begründung des Straf— 
rechts. Der Staat ſtraft nicht, weil ihm „von oben her“ das Recht zur 
Strafe verliehen wurde, auch nicht, weil er ſich willkürlich dieſes Recht 
nimmt, ſondern um die Geſamtheit vor demjenigen zu ſchützen, der durch 
ſeine Straftat bewieſen hat, daß er nicht tauglich iſt, ein wertvolles Mit: 
glied der Geſellſchaft zu ſein. Ziel des Strafrechts wie Ziel des Rechts 
überhaupt iſt der Schutz des Volkes vor lebensfeindlichen, rechtsſchädigen— 
den Entartungen, die ſich in einer ungeſunden Veranlagung offenbaren. 

Deshalb war die erſte Strafe des germaniſchen Strafrechts die Acht 
oder Friedloslegung: Ausſchluß des Verbrechers aus der Rechtsgenoſſen— 
ſchaft des Volkes, damit auch die Unmöglichkeit, ſich in dieſer fortzu— 
pflanzen. Dieſe Strafe traf insbeſondere den ehrlos Handelnden. So 
wirkte das Strafrecht in Richtung einer Ausleſe; die Erbſtämme, die das 
Volk ausmachten, wurden von ſolchen Veranlagungen gereinigt und frei 
gehalten, die verbrecheriſche Züge zeigten. Heute noch ſpüren wir die 
Wirkungen dieſer jahrhundertelang vollzogenen Ausmerzung der lebens— 
geſetzlich untauglichen Erbanlagen: die Kriminaliſtik zeigt, daß die Straf— 
fälligkeit um ſo geringer iſt, je nordiſcher und germaniſcher eine Be— 
völkerung iſt. 

Rechtsträger, Rechtsgenoſſe, Volksgenoſſe kann eben nur der ſein, 
deſſen Rechtsgewiſſen, das allen Rechtes Quelle iſt, unverfälſcht iſt. 
Weſſen Veranlagung ſo iſt, daß er auf den Weg des ehrloſen Verbrechens 
geführt wird, muß aus dieſer Gemeinſchaft entfernt werden, darf vor 
allem die überkommene Veranlagung nicht forterben, da andernfalls von 
den Nachkommen ähnliche Rechtsbrüche erwartet werden müſſen. 

Dies gilt für ehrloſe Verbrechen, die aus gemeiner, niedriger, ehrloſer 
Geſinnung begangen werden. Sie wird nicht jedesmal vorliegen, wenn 
ein Verſtoß gegen ein Geſetz begangen wird. In ſolchen Fällen aber, in 
denen die Ehrloſigkeit klar erwieſen iſt, beiſpielsweiſe bei allen aus Ge— 
winnſucht und gemeiner Habgier begangenen Vergehen oder bei Gewohn— 
heitsverbrechern, muß auf Todesſtrafe, lebenslängliche Abſonderung und 
vor allem eugeniſche Steriliſation (Unfruchtbarmachung) erkannt werden. 

Von dem Verbrechen, das aus Ehrloſigkeit, aus fehlerhafter Charakter— 
veranlagung begangen iſt, muß der Verſtoß gegen eine Strafvorſchrift 
unterſchieden werden, der zwar zu ahnden iſt, der aber nicht gerade aus 
ehrloſer Geſinnung erwächſt. Beiſpielsweiſe kann eine fahrläſſige Tötung 
durch unglücklichen Zufall bei jedem, auch dem anſtändigſten Menſchen 
vorkommen; ein Verſtoß gegen das Verbot des Teppichklopfens zu be⸗ 
ſtimmter Zeit oder des ruheſtörenden Lärms iſt ſelbſtverſtändlich kein Des 
likt, das übermäßig ſtreng zu ahnden wäre. Gleichwohl iſt eine Beſtrafung 
auch hier notwendig, und zwar einfach zwecks Abſchreckung. Hier verlangt 
der Schutz der Geſamtheit die Bedrohung mit einem Nachteil, um zu den 
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Urfachen, die die Handlungen der Menſchen beſtimmen, die Befürchtung 
des Nachteils einer Strafe zu ſetzen. 

Im ganzen aber taugt ein Strafrecht um ſo weniger, je milder es iſt, 
wenn es ſich um die Ausmerzung ehrloſer Verbrecher handelt. Die Auf⸗ 
faſſung, daß ein „humanes“ Strafrecht einen hohen Kulturzuſtand an: 
zeigt, iſt nicht nur falſch, ſondern auch ſittlich bedenklich. Denn ſie läßt 
erkennen, daß der Urteilende gefühlsmäßig mehr für den Verbrecher, als 
für deſſen Opfer Partei ergreift und das Volkswohl und den Schutz des 
Rechtsgedankens hintanſetzt. Selbſtverſtändlich ſoll jede Grauſamkeit ver⸗ 
mieden werden. Die Strafe hat nicht den Zweck der Beſſerung oder 
Läuterung des Verbrechers — eine fehlerhafte Anlage zu ändern iſt nie— 
mand imſtande —, ſondern ſie bezweckt den Schutz der Rechtsordnung 
vor der Entartung des Rechts durch Erhaltung des Rechtsbrechers. Der 
Staat, der die Volksgeſamtheit vertritt, der Richter hat aber nicht nur 
das Recht, ſondern die Pflicht, die Geſamtheit zu ſchützen, weil ſonſt das 
Recht zugrunde geht und das Volk zerfällt. 

Das iſt die ſittliche Begründung des Strafrechts nach der lebens— 
geſetzlichen Rechtslehre. 


11. Raſſengeſetzliche Theorie des Völkerrechts. 


Wir ſahen oben, daß nach der herrſchenden poſitiviſtiſchen Rechts— 
theorie keine zureichende Erklärung für die Quelle des Völkerrechts ges 
geben werden kann. Nach der raſſengeſetzlichen Rechtslehre macht dies 
keine Schwierigkeiten. Wie ſich das Gewohnheitsrecht aus dem angeborenen 
Rechtsgewiſſen der Gemeinſchaft entwickelt, ſo iſt es mit dem Völkerrecht. 
Es wird nicht vom Staate geſetzt, ſondern entſteht urſprünglich. 

Nach nordifchegermanifchedeutfcher Rechtsauffaſſung ſteht alles Lebende 
unter der Herrſchaft der Rechtsordnung. Deshalb ſtehen auch die ein- 
zelnen Staaten unter der Rechtsordnung. Der Krieg iſt keine Willkür: 
handlung, ſondern eine Rechtshandlung, durch die ſich die Lebensanſprüche 
der Völker ausgleichen. 

Wie das innerſtaatliche Recht aus dem Volksgeiſte entſpringt, ſo auch 
das Völkerrecht. Nur iſt dort die Gemeinſchaft der zu einem Volke 
gehörenden Volksgenoſſen Quelle des Rechts, hier die übereinſtimmende 
Willensrichtung ſämtlicher Völker, die am Zuſtandekommen des Völker: 
rechts Anteil haben. 

Eine Übereinſtimmung des Rechtsgefühls iſt aber nur inſoweit möglich, 
als eine Gleichartigkeit des Empfindens vorliegt, die mit der raſſiſchen 
Gleichartigkeit verknüpft iſt. Deshalb kann das Völkerrecht, ſofern es 
alle Völker umfaßt, alſo ein Weltrecht iſt, nur ganz wenige und äußer⸗ 
liche Rechtsſätze aufweiſen. Es muß notwendig unentwickelt bleiben, wird 
einige Völker, wie die Auſtralneger oder Buſchmänner, vermutlich gar 
nicht ergreifen und im übrigen einen ſo geringen Inhalt haben, daß es 
kaum mehr faßbar ſein wird. 


44 


U ..ßß ꝛxT:᷑ ——...5 —Z 


Eine engere Staaten- und Völkergemeinſchaft iſt nur möglich bei den 
germaniſchen Völkern. Sie, die alle nordiſch⸗germaniſch beſtimmt ſind, 
die trotz Uberwucherung mit römiſch⸗jüdiſchen Rechtsgedanken das gleiche 
Rechtsgefühl beſitzen, haben auch die Möglichkeit der beſſeren rechtlichen 
Regelung zwiſchenſtaatlicher Verhältniſſe. Es läßt ſich durchaus vorſtellen, 
daß dieſe Staaten einen engeren „Völkerbund“ bilden und ſich aus dieſer 
Vereinigung ein beſtimmteres Recht bildet, als es der jetzige Völkerbund 
aller Völker der Welt zu tun vermag. 

Die deutſchrechtliche, lebensgeſetzliche Rechtslehre gilt jedenfalls — ab⸗ 
geſehen von ihrer abſoluten Richtigkeit — nicht nur für uns Deutſche, 
ſondern für alle germaniſchen Völker. Aus dem gleichartigen Rechts— 
gewiſſen muß daher notwendig eine Gleichartigkeit der Rechtsgeſtaltung 
und Rechtsanwendung folgen. Geſchieht dies, dann beſteht kein Grund, 
den rechtlichen Handlungen anderer germaniſcher Völker die Anerkennung 
zu verſagen. 

Nach unſerem Strafgeſetz wird der Rückfalldiebſtahl ſchwerer beftraft, 
als der erſte Diebſtahl, wenn der erſte Dieb im Inlande beſtraft worden 
iſt. Geſetzt den Fall, der Täter hätte den erſten Diebſtahl in Norwegen 
begangen, fo ift kein Grund einzuſehen, weshalb dieſer dann bei Rück 
fälligkeit nicht ebenſo ſtreng beſtraft werden ſoll, als wäre er früher in 
Hamburg verurteilt worden. Unſer geltendes Recht geht hier aber von dem 
Gedanken aus, daß es nur auf die durch unſer Strafrecht bedrohte Tat 
ankommt, nicht aber auf die Tat und die durch die verſchiedenen Taten 
bewieſene ehrloſe Geſinnung. Dieſe Anſchauung iſt richtig, wenn ein 
Deutſcher ſich in den Netzen eines Geſetzes verſtrickt, das etwa im Kongo— 
ſtaat oder bei den Bolſchewiken gilt. In dieſem Falle wäre es allerdings 
Pflicht des deutſchen Staates, ſich ſchützend vor dieſen Deutſchen zu 
ſtellen und feine Freiſtellung zu verlangen, mindeſtens aber feine Bes 
ſtrafung auf Grund eines Geſetzes und eines Verfahrens, das von uns 
nicht gebilligt werden kann, ihm nicht nachzurechnen. 

Anders aber liegen die Dinge doch bei dem Rechte eines germanifchen 
Kulturſtaates. Hier widerſpricht es dem deutſchrechtlichen Geiſte durch— 
aus, die Rechtſprechung eines von denſelben Rechtsgrundſätzen ausgehenden 
Gerichts des Auslandes als ſolche nicht anzuerkennen. Gewiß wird es 
auch hier heute noch immer einer genauen Nachprüfung bedürfen. Aber 
es iſt zweifellos möglich, daß in den germaniſchen Staaten eine derartige 
Angleichung des Rechts erfolgt, daß wir das, was dort für Recht gehalten 
wird, auch unſerſeits anerkennen können. 

Insbeſondere gilt dies auch von der Ehegeſetzgebung. Heute werden 
die Völker im weſentlichen nur durch Gebietsgrenzen voneinander ge— 
ſchieden. Daß bisher noch keine ſtärkere Vermiſchung aller Völker unter— 
einander ſtattgefunden hat, als ſie tatſächlich ſchon eingetreten iſt, daß 
ſich alſo die Völker raſſiſch voneinander überhaupt noch unterſcheiden, liegt 
nur an der Seßhaftigkeit der meiſten Völker. Bei den Juden iſt ſie nicht 
vorhanden. Ihre eigene völkiſche Zuſammengehörigkeit freilich halten ſie 
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durch eine möglichſt ſtrenge, von der jüdischen Religion unterftüßte Ab: 
ſchließung aufrecht. Aber Nomaden, wie ſie immer waren, ſind ſie auch 
heute noch. Ihrem Empfinden und Rechtsgefühl entſpricht es daher, die 
Staatengrenzen verſchwinden zu laſſen und alle völkiſchen Bindungen 
aufzulockern, die verſchiedenen Völker ſich wahllos miſchen zu laſſen und 
eine einheitliche Menſchheit herzuſtellen. Das iſt der letzte Sinn aller 
„weltbürgerlichen“ Beſtrebungen der ultramontanen, liberalen und mar— 
xiſtiſchen Parteien, die den „Weltſtaat“ oder, etwas verſchämter, „Pan: 
Europa“ predigen. An dieſem Ziele arbeitet ja auch der von jüdiſch-frei⸗ 
maureriſcher Geſinnung getragene Völkerbund. 

Der jüdiſch-römiſchen Weltreichidee tritt der nordiſch-germaniſch⸗deutſche 
Rechtsgedanke der Sonderung des Verſchiedenen, der Erhaltung der Völker— 
perſönlichkeiten entgegen. In der baſtardierten Bevölkerung eines Welt— 
reiches würde ein übereinſtimmendes Rechtsgewiſſen nicht mehr vorhanden, 
damit aber auch die Quelle allen Rechts verſchüttet ſein. Die Rechtsidee 
verlangt daher notwendig die Abſonderung des Verſchiedenen und deſſen 
rechtlich verſchiedene Behandlung. Es iſt daher notwendig, die Selbſtändig— 
keit der verſchiedenen Völker und ihrer Staaten aufrechtzuerhalten. 

Da es nun aber nicht auf den Beſitz von Land, auf zufällige und ver— 
ſchiebbare Gebietsgrenzen ankommt, ſondern auf die Menſchen, ſo iſt die 
natürliche Schlußfolgerung der germaniſch-deutſchen Rechtsidee, daß nicht 
in erſter Linie die Länder, ſondern die Völker voneinander abgegrenzt 
werden müſſen. Es müſſen alſo Eheſchranken (mit entſprechendem Verbot 
des Geſchlechtsverkehrs überhaupt) zwiſchen den verſchiedenen Völkern 
errichtet werden, die dazu dienen, die Art rein zu erhalten und eine Zer— 
kreuzung und damit Vernichtung der wertvollen Erbmaſſe des Volkes 
zu verhindern. Der Kampf gegen die Raſſenſchande iſt die wichtigſte 
Aufgabe der Rechtspolitik. 

Ein ſolches Eheverbot iſt zwiſchen verſchiedenartigen Völkern geboten, 
nicht aber zwiſchen gleichartigen, alſo nicht zwiſchen germaniſchen Völkern. 
Wenn dieſe, der lebensgeſetzlichen Rechtslehre folgend, dieſelben Raſſen— 
ſchutzgeſetze, dieſelben ehegeſetzlichen Vorſchriften bei ſich eingeführt haben 
werden, wie dies bei uns hoffentlich bald geſchieht, dann beſteht kein 
Grund, zu verhindern, daß alle dieſe gleichraſſigen, germaniſchen Völker 
mit uns in eine Ehegemeinſchaft eintreten, wenn zwiſchen ihnen, wie dies 
in der altnordiſchen Welt geſchah, das connubium, d. h. die Heirats⸗ 
gemeinſchaft oder „Wechſelehe“, ausgemacht wurde. 

Iſt dies geſchehen, fo kann das commercium, d. h. die Verflechtung 
der Wirtſchaft durch Handelsgemeinſchaft und Niederlegung der Zoll— 
grenzen, folgen. Auf dieſem Boden kann die Annäherung gleichraſſiger 
Völker weitergetrieben werden, die Blutgenoſſenſchaft alſo ſchließlich in 
eine wahre Völkergemeinſchaft der germaniſchen Völker übergehen, die 
durch dieſelbe Rechtsordnung zuſammengehalten wird, innerhalb der dann 
auch kriegeriſche Handlungen ausgeſchloſſen ſind. Die verſchiedenartigen 
Belange der Landſchaften laſſen ſich dabei durchaus aufrechterhalten, ſelbſt 
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die Verſchiedenheit der Sprachen, ja, es wird Aufgabe fein, die Beſonder— 
heiten in der Kultur zu pflegen und Eigenarten zu bewahren. Nicht Gleich— 
macherei, ſondern verſchiedene Behandlung des Verſchiedenen iſt ja der 
Grundzug des deutſchen Rechts, wie er ja auch in der Einrichtung der 
Selbſtverwaltung zum Ausdruck kommt. 

So weiſt die raſſengeſetzliche Rechtslehre in die Zukunft und ſtellt 
Aufgaben und Zielfegungen, die noch über den Rahmen des deutſchen 
Volkes hinausgreifen. 


12. Raſſengeſetzliche Theorie des Gewohnheitsrechts. 


Die römiſche und herrſchende Rechtslehre führt die Entſtehung des 
Gewohnheitsrechts auf die ſtillſchweigende Genehmigung des Geſetzgebers 
zurück. Das iſt ein folgerichtiger Schluß aus der allgemeinen Behauptung, 
daß alles Recht vom Staate ausgehe; wir ſahen aber, daß dieſer Satz 
falſch iſt. 

Wenn wir erkannt haben, daß das Recht urſprünglich als eine natür— 
liche Vorausſetzung allen Lebens überhaupt entſtehen muß und vorhanden 
iſt, ſo ergibt ſich damit von ſelbſt, daß alles Recht zuerſt Gewohnheits— 
recht ſein muß; es beſteht, auch wenn kein vom Staate geſetztes Recht 
vorhanden iſt, weil eine menſchliche Gemeinſchaft ohne Recht überhaupt 
nicht denkbar iſt. Das entſpricht auch der geſchichtlichen Erfahrung, wonach 
das Gewohnheitsrecht dem Geſetzesrecht zeitlich vorherging. Eine rechts— 
ſetzende ſtaatliche Zwangsgewalt fehlte bei den nordiſchen Völkern ur— 
ſprünglich überhaupt. 

Quelle des Gewohnheitsrechts iſt das Rechtsgewiſſen des Volkes, der 
Volksgeiſt, der aus der Raſſenveranlagung ſeine beſtimmte Ausprägung 
erhält. Aus ihm entwickelt ſich ein beſtimmter Brauch, eine beſtimmte 
Gewohnheit. Iſt dieſe ſo, daß ſie als richtig und damit als verbindend 
angeſehen wird, ſo haben wir das Gewohnheitsrecht, das heißt, beſtimmte 
Normen, die das Gemeinſchaftsleben regeln, und als verbindlich angeſehen 
werden, weil ihre Richtigkeit aus der dauernden Übung erhellt. 

Solches Gewohnheitsrecht iſt genau ſo zu betrachten, wie das vom 
Staate geſetzte Recht. Es hat die gleiche Kraft, wie dieſes, kann alſo 
auch geſchriebene Rechtsnormen abändern. Es hat aber mit dem Gejeßes- 
recht auch das gemeinſam, daß es als richtig oder unrichtig gewertet 
werden muß. Es gibt auch ſchlechte Gewohnheiten und üble Bräuche, die 
eine Entartung des Rechts anzeigen. Die Vorausſetzung allen Rechts 
überhaupt iſt aber ſeine ſittliche Richtigkeit, d. h. der Rechtsſatz muß der 
lebensgeſetzlichen Rechtsidee entſprechen. Es iſt Aufgabe des Richters, feſt— 
zuſtellen, ob es ſich bei einem beſtimmten Brauch um einen guten oder 
richtigen Brauch oder um eine ſchlechte Gewohnheit handelt. Denn „die 
Richtigkeit iſt dem Rechtsbegriffe weſentlich“ (Erich Jung). Sittlich und 
damit rechtlich bindend iſt alſo nicht jede Gewohnheit, die als Recht 
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angeſehen wird, ſondern nur die lebensgeſetzlich zuläſſige Gewohnheit. 
Nur ſoweit eine ſolche vorliegt, darf der Richter aus der herrſchenden 
Gewohnheit das Recht entnehmen. Andernfalls entfiele die Möglichkeit, 
das Recht ſtets in Einklang mit ſeinen ſittlichen Grundlagen zu halten 
und damit der Schutz des Rechts überhaupt. 

Dieſe Anſchauung entſpricht auch der des deutſchen Rechts. Sie iſt 
der Sinn einer Stelle des Sachſenſpiegels, in der die ſittliche Verankerung 
79 0 Rechts als Vorausſetzung ſeiner Verbindlichkeit klar zum Ausdruck 
ommt: 

„Von guter Gewohnheit ſollen wir hier ſprechen. Was gute Gewohn— 
heit iſt, das iſt gut und recht. Was da recht iſt, das iſt auch gut. Das 
iſt gute Gewohnheit und richtige Gewohnheit, die wider geiſtlichen Recht 
nicht iſt (d. h.: die ſittliche Rechtsidee, hier allerdings der mittelalterlichen 
Auffaſſung gemäß als Kirchenlehre gemeint; d. Verf.) und die wider den 
menſchlichen Zuchten nicht iſt („Zucht“, d. h. im urſprünglich-raſſiſchen 
und im rechtlichen, d. h. lebensgeſetzlichen Sinne gemeint; d. Verf.), noch 
wider die Seligkeit iſt der Ehren und der Seele. Dieſe Gewohnheit heißt 
Staete und rechte Gewohnheit und des Landes gute Gewohnheit.“ 

Wir haben keinen Anlaß, von dieſer deutſchrechtlichen Lehre abzugehen, 
ſondern müſſen ſie als richtig anerkennen. Freilich wird der Richter das 
Gewohnheitsrecht ſeltener als unrichtig und damit unverbindlich zu ver— 
werfen brauchen als das Geſetzesrecht, das ſeine Quelle häufig genug in 
der Willkür der Gewalt hat. Denn das Gewohnheitsrecht zeigt ja ſeine 
lebensgeſetzliche Bewährung häufig gerade durch die fortdauernde Übung 
des Brauchs, der nicht getätigt würde, wenn er ſich ſchließlich lebens⸗ 
geſetzlich nicht als richtig erwieſe. Deshalb kann man ſehr wohl ſagen, daß 
das Gewohnheitsrecht im Ganzen ein beſſeres Recht iſt, als das Geſetzes⸗ 
recht. In dieſer Tatſache liegt die Brauchbarkeit des konſervativen Ge⸗ 
dankens für die Politik begründet und die häufige Zweckmäßigkeit der 
Mahnung: quieta non movere, Ruhendes ſoll man nicht bewegen, aber 
nicht unter allen Umſtänden, ſondern nur dann, wenn ſich das Beſtehende 
als lebensfördernd und damit richtig bewährt hat. 


13. Praktiſche Folgerungen. 


Die lebensgeſetzliche Rechtslehre wird, wenn ſie allgemein als zu— 
treffend anerkannt iſt, weitreichende Folgen haben. Sie dient der geſamten 
Rechtsſchöpfung, ſei es durch den Geſetzgeber, ſei es durch den Richter, 
als Richtſchnur. Sie wirkt wie eine Verfaſſung, weil ſie Ziele weiſt und 
das ganze Rechtleben des Volkes in beſtimmte Bahnen lenkt. 

Inſoweit durch die Geſetzgebung praktiſche Fragen gelöſt werden 
müſſen, deren Richtigkeit an der lebensgeſetzlichen Rechtslehre zu ermeſſen 
iſt, überſchreitet deren Abhandlung den hier durch die Darſtellung der 
reinen Lehre (Theorie) geſtellten Rahmen. 
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Hier iſt aber noch eine Wertung der Gegenwart zu geben, eine Prü- 
fung der gegenwärtigen Rechtsverhältniſſe in Deutſchland daraufhin, ob 
und wieweit das geltende Recht als richtiges Recht, als verbindliches 
Recht und damit als Recht überhaupt anerkannt werden kann und muß. 
Es handelt ſich hier alſo um die Anwendung der lebensgeſetzlichen Rechts⸗ 
lehre auf beſtimmte, geſchichtlich gegebene Tatſachen. 

Wir erlebten die Novemberrevolution von 1918, durch die die alten 
Herrſchaftsgewalten der Fürſten und die alten deutſchen Verfaſſungen 
gewaltſam geſtürzt und neue Staatsgewalten und neue Verfaſſungen 
geſchaffen wurden. Wir ſehen vor unſeren Augen die nationalſozialiſtiſche 
Bewegung der Macht zuſtreben, hören und leſen, daß ſie von ihren inner— 
politiſchen Gegnern als unrechtmäßig bekämpft wird und betonen dem— 
gegenüber unſerſeits die Rechtmäßigkeit unſeres Wollens. 

Daraus ergibt ſich die Frage: wie ſind dieſe Vorgänge rechtlich zu 
werten? Welche Staatsgewalt iſt rechtmäßig, welche unrechtmäßig? 

Dieſe Fragen find völlig parteilos und unvoreingenommen ausfchließ- 
lich mit wiſſenſchaftlicher Genauigkeit an der raſſengeſetzlichen Rechtslehre 
zu prüfen. 

Dieſe ermißt die Rechtmäßigkeit einer Herrſchaft ausſchließlich nach 
dem Geiſte, der Willensrichtung, in der ſie gehandhabt wird. Steht die 
lebensgeſetzliche Rechtsidee der Ehre im Zentrum des Denkens, ſo iſt 
eine Staatsgewalt rechtmäßig, weil ſie eben das Recht zu verwirklichen 
trachtet. 

Dies war bei den bis 1918 herrſchenden Fürſten der Fall. Ihre 
Herrſchaft war ohne Zweifel rechtgemäß. Dies ergibt ſich zwar nicht 
daraus, daß ſie „legitim“ war, ſondern aus der Willensrichtung des 
preußiſch⸗deutſchen Staatsgedankens als ſolchen. 

Dieſer beruhte auf dem oberſten Grundſatz der Ehre und der An— 
ſtändigkeit, auf der Betonung der unverbrüchlichen Heiligkeit des Rechts— 
gedankens. Das alte Preußen iſt nie ein „brutaler Machtſtaat“ geweſen, 
wie ſeine Gegner im In- und Auslande dies oft fo gerne behaupten. 
Schon die Ehrlichkeit der geſamten Staatsführung, die Lauterkeit der 
Geſinnung in der Verwaltung, die unbedingte Ehrenhaftigkeit der Offiziere 
und Beamten, die Pflege aller germaniſchen Tugenden im Heere zeigt 
dies. Die preußiſchen Könige, voran Friedrich der Große, betrachteten 
ſich trotz der formalen Geltung des römiſchen Satzes „princeps legibus 
solutus“ (die Perſon des Königs iſt unverletzlich) als Diener des Staates 
und Volkes, das heißt: ſie ſtellten ſich in die Rechtsordnung hinein, 
betrachteten ſich als dem Rechte untertan. Friedrich der Große hielt ſich 
— man leſe die Geſchichte der „Königlichen Bank“, der Vorläuferin der 
Reichsbank — ſtets für verpflichtet, allen von ihm gegebenen Schuld— 
verſprechen auch wirklich nachzukommen, das von ihm ſelbſt geſetzte Recht 
zu wahren, obgleich er formalrechtlich wohl in der Lage geweſen wäre, 
ſich von der Schuld zu befreien, ſehr zum Unterſchiede beiſpielsweiſe der 
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franzöſiſchen Könige und vieler ihrer Nachbeter in Deutſchland. Deshalb 
war auch der Zinsſatz früher gering, denn deſſen Höhe richtet ſich nicht 
zum geringſten Teile danach, ob ein ausgeliehenes Kapital ſicher iſt, alſo 
ob der Rechtszuſtand ſo iſt, daß der Gläubiger mit der Rückzahlung des 
Kapitals rechnen kann. Wenn man gut ſchlafen wolle, müſſe man preu⸗ 
ßiſche Konſols kaufen, ſagte der alte Rothſchild, und beſcheinigte damit 
letzten Endes nichts anderes, als daß Preußen ein Rechtsſtaat ſei und 
man ſich auf die Ehrenhaftigkeit dieſes Staates feſt verlaſſen könne. Die 
Wirtſchaft iſt eben kein Ding an ſich, ſondern eine Tätigkeit unter dem 
Recht, dem ſie zu dienen hat, ſie benutzt die Formen des Rechts, und ihre 
Blüte iſt von der Güte des Rechtszuſtandes durchaus abhängig. Deshalb 
iſt es kein Zufall, daß unſere Volkswirtſchaft früher gut, ſeit dem Rechts⸗ 
bruch von 1918 aber ſchlecht und mit der fortſchreitenden Aufgabe des 
Rechtsgedankens zugunſten der bloßen Zweckmäßigkeit, die ſehr zu unrecht 
als nützliche, als „Realpolitik“ bezeichnet wurde, immer ſchlechter geworden 
iſt, weil man ihr eben die geſunde Grundlage der unverbrüchlichen Heilig- 
keit des Rechts entzogen hatte. Auch Kant ſchon bekannte, daß der 
Preußenſtaat eine vollendete „Republik“ ſei, was ſoviel ſagen will, daß 
es ein Rechtsſtaat im deutſchrechtlichen Sinne wäre. Sogar in der Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reiches von 1871 kommt dies zum Ausdruck: Die 
deutſchen Fürſten ſchloſſen danach einen ewigen Bund zum Schutze des 
in ihm geltenden Rechts. Das kann nur im deutſchrechtlichen Sinne ver⸗ 
ſtanden werden, es bedeutete den ſittlichen deutſchen Rechtsgedanken. Der 
preußiſch⸗deutſche Staatsgeiſt war eben eigentlich germaniſch, diente den 
Lebensintereſſen des Volkes, war Ausdruck ſeiner nordiſchen Raſſenſeele, 
hatte den ſittlichen Gedanken der Ehre zur tragenden Grundſäule. 

Demnach waren die früher herrſchenden Gewalten rechtgemäß. Die 
Umſtürzler von 1918 aber begingen einen Rechtsbruch. Es iſt keine Frage 
und unbeſtritten, daß ſie nach dem Hochverratsparagraphen ſchuldig waren. 
Gemeſſen an der ewigen Rechtsidee der Ehre konnten ſie aber gleichwohl 
eine rechtmäßige Herrſchaft begründen, nämlich dann, wenn ihre Herr— 
ſchaftsgewalt im rechtlichen Sinne gehandhabt wurde, wenn fie die gleichen 
deutſchrechtlichen Rechtsgrundſätze vertraten, wie die alten Gewalten. Der 
formale Verſtoß gegen die Strafvorſchrift des beſtehenden Geſetzes bedeutet 
für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit ihrer Herrſchaft nichts. Auch für 
ſie gilt nicht der formale Begriff der „Legitimität“. 

Die Frage aber, ob der Staatsgeiſt ſeit 1918 völkiſch war, ob er dem 
Gedanken der Ehre Rechnung trug, muß verneint werden. Der heute 
herrſchende Rechtsgeiſt entquillt nicht dem deutſchen Gewiſſen, die Ziel⸗ 
ſetzung ſeines Wollens iſt nicht lebensgeſetzlich, iſt nicht völkiſch. Die 
Träger der Novemberrevolution, die Weimarer Parteien, vertreten nicht 
das deutſche Volk, die deutſche Volksſeele, ſondern internationale Spe⸗ 
kulationen, widervölkiſche Theorien, übervölkiſche Organiſationen gegen 
das deutſche Volk. Ob wir die Ideologie des ökumeniſch-theokratiſch⸗ 
gebundenen Rechts des Zentrums, die materialiſtiſche Rechtsphiloſophie 
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der Marxiſten oder die humanitäre Nechtsauffaffung der pazifiſtiſchen 
Demokraten anſehen — in keinem Falle iſt das von ihnen gewollte und 
geſetzte Recht gebunden an die ewige Rechtsidee der reinen Ehre, des 
nordiſch⸗germaniſchen Volksgeiſtes, der lebensgeſetzlichen Sittlichkeit. 

Die gegenwärtige Staatsgewalt iſt demnach nicht rechtgemäß. Ge⸗ 
meſſen an der lebensgeſetzlichen Rechtsidee hat ſie zwar die tatſächliche 
Macht, aber nicht das Recht. 

Aus der Tatſache, daß die rechtmäßigen Gewalten 1918 durch eine 
unrechtmäßige Gewalt geſtürzt worden ſind, iſt nicht zu folgern, daß ſie 
auch heute noch einen rechtlichen Anſpruch auf Herrſchaft beſäßen. Sie 
haben 1918 kampflos das Feld geräumt und damit einer unrechtmäßigen 
Staatsgewalt in den Sattel verholfen. Wer aber fein Recht aufgibt, ver- 
wirkt es. Die „Legitimität“ ermißt ſich, wie wir ſagten, nicht nach irgend⸗ 
welchen äußeren Formeln, ſondern an der ewigen Rechtsidee. Es hieße 
den geſchichtlichen Tatſachen, dem Leben und damit dem Rechte ſelbſt 
Gewalt antun, wollte man demjenigen ein Recht zubilligen, der es nicht 
auszuüben geſonnen iſt oder dazu nicht die Kraft aufbringt. Wären die 
deutſchen Fürſten ſeit 1918 die Vorkämpfer für des deutſchen Volkes 
Freiheit und Ehre geblieben — die Sache ſähe anders aus. Das Recht 
aber dient dem Leben, nicht einem vergilbten Anſpruch, wie die römifch- 
jüdiſche Rechtstheorie behauptet. 

Das Recht auf Herrſchaft wird derjenige beſitzen, der die unrecht— 
mäßigen gegenwärtigen Gewalten ſtürzt und gleichzeitig das lebensgeſetz⸗ 
liche Recht zu verwirklichen trachtet. Dieſen Kampf führt die N. S. D. A. P., 
dieſen Willen hat ſie. 

Die N. S. D. A. P. will legal zur Macht gelangen. Das heißt, fie will 
den Buchſtaben des geſchriebenen Rechts, der geſetzten Verfaſſung achten. 
Das bedeutet aber nicht, daß ſie den gleichen Rechtsgeiſt vertritt, wie die 
gegenwärtigen Machthaber, deren „Syſtem“, das heißt jüdiſch-römiſchen 
Rechtsgedanken wir bekämpfen. Es handelt ſich alſo bei dieſem inneren 
Kampfe um die Macht im Staate letzthin um das Ringen um die Durch— 
ſetzung eines beſtimmten Rechtsgedankens. Dort ſtarres Paragraphenrecht, 
hier Lebensrecht. Dort Staat, hier Volk. Dort Buchſtabe, hier Gewiſſen. 
Dort ſtatiſches, hier dynamiſches Recht. Alfred Roſenberg hat in ſeinem 
„Mythus des 20. Jahrhunderts“ dieſem Gedanken einen zutreffenden 
Ausdruck gegeben: „Das“ Recht und „der“ Staat liegen wie zwei andere 
Kruſten über uns, wie „die“ Kunſt und „die“ Wiſſenſchaft. Ihre hohle 
Machtäußerung hat revolutionäre Kräfte wachgerufen. Zuerſt die Kraft 
der verzweifelten ſozial Unterdrückten. Heute endlich auch die Revolution 
der ihres Höchſtwertes beraubten nordiſch-germaniſchen Raſſenſeele.“ 

Aus dieſer aber entſpringt alles Recht. Die deutſche Seele kämpft in 
Deutſchland um ihr Recht, um das Recht ſchlechthin. Organ, Inſtrument, 
Mittel dieſes Kampfes iſt die N. S. D. A. P. Ihre Rechtsanſchauung ſteht 
in Einklang mit dem deutſchrechtlich-lebensgeſetzlichen Recht. Deshalb 
wird ihre Herrſchaft dereinſt rechtgemäß ſein. 
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Die Aufgabe der rechtmäßigen Herrſchaft wird vor allem die Meder: 
herſtellung des Rechts fein, Es wird zu prüfen fein, inwieweit die Staats⸗ 
akte der bisherigen Regierungen rechtgemäß waren. 

Aus der Anerkennung der Rechtmäßigkeit der Herrſchaft der Fürſten 
bis 1918 ergibt ſich, daß auch die von dieſen erlaſſenen Staatsakte recht: 
gemäß waren. Sie entſprechen zwar nicht in jedem Falle unſerer Auffaſſung, 
ſie bringen auch den lebensgeſetzlichen Rechtsgeiſt nicht immer klar zum 
Ausdruck. Im Ganzen aber können ſie als rechtgemäß angeſehen werden, 
da ſie den lebensgeſetzlichen Ehrbegriff zum Ausgangspunkt nehmen. 

Anders liegt die Sache bei den Staatsakten der Regierungen ſeit 1918. 
Da die Staatsgewalt ſelbſt nicht rechtgemäß iſt, entbehren auch ihre 
Handlungen der Rechtmäßigkeit. Sie bedürfen noch der Anerkennung 
durch eine rechtmäßige Gewalt, wie ſie die Herrſchaft der national— 
ſozialiſtiſchen Bewegung darſtellen wird. In zahlreichen öffentlichen Er— 
klärungen haben die berufenen Führer der N. S. D. A. P. kundgetan, daß 
ſie volksſchädigende Maßnahmen der bisherigen Staatsgewalt als für das 
deutſche Volk nicht verbindlich anſehen werden, ſo den Verſailler Vertrag, 
den Dawespakt, den Poungplan, die Konkordate. Dieſe Erklärungen ent— 
ſprechen durchaus der lebensgeſetzlichen Rechtslehre. Die auf Grund der 
von der unrechtmäßigen Regierung abgeſchloſſenen Verträge erlaſſenen 
Geſetze können nicht als rechtsverbindlich angeſehen werden. Sie wider— 
ſprechen ja auch dem Grundgedanken der Freiheit, in deren Wahrung 
das Recht überhaupt ſeine Aufgabe hat. 

Am beſten kommt die Richtigkeit dieſer Rechtsauffaſſung bei der Be— 
urteilung der Entwaffnungsgeſetze zum Ausdruck. Sie gehen nicht einmal 
auf den Willen einer deutſchen Regierung, ſondern der äußeren Feinde 
des deutſchen Volkes zurück. Ihr Zweck iſt zweifellos, die Durchſetzung 
des deutſchen Lebenswillens, des deutſchen Lebensrechts zu hindern. Gewiß 
muß man ſich der Gewalt beugen, gewiß hat da, wo die Gewalt das Recht 
hat, das Recht keine Gewalt. Aber wenn deutſche Regierungen, wenn 
deutſche Gerichte den offenbaren Gewaltakt der Feinde des deutſchen 
Volkes als rechtmäßig erklärten, wenn man nicht nur der übermächtigen 
Gewalt tatſächlich Rechnung trug, ſondern den Verſtoß gegen ſogar den 
Willen des Feindes als Unrecht brandmarkte und Deutſche, die irgendwelche 
Waffen in Beſitz hatten, um ſie für das eigene Volk zu führen, dem 
gemeinen Verbrecher gleichſetzte, wenn man zwiſchen einer ehrenvollen und 
unehrenhaften Handlung keinen Unterſchied machte, wenn man den 
Lumpen und Landesverräter, der ſolche „Delikte“ anzeigte oder ſolche 
Waffen dem Feinde verriet, als ehrlich und einwandfrei handelnd hin— 
ſtellte, ſo liegt darin nicht nur eine Würdeloſigkeit, ſondern darüber hinaus 
ein offenbarer Rechtsbruch, ein Verſtoß gegen die ſittlichen Grundgedanken 
jeden Rechts, ohne die kein Recht ſein kann. Es iſt eben ein Unterſchied 
zu machen zwiſchen der rein tatſächlichen Anerkennung eines Zuſtandes, 
der durch die Macht herbeigeführt wird, der man nicht entgehen kann, 
und der rechtlichen Anerkennung dieſes Machtſpruches als rechtlich und 
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ſittlich berechtigt. Erhaben über allen Kompromiſſen ftehen die ewigen 
Grundſätze des Rechts. Auch die römiſche Kurie hat den gleichen Grund— 
ſatz, wenn auch bezogen auf den römiſchen Rechtsgedanken des „Geſetzes 
von 1 mit unbeſtreitbarem Erfolge zur Grundlage ihrer Rechtspolitik 
gemacht. 

Das „Dritte Reich“ wird alſo Rechtsnachfolger der alten Staats— 
gewalten ſein, die bis 1918 geherrſcht haben. Die Regierungsgewalten der 
Republik können nur als tatſächlich vorhanden angeſehen werden, nicht 
aber als rechtmäßig herrſchend. Die Geſchichte läßt ſich nicht ausradieren, 
ſie läßt ſich mittels logiſcher Konſtruktionen nicht wegdisputieren. Aber 
ihre Wertung iſt frei. 

Deshalb bedürfen auch die Staatsakte der unrechtmäßigen Staats— 
gewalten der nachträglichen Anerkennung und Billigung der ſpäteren recht— 
mäßigen Regierung. Im allgemeinen wird dieſe ausgeſprochen werden 
können. Aber man wird nicht die Rechtsbrüche gutheißen können, die 
durch „Meineid und Hochverrat“ gegenüber der früheren rechtmäßigen 
Gewalt begangen worden ſind. 

Die Verbrechen jener Zeit harren noch der Sühne. Die gewaltſame 
Verhinderung der Rechtsverfolgung durch die unrechtmäßigen Gewalthaber 
kann das Recht nicht ſelbſt beſeitigen. Die N. S. D. A. P. hat ſtets betont, 
daß die „Novemberverbrecher“ zur Rechenſchaft gezogen werden müſſen. 
Das unverletzliche, ewige Recht läßt ſich nicht beſeitigen. Die Vorſchriften 
über Hoch- und Landesverrat ſind nicht außer Kraft geſetzt. 

Auch die zahlreichen Mißbräuche der Amtsgewalt und Rechtsbeugungen, 
die gegen die rechtmäßige nationalſozialiſtiſche Bewegung und ihre An— 
hänger begangen worden ſind und bisher keinen Richter finden konnten, 
harren noch der Verfolgung. Die tatſächliche Hemmung des Rechts durch 
unrechtmäßige Gewalt beſeitigt nicht den Rechtsanſpruch. 

Auch ſonſtige Staatsakte werden auf ihre Rechtmäßigkeit hin nach— 
zuprüfen fein. Die N. S. D. A. P. will die wohlerworbenen Rechte beiſpiels— 
weiſe der Beamten ſchützen. Sie ſind unantaſtbar. Aber „wohlerworben“ 
ſteht eben im Gegenſatz zu nicht-wohlerworben. Der Begriff „wohl— 
erworben“ ermißt ſich an der deutſchen Rechtsidee, andernfalls hat 
er keinen Sinn, denn ſonſt wäre eben jedes „Recht“ wohlerworben, weil 
es kein „Unrecht“ iſt. Nicht wohlerworben aber ſind ſolche Rechte, die 
erſchlichen oder ergaunert oder von einer unrechtmäßigen Staatsgewalt 
verliehen worden ſind. Dann handelt es ſich um einen tatſächlichen, nicht 
aber einen rechtmäßigen Beſitz und Ausübung eines Rechtes. Als „wohl— 
erworbene Rechte“ können alſo die Ernennungen von Bonzen und Zu— 
hältern der Weimarer Parteien, die nur mit Rückſicht auf ihre unrecht: 
gemäße Geſinnung in die höchſten Staatsämter einrückten, nicht an⸗ 
geſehen werden. Es wird eine der erſten Aufgaben der rechtmäßigen 
Staatsgewalt ſein, die zur Zeit der Republik erworbenen Beamtenrechte 
daraufhin durchzuprüfen, ob ſie als rechtgemäß und wohlerworben an— 
geſehen werden können. 


53 


Ahnlich werden alle Einbürgerungen, die feit 1918 erfolgt find, 
daraufhin durchgeſehen werden müſſen, ob ſie der Rechtsidee gemäß ſind. 
Das Recht entſpringt aus der Raſſenſeele des Volkes, in dem es Gültig⸗ 
keit haben ſoll. Werden Menſchen in die Volksgemeinſchaft aufgenommen, 
die eine von der deutſchen Art derart verſchiedene Veranlagung haben, 
daß ſie kein Verſtändnis für deutſchen Rechtsgeiſt aufbringen können, 
ja daß dieſer durch ihre Einwirkung ganz in den Hintergrund geſchoben 
und durch eine andere, unrichtige Rechtsauffaſſung verdrängt wird, ſo 
wird durch ſolche Einbürgerungen das Recht ſelbſt verletzt, ja vernichtet. 
Die Einbürgerungen der Juden und anderer fremdraſſiger Menſchen 
durch die republikaniſchen Behörden ſind deshalb als Verſtöße gegen die 
Rechtsordnung anzuſehen und wieder aufzuheben, ſowie die rechtmäßige 
Vertretung des deutſchen Volkes hierzu die Macht hat. 

Das gleiche gilt von den Namensänderungen, die dazu dienten, die 
raſſiſche Herkunft Fremdſtämmiger zu verheimlichen und die natürlichen 
Unterſchiede der Volksgenoſſen und Artfremden zu verwiſchen. 

Beſonderer Wert iſt auf die Säuberung der Gerichte und Behörden 
von Juden zu legen. Die Rechtspflege wurzelt im angeborenen Rechtes 
gewiſſen, im Ehrgefühl, das angeboren iſt. Es gibt nichts Perſönlicheres, 
Eigenartigeres, als die Rechtspflege in Juſtiz und Verwaltung. Soll in 
deutſchen Landen wieder deutſches Recht Geltung finden, ſo müſſen vor 
allem die geſamten Rechtspflegeorgane einſchließlich der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft in deutſche Hand gelegt werden. Nirgends muß mehr auf raſſiſche 
Herkunft und Güte Wert gelegt werden, als hier, wo das Rechtsgefühl, 
unverbrüchliche Ehrenhaftigkeit und lauterſte Geſinnung das deutſche 
Recht zum Ausdruck bringen ſoll und das ſittliche Empfinden des ge— 
ſamten Volkes zu ſchulen iſt. 


Die lebensgeſetzliche Rechtslehre aber macht weiter den Weg frei zu 
einer geſunden Außenpolitik. Das Gelöbnis unbedingter Ehrenhaftigkeit, 
Wahrhaftigkeit und Anſtändigkeit und vor allem auch deren offene Be⸗ 
tätigung muß das Vertrauen des Auslandes erwerben. Die pazifiſtiſch⸗ 
unehrliche Politik der letzten zwölf Jahre hat dem deutſchen Anſehen im 
Auslande furchtbar geſchadet. Wenn nicht alles täuſcht, wird nicht zum 
letzten hierdurch das herrſchende Syſtem ſeinen Untergang finden. Wer 
Verträge abſchließen will, der ſucht und wünſcht ſich einen Vertrags⸗ 
partner, der weiß was er will, und auf deſſen Ehrlichkeit Verlaß iſt. Das 
Lügengewebe, das von einer ſyſtemfreundlichen Preſſe im Auslande gegen 
uns geſponnen iſt, wird ſehr bald zerreißen und der Genugtuung weichen, 
daß Deutſchland endlich eine Regierung gefunden hat, auf deren Wort 
Verlaß ſein kann. Freunde erwirbt ſich nur der Charaktervolle, der des 
Vertrauens würdig erſcheint. 

Dies wird die Grundlage für den außenpolitiſchen Aufſtieg bringen. 
Die grundſätzliche Nicht-Anerkennung der uns knechtenden Verträge wird 
ſie nicht ſtören, ſondern nur feſtigen. Es werden neue Verträge abgeſchloſſen 
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werden müſſen, die uns wirklich erfüllbar erfcheinen und dem Lebengrechte 
des deutſchen Volkes wirklich Rechnung tragen. Dieſe völkiſchen Rechte 
zu wahren iſt das Grundrecht und damit die grundlegende Pflicht der 
5 Regierung, aus der ſich die Rechtmäßigkeit ihrer Herrſchaft 
ableitet. 

Mit dem Tage der Machtübernahme durch die N. S. D. A. P. wird nicht 
nur eine neue Regierung in Deutſchland gebildet ſein. Dieſer Tag wird 
vielmehr die Entthronung des jüdiſch-römiſchen Rechtsgedankens bringen. 
Die deutſchrechtlich-lebensgeſetzliche Rechtsidee wird wieder in ihr ewiges 
Recht eingeſetzt werden. Deutſchland wird wieder eine rechtmäßige Re— 
gierung haben, es wird wieder Recht in deutſchen Landen ſein. 

Keine Herrſchaft, auch die rechtmäßigſte nicht, vermag ſich ohne Macht 
zu halten. Dieſe Macht aber braucht keine äußerliche, keine Gewalt zu 
ſein. „Nicht Roß noch Reiſige ſchützen die ſteile Höhe, wo Fürſten 
ſtehn ... Liebe des Volkes allein . ..“ Dieſe Liebe des Volkes wurzelt 
im Gefühl, im Gewiſſen, im Recht. 

Deshalb wird das Dritte Reich ein Rechtsſtaat ſein. Das Dritte Reich 
der Zukunft muß den deutſchen Rechtsgedanken hüten und pflegen. Das 
Recht iſt das größte Heiligtum, das ein Volk beſitzt. Es iſt Ausdruck 
und Leben der ſittlichen Idee ſchlechthin. 

Gegenüber der jüdiſch-römiſchen Paragraphenwirtſchaft, dem öden 
Buchſtabenkult, dem ſtarren Geſetzesglauben, dem platten Rechts— 
materialismus gilt es die Heiligkeit der Rechtsidee zu erkennen und ihre 
Verankerung im Göttlichen zu begreifen. So wird das Recht wieder 
leben im Volke und das Volk leben im Rechte. 

So wird auch die rechtmäßige Herrſchaft durch das Recht geheiligt 
ſein. Ihre Taten werden ſolche des Rechts ſein und ihre Sprüche im 
Namen des Rechts ergehen. Das Rechtsgewiſſen aber des ganzen Volkes 
wird die Herrſchaft des Rechts ſichern gegen Zerſtörung und Zerfall. 

Unſer Kampf aber iſt ein Kampf für das deutſche Recht. In ihm 
ſei uns Leitſtern das Wort des Preußenkönigs: „Wenn die Gerechtigkeit 
untergeht, hat es keinen Zweck, daß Menſchen leben.“ 


. 
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Ausführlicher Verlagsproſpekt auf Wunſch koſtenlos! 


zur. Oberſchleſien 
im Ringen 
sun der Völker 


von der Ortsgruppe Oppeln des Kampfbundes für deutſche Kultur 


Aus den Buchbeſprechungen: 


„Insgeſamt ſtellt Dr. H. Nicolais Arbeit eine aus guter Kenntnis der oberſchleſi⸗ 
ſchen Geſchichte und Problemlage geſtaltete, flüſſig und auf großer Linie gehal⸗ 
tene völkiſche Studie dar, die einen verdienſtvollen Beitrag der Aufklärungs⸗ 
literatur über Oberſchleſien bildet... Der Hauptwert dieſes nationalen, eigen⸗ 
willigen Kampfbüchleins liegt in der Analyſe der oberſchleſiſchen Eigenart und 
der Erörterung der Folgerungen, die ſich aus dem Bevölkerungscharakter für die 
politiſche Gefahrenlage des doppelten Grenzlandes ergeben.“ 


Hans Schadewaldtzin der „Oſtdeutſchen Morgenpoſt“. 
„Ich wünſche, daß das Buch von Nicolai den Anſtoß gibt zu einer im beſten Sinne 
„modernen“ politiſchen Betrachtungsweiſe. Denn wer heute noch glaubt, Geſchichte 
ohne Berückſichtigung der Raſſe machen zu können, iſt rückſtändig und wird 
durch die Tatſachen regelmäßig eines anderen belehrt.“ 
Miniſterialrat Hanno Konopath in der „Sonne“. 
„Anregend und belehrend iſt das Buch von Anfang bis zu Ende, beſonders 
temperamentvoll und dabei objektiv geſchrieben iſt beſonders der letzte Teil und 
man kann dem Werkchen nur herzlich wünſchen, daß es reichen Abſatz findet.“ 
Dr. Hache in den „Kreuzburger Nachrichten“. 
„Hier bietet der, Kampfbund für deutſche Kultur“ eine feinen überparteilichen, 
rein kulturellen Zielen entſprechende Schrift über die Geſchichte Oberſchleſiens, 
die erſchöpfend und zuverläſſig und nur beſtens zu empfehlen iſt.“ 
Verbandsnachr. f. d. Mitgl. des Reichsverb. für die kath. Auslandsdeutſchen. 
„Die ſachlich fundierte Kritik an dem Verhalten des Zentrums macht das gut 
ausgeſtattete Buch auch zu einem Kampfmittel für unſere Bewegung, das in die 
Hand jedes denkenden Oberſchleſiers gehört ... Wer Oberſchleſien richtig beurteilen 
will, muß dieſes Buch geleſen haben.“ 
„Schleſiſcher Adler“ (Nat.⸗Soz. Wochenblatt in Oppeln). 
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